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§ 50a

S t e u e r ab zug be i b e s ch r g nk t S t e u e r p f l i c h t i g e n

idF des EStG v. 19. 10. 2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209

(1) Bei beschrgnkt steuerpflichtigen Mitgliedern des Aufsichtsrats (Ver-
waltungsrats) von inlgndischen Aktiengesellschaften, Kommanditgesell-
schaften auf Aktien, Berggewerkschaften, Gesellschaften mit beschrgnk-
ter Haftung und sonstigen Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und
Personenvereinigungen des privaten und des jffentlichen Rechts, bei
denen die Gesellschafter nicht als Unternehmer (Mitunternehmer) anzu-
sehen sind, unterliegen die Vergftungen jeder Art, die ihnen von den ge-
nannten Unternehmungen ffr die hberwachung der Geschgftsffhrung
gewghrt werden (Aufsichtsratsvergftungen), dem Steuerabzug (Auf-
sichtsratsteuer).
(2) Die Aufsichtsratsteuer betrggt 30 vom Hundert der Aufsichtsratsver-
gftungen.
(3) 1Dem Steuerabzug unterliegt der volle Betrag der Aufsichtsratsvergf-
tung ohne jeden Abzug. 2Werden Reisekosten (Tagegelder und Fahrtaus-
lagen) besonders gewghrt, so gehjren sie zu den Aufsichtsratsvergftun-
gen nur insoweit, als sie die tatsgchlichen Auslagen fbersteigen.
(4) 1Die Einkommensteuer wird bei beschrgnkt Steuerpflichtigen im
Wege des Steuerabzugs erhoben
1. bei Einkfnften, die durch im Inland ausgefbte oder verwertete kfnst-

lerische, sportliche, artistische oder ghnliche Darbietungen erzielt wer-
den, einschließlich der Einkfnfte aus anderen mit diesen Leistungen
zusammenhgngenden Leistungen, unabhgngig davon, wem die Ein-
nahmen zufließen (§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d),

2. bei Einkfnften aus der Ausfbung oder Verwertung einer Tgtigkeit als
Kfnstler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalist oder Bildberichter-
statter einschließlich solcher Tgtigkeiten ffr den Rundfunk oder Fern-
sehfunk (§ 49 Abs. 1 Nr. 2 bis 4), es sei denn, es handelt sich um Ein-
kfnfte aus nichtselbstgndiger Arbeit, die dem Steuerabzug vom
Arbeitslohn nach § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 unterliegen,

3. bei Einkfnften, die aus Vergftungen ffr die Nutzung beweglicher
Sachen oder ffr die hberlassung der Nutzung oder des Rechts auf
Nutzung von Rechten, insbesondere von Urheberrechten und gewerb-
lichen Schutzrechten, von gewerblichen, technischen, wissenschaft-
lichen und ghnlichen Erfahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten,
z.B. Plgnen, Mustern und Verfahren, herrfhren (§ 49 Abs. 1 Nr. 2, 3, 6
und 9).

2Dem Steuerabzug unterliegt der volle Betrag der Einnahmen einschließ-
lich der Betrgge im Sinne des § 3 Nr. 13 und 16. 3Abzfge, z.B. ffr Be-
triebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausgaben und Steuern, sind
nicht zulgssig. 4Der Steuerabzug betrggt 25 vom Hundert der Einnah-
men. 5Bei im Inland ausgefbten kfnstlerischen, sportlichen, artistischen
oder ghnlichen Darbietungen betrggt er
bei Einnahmen
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1. bis 250 Euro
0 vom Hundert;

2. fber 250 Euro bis 500 Euro
10 vom Hundert der gesamten Einnahmen;

3. fber 500 Euro bis 1000 Euro
15 vom Hundert der gesamten Einnahmen;

4. fber 1000 Euro
25 vom Hundert der gesamten Einnahmen.

(5) 1Die Steuer entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die Aufsichtsratsver-
gftungen (Absatz 1) oder die Vergftungen (Absatz 4) dem Glgubiger der
Aufsichtsratsvergftungen oder der Vergftungen zufließen. 2In diesem
Zeitpunkt hat der Schuldner der Aufsichtsratsvergftungen oder der Ver-
gftungen den Steuerabzug ffr Rechnung des beschrgnkt steuerpflich-
tigen Glgubigers (Steuerschuldner) vorzunehmen. 3Er hat die innerhalb
eines Kalendervierteljahres einbehaltene Steuer jeweils bis zum 10. des
dem Kalendervierteljahr folgenden Monats an das ffr ihn zustgndige Fi-
nanzamt abzuffhren. 4Der beschrgnkt Steuerpflichtige ist beim Steuerab-
zug von Aufsichtsratsvergftungen oder von Vergftungen Steuerschuld-
ner. 5Der Schuldner der Aufsichtsratsvergftungen oder der Vergftungen
haftet aber ffr die Einbehaltung und Abffhrung der Steuer. 6Der Steuer-
schuldner wird nur in Anspruch genommen,
1. wenn der Schuldner der Aufsichtsratsvergftung oder der Vergftungen

diese nicht vorschriftsmgßig gekfrzt hat oder
2. wenn der beschrgnkt steuerpflichtige Glgubiger weiß, dass der Schuld-

ner die einbehaltene Steuer nicht vorschriftsmgßig abgeffhrt hat, und
dies dem Finanzamt nicht unverzfglich mitteilt.

7Der Schuldner der Vergftungen ist verpflichtet, dem beschrgnkt steuer-
pflichtigen Glgubiger auf Verlangen die folgenden Angaben nach amtlich
vorgeschriebenem Muster zu bescheinigen:
1. den Namen und die Anschrift des beschrgnkt steuerpflichtigen Glgu-

bigers;
2. die Art der Tgtigkeit und Hjhe der Vergftung in Euro;
3. den Zahlungstag;
4. den Betrag der einbehaltenen und abgeffhrten Steuer nach § 50a

Abs. 4;
5. das Finanzamt, an das die Steuer abgeffhrt worden ist.
(6) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt werden, dass bei Vergftun-
gen ffr die Nutzung oder das Recht auf Nutzung von Urheberrechten
(Absatz 4 Nr. 3), wenn die Vergftungen nicht unmittelbar an den Glgu-
biger, sondern an einen Beauftragten geleistet werden, an Stelle des
Schuldners der Vergftung der Beauftragte die Steuer einzubehalten und
abzuffhren hat und ffr die Einbehaltung und Abffhrung haftet.
(7) 1Das Finanzamt des Vergftungsglgubigers kann anordnen, dass der
Schuldner der Vergftung ffr Rechnung des beschrgnkt steuerpflichtigen
Glgubigers (Steuerschuldner) die Einkommensteuer von beschrgnkt
steuerpflichtigen Einkfnften, soweit diese nicht bereits dem Steuerabzug
unterliegen, im Wege des Steuerabzugs einzubehalten und abzuffhren
hat, wenn dies zur Sicherung des Steueranspruchs zweckmgßig ist. 2Der
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Steuerabzug betrggt 25 vom Hundert der gesamten Einnahmen, wenn
der beschrgnkt steuerpflichtige Glgubiger nicht glaubhaft macht, dass
die voraussichtlich geschuldete Steuer niedriger ist. 3Absatz 5 gilt ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass die Steuer bei dem Finanzamt anzu-
melden und abzuffhren ist, das den Steuerabzug angeordnet hat. 4§ 50
Abs. 5 Satz 1 ist nicht anzuwenden.

Autor: Dr. MichaelMaßbaum, Rechtsanwalt/Steuerberater,
Deloitte & Touche GmbH, Berlin

Mitherausgeber: Dr. Wolfgang Kumpf, Diplom-Kaufmann,
Deere & Company, Mannheim
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DB 1967, 2176; Endriss, Ist die Unterscheidung zwischen unbeschronkter und beschronk-
ter Steuerpflicht noch zeitgemoß?, FR 1968, 338; Richter, Praxisfragen zur Durchfnhrung
und Prnfung des Steuerabzugs nach § 50a EStG bei der Zahlung von Aufsichtsratsvergn-
tungen und Lizenzgebnhren an beschronkt Steuerpflichtige, StBp. 1978, 245; Engel-
schalk, die Besteuerung von Steuerauslondern auf Bruttobasis, Heidelberg, 1988; Scha-
last, Das Abzugsverfahren fnr Einknnfte beschronkt Steuerpflichtiger – Verholtnis von
DBA und innerstaatlichem Verfahrensrecht, FR 1990, 212; Massbaum, Die beschr. Steuer-
pflicht der Knnstler und Berufssportler unter Berncksichtigung des Steuerabzugsverfah-
rens, Herne/Berlin 1991, 216 ff.; Th\mmes, Besteuerung von Einknnften Nichtansossiger
in EG-Staaten, IWB F. 11 Europoische Gemeinschaften, Gr. 2, 119; Schaumburg, Inter-
nationales Steuerrecht, 2. Aufl. Krln 1998; Hahn-Joecks, Zur Problematik der Besteue-
rung auslondischer Knnstler und Sportler, Baden-Baden 1999; Grams, Besteuerung von
beschronkt steuerpflichtigen Knnstlern, Herne/Berlin 1999. Vgl. auch Schrifttum zu
Anm. 4.

A. hberblick zu § 50a

§ 50a regelt StAbznge, die nur bei beschronkt Stpfl. vorzunehmen sind, und
zwar:
Abs. 1–3: StAbzug von 30 vH bei Aufsichtsratsvergntungen (ARSteuer).
Abs. 4: StAbzug gestaffelt bis zu 20 vH (ab 1.1.2003; 25 vH bis 31.12.2002) bei
p Nr. 1: Einknnften, die durch knnstlerische, sportliche oder ohnliche Dar-

bietungen im Inland oder durch Verwertung solcher im In- und Ausland
erbrachten Darbietungen im Inland erzielt werden (§ 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. d). Der StAbzug ist unabhongig davon vorzunehmen, wem die Ein-
nahmen zufließen.

p Nr. 2: Einknnften aus der Ausnbung oder Verwertung einer Totigkeit als
Knnstler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalist oder Bildberichterstatter, es
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sei denn, es handelt sich um Einknnfte aus nichtselbstondiger Arbeit, die dem
LStAbzug nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 unterliegen.

p Nr. 3: Einknnften aus Vergntungen fnr die
– Nutzung beweglicher Sachen
– pberlassung der Nutzung oder des Rechts auf Nutzung von Rechten, ins-

bes. von Urheberrechten, gewerblichen Schutzrechten und gewerblichen,
technischen, wissenschaftlichen und ohnlichen Erfahrungen, Kenntnissen
und Fertigkeiten.

Abs. 5 und 6: Verfahrensvorschriften fnr die Aufsichtsratsteuer (Abs. 1–3) und
den StAbzug nach Abs. 4.
Abs. 7: StAbzug auf Anordnung des FA. Ein solcher Abzug in Hrhe von
25 vH kann angeordnet werden, wenn dies zur Sicherstellung des Steueran-
spruchs zweckmoßig ist. Weist der beschronkt stpfl. Gloubiger eine voraussicht-
lich niedrigere Steuer nach, ist dies fnr den StAbzug maßgebend.

B. Rechtsentwicklung des § 50a

StdndG v. 18. 7. 1958 (BGBl. I, 473; BStBl. I, 412): Einfngung des § 50a in das
EStG unter Zusammenfassung der bis dahin verstreuten Vorschriften nber den
StAbzug bei beschr. Stpfl.: der §§ 49a und 50 Abs. 6 EStG 1957, der VO nber
den StAbzug von Einknnften bei beschr. Stpfl. v. 6. 2. 1935 (RGBl. I, 160;
RStBl., 214), des Abschn. 224 EStR 1956/57, des § 40 Abs. 1 LStDV 1957 und
des Abschn. 62b LStR 1957; s. Teske, DStZ 1959, 91.
2. StdndG 1967 v. 21. 12. 1967 (BGBl. I, 1254; BStBl. I, 484): Im Zusammen-
hang mit der Einfnhrung der ErgAbg. wurde in Abs. 2 und Abs. 4 der Steuersatz
fnr den Fall der pbernahme der Abzugsteuer durch den Schuldner der Vergn-
tung gestrichen. Dadurch trat keine materielle lnderung ein. Es sollte nur eine
Unnbersichtlichkeit der Vorschrift verhindert werden (vgl. S\ffing, DB 1967,
2183).
2. StdndG 1973 v. 18. 7. 1974 (BGBl. I, 1489; BStBl. I, 521): Abs. 4 Buchst. b
(jetzt Abs. 4 Satz 1 Nr. 3) wurde an die Einfngung von § 49 Abs. 1 Nr. 9 durch
eine entsprechende Erweiterung der Abzugspflicht angepaßt.
EGAO 1977 v. 14. 12. 1976 (BGBl. I, 3341; BStBl. I, 694): Die Verfahrensrege-
lungen beim StAbzug in Abs. 5 wurden neu gefaßt, da wegen Aufhebung des
StAnpG der Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld in § 50a zu regeln war.
StBereinG 1985 v. 14. 12. 1984 (BGBl. I, 1493; BStBl. I, 659): In Abs. 4 wurden
die Sotze 4 und 5 angefngt, wonach der Bruttobetrag dem StAbzug unterliegt.
Diese Regelung war bisher in § 73b EStDV enthalten, der aufgehoben wurde.

[Anschluß S. E 9]
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StBereinG 1986 v. 19. 12. 1985 (BGBl. I, 2436; BStBl. I, 735): Die dem
StAbzug unterliegenden Einknnfte wurden um solche aus knnstlerischen, sport-
lichen, artistischen oder ohnlichen Darbietungen im Inland, unabhongig von Zu-
fluß und Betriebsstotte, ergonzt (neue Nr. 1 in Abs. 4). Die bisherigen Buchst. a
und b wurden zu Nr. 2 und Nr. 3.
StReformG 1990 v. 25. 7. 1988 (BGBl. I, 1093; BStBl. I, 224): Der zu § 50a er-
gangene § 73h EStDV wurde aufgehoben, da er durch die Einfngung des § 50d
gegenstandslos geworden war.
StdndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297, BStBl. I, 146): In Abs. 4 wurden zwei
lnderungen vorgenommen:
E Ein neuer Satz 4 wurde eingefcgt, mit dem Einnahmen aus der Totigkeit bei be-
stimmten im Ausland hergestellten und ausschließlich im Inland ausgestrahlten
Rundfunk- und Fernsehsendungen ebenfalls nur dem ermoßigten Steuersatz
von 15 vH (Satz 3) unterworfen werden, wenn die Vergntung von einer inlond.
Rundfunk- oder Fernsehanstalt gezahlt wird. Die bisherigen Sotze 4 und 5 wur-
den Sotze 5 und 6.
E Satz 5 (neu) wurde dahin ergdnzt, daß dem StAbzug der volle Betrag der Einnah-
men unterliegt, einschließlich der Betroge iSd. § 3 Nr. 13 (aus rffentlichen Kas-
sen gezahlte Reisekostenvergntungen, Umzugskostenvergntungen und Tren-
nungsgelder) und § 3 Nr. 16 (Vergntungen, die ArbN außerhalb des rffentlichen
Dienstes von ihrem ArbG zur Erstattung von Reisekosten, Umzugskosten oder
Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsfnhrung erhalten).
JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (BGBl. I, 1250; BStBl. I, 438):
E Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 wurde dahin ergdnzt, daß fnr unselbstondig totige beschr.
stpfl. Knnstler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalisten und Berichterstatter an
Stelle des StAbzugs nach Abs. 4 der LStAbzug mit Wirkung ab VZ 1996 einge-
fnhrt wird.
E Abs. 4 wurde gekcrzt, indem die Sotze 3 und 4 mit Wirkung ab VZ 1996 gestri-
chen wurden und damit auch fnr den Ausnbungstatbestand der Steuersatz von
25 vH anzuwenden war.
E Abs. 7 wurde dergestalt neu gefaßt, daß das FA den StAbzug zur Sicherstellung
des Steueranspruchs anordnen kann. Der Vergntungsschuldner haftet fnr die
Einbehaltung und Abfnhrung der Steuer. Der Gloubiger hat die Mrglichkeit,
eine geringere Steuer als die dem Standardsatz von 25 vH der gesamten Ein-
nahmen entsprechende Steuer nachzuweisen. Abs. 5 Sotze 1–5 finden entspre-
chende Anwendung.
JStG 1997 v. 20. 12. 1996 (BGBl. I, 2049; BStBl. I, 1523):
E In Abs. 5 wurde ein neuer Satz angefcgt, der den Vergntungsschuldner zur Ausstel-
lung einer Bescheinigung nach amtlichem Muster fnr den Vergntungsgloubiger
verpflichtet. Die Bescheinigung muß neben Namen und Anschrift des beschr.
stpfl. Gloubigers auch die Art seiner Totigkeit nebst Vergntung in DM, den Zah-
lungstag sowie die einbehaltene und abgefnhrte Steuer mit Angabe des FA ent-
halten.
E Abs. 7 wurde dahin gedndert, daß in Satz 3 auf Abs. 5 Satz 3 nunmehr nicht mehr
Bezug genommen wird und damit das fnr den beschr. Stpfl. rrtlich zustondige
FA die Abzugsanordnung ausspricht.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 wurde angepaßt, ein neuer Abs. 7 wurde eingefngt, der bisherige
Abs. 7 wurde mit kleinen lnderungen Abs. 8.
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E Die StAbzugsverpflichtung nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 wurde ausgedehnt auf Einknnfte,
die durch im Ausland ausgenbte, aber im Inland verwertete knnstlerische, sport-
liche, artistische oder ohnliche Darbietungen erzielt werden. Die Erweiterung
der Abzugsverpflichtung entspricht der Erweiterung der beschr. StPflicht in
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d (s. dazu § 49 Anm. 540).
E Der neue Abs. 7 enthielt eine unbedingte StAbzugsverpflichtung iHv. 25 vH auf Vergn-
tungen an auslond. Werkvertragsunternehmer fnr die Herstellung eines Werks
im Inland ohne abgeltende Wirkung, wenn nicht bereits eine StAbzugsverpflich-
tung nach anderen Vorschriften besteht. Eine Steuererstattung war nur gegen
Nachweis der Nichtsteuerpflicht und frnhestens nach Ablauf des VZ mrglich.
Ein Absehen vom StAbzug oder die Anwendung eines niedrigeren StAbzugs-
satzes konnte nur erfolgen, wenn eine StBescheinigung des GloubigerFA oder
des BfF vorgelegt wurde.
E Das FA des Vergctungsschuldners wurde nach der lnderung des Abs. 8 (bisher
Abs. 7) Sotze 1 und 3 das fnr den StAbzug iSd Abs. 8 zustondige FA.
StBereinG 1999 v. 22. 12. 1999 (BGBl. I, 2601; BStBl. I 2000, 13): Der durch
das StEntlG 1999/2000/2002 eingefngte Abs. 7 wurde rnckwirkend wieder auf-
gehoben. Abs. 8 idF des StEntlG 1999/2000/2002 wurde – ebenso wie vor die-
sem Gesetz – wieder zu Abs. 7 und gleichzeitig geondert. Das FA des Vergn-
tungsgloubigers ist nach Abs. 7 Satz 1 nunmehr wieder fnr die Anordnung des
StAbzugs zustondig. In § 73e EStDV wurde Satz 6 hinzugefngt.
StdndG 2001 v. 20. 12. 2001 (BGBl. I 3794; BStBl. I 2002, 4):
E In Abs. 4 wurde die Reihenfolge der Sdtze 2–4 ohne inhaltliche lnderung geondert:
der bisherige Satz 2 wurde zu Satz 4, die bisherigen Sotze 3 und 4 zu Sotzen 2
und 3. Abs. 4 wurde ferner um einen neuen Satz 5 ergonzt, der bei Vergntungen
fnr im Inland ausgenbte knnstlerische, sportliche, artistische oder ohnliche Dar-
bietungen eine Gleitklausel fnr den StAbzug vorsieht. Zur Frrderung des Aus-
tauschs in den Bereichen der Kultur und des Sports wird der StAbzug erst bei
Einnahmen von nber 1000 E mit dem vollen Abzugsteuersatz vorgenommen.
Gleichzeitig wurde der volle StSatz fnr den StAbzug von 25 vH auf 20 vH abge-
senkt. Dies gilt fnr Vergntungen, die nach dem 31. 12. 2002 zufließen.
E Abs. 7 Satz 3 bestimmt jetzt, daß die vom Vergntungsschuldner einzubehaltende
Steuer an das fnr die Besteuerung des beschr. stpfl. Vergntungsgloubigers
zustondige FA abzufnhren und bei diesem auch anzumelden ist. Eine entspre-
chende Ergonzung des § 73e Satz 6 EStDV erfolgte ebenfalls.

C. Bedeutung des § 50a

I. Rechtssystematische Bedeutung

§ 50a wurde 1958 zu dem Zweck in das EStG eingefngt, die besonderen Steuer-
einbehalte fnr beschr. Stpfl. in einer Vorschrift zusammenfassen (s. Anm. 2).
Grund fnr den StAbzug ist, daß bestimmte beschr. stpfl. Einknnfte im Veran-
lagungswege nur schwer und verwaltungsaufwendig zu erfassen sind; daher gibt
es den StAbzug an der Quelle, durch den die ESt. grundsotzlich nach § 50
Abs. 5 Satz 1 abgegolten ist.
Eine Sonderstellung nimmt der StAbzug auf Anordnung des FA ein (Abs. 7).
Diese Vorschrift wurde 1958 von § 50 in den neu geschaffenen § 50a (s.
Anm. 2) umgestellt. Hier steht die Sicherung des Steueraufkommens – aus-
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drnckliche Tatbestandsvoraussetzung – gegennber der Verwaltungsvereinfa-
chung im Vordergrund. Deshalb hat dieser StAbzug keine abgeltende Wirkung
(Abs. 7 Satz 4).

Zu den Motiven der Einfnhrung eines Bruttobesteuerungssystems vgl. Engelschalk,
Die Besteuerung von Steuerauslondern auf Bruttobasis, 1988, 6 ff. (allg. Motive) und
51 ff. (Entstehungsgeschichte der deutschen Regelungen zeigt Vereinfachungsziel als ge-
nerelle Basis);Massbaum, Die beschr. Stpfl. der Knnstler und Berufssportler, 1991, 220.

Keine Begrfndung einer Steuerpflicht: § 50a kann eine StPflicht nicht be-
grnnden, sondern setzt beschr. stpfl. Einknnfte, dh. inlond. Einknnfte nach § 49
voraus (vgl. Anm. 7).
Abgeltungswirkung: Der StAbzug nach Abs. 1–3 und Abs. 4 (nicht Abs. 7)
hat – mit Einschronkungen – abgeltende Wirkung (§ 50 Abs. 5 Satz 1; vgl. § 50
Anm. 216 ff.). Kein StAbzug nach § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ist vorzunehmen,
wenn es sich um Einknnfte aus nichtselbstondiger Arbeit handelt, die dem StAb-
zug nach § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 unterliegen (s. Anm. 89). Die Abgeltungswir-
kung entfollt, wenn es sich bei Einknnften um Betriebseinnahmen eines inlond.
Betriebs handelt (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 1), nachtroglich festgestellt wird, daß
die Voraussetzungen der unbeschr. EStPflicht iSd. § 1 Abs. 2 oder 3 oder des
§ 1a nicht vorgelegen haben (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 1) oder ein beschr.
Stpfl., dessen Einnahmen dem StAbzug nach § 50a Abs. 4 Nr. 1 oder 2 unter-
liegen, eine Steuererstattung beantragt (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3).

II. Vereinbarkeit mit hjherrangigem Recht

Schrifttum: Bopp, Steuerliche Billigkeitsmaßnahmen aus Verfassungsgrnnden, DStR
1979, 215; Grams, Zum Rechtscharakter der Steuererhebung nach § 50a Abs. 4 EStG, DB
1996, 907; Grams, Das Verfassungsrecht und die Besteuerung beschronkt steuerpflichtiger
Knnstler unter Berncksichtigung des Jahressteuergesetzes 1997, DStZ 1997, 635; Grams,
Knnstlerbesteuerung und Europarecht, RIW 1997, 763; Grams/Molenaar, Zu den
Schlussantrogen im Fall Gerritse, IStR 2003, 267; Grams/Molenaar, Zur Besteuerung
von beschr. steuerpflichtigen Knnstlern vor und nach der Entscheidung des EuGH v.
12.6.2003, DStR 2003, 1245; Haarmann/Fuhrmann, Konsequenzen aus der EU-Rechts-
widrigkeit der abgeltenden Abzugsbesteuerung auf Bruttobasis fnr beschr. Stpfl. innerhalb
der Europoischen Union, IStR 2003, 558; Heinemann, Einkommensbesteuerung Gebiets-
fremder und der Abzug von Betriebsausgaben, IWB F. 11a, 659; Maier-Frischmuth, Be-
steuerung von EU-Bngern in Deutschland – Betriebsausgabenabzug, Tarifvorschriften
und Grundfreibetrag, StuB 2003, 662; Schnitger, Das Ende der Bruttobesteuerung
beschr. Steuerpflichter, FR 2003, 745; Schroen, Definitivbesteuerung durch Steuerabzug
nach § 50a EStG verstrßt gegen europoisches Recht, NWB F. 3, 12565; Seer, Die be-
schronkte Steuerpflicht aus dem Blickwinkel des Gemeinschaftsrechts, IWB F. 11 Gr. 2,
573 (2003); Suhrbier-Hahn, Anm. zu EuGH v. 12.6.2003, EuZW 2003, 464; Vogt, Auch
fnr auslondische Profisportler: Steuerabzug bei Vergntungen auslondischer Knnstler und
Sportler, SpuRt. 2003, 238; Cordewener, Das EuGH-Urteil „Gerritse“ und seine Umset-
zung durch das BMF-Schreiben vom 3.11.2003 – Steine statt Brot fnr die Besteuerungs-
praxis, IStR 2004, 109; Eicher, Anm. zu FG Mnnchen v. 19.2.2004, IStR 2004, 283;
Grams, Anm. zu FG Mnnchen v. 19.2.2004, IStR 2004, 282; Grams, Anm. zu BFH v.
28.4.2004, IStR 2004, 586; Jahn, BFH schafft Klarheit bei der Besteuerung beschronkt
Steuerpflichtiger, PIStB 2004, 215; Jahn, BFH zieht Vereinbarkeit des Quellensteuerab-
zugs mit Gemeinschaftsrecht erneut in Zweifel, PIStB 2004, 271; Schauhoff, Endlich
Rechtssicherheit bei der Besteuerung von Werbevertrogen mit beschronkt Steuerpflichti-
gen – Grundsatzurteil zum Quellensteuerabzug, IStR 2004, 706; Sedemund, Ein Nachtrag
zur Entscheidung Gerritse: Gut gemeint, aber ungesehene Folgen!, DStZ 2004, 372; Seer,
Beschronkte Steuerpflicht und Gemeinschaftsrecht, in Gassner/Lang/Lechner/Schuch/
Staringer, Die beschronkte Steuerpflicht im Einkommen- und Krrperschaftsteuerrecht,
Wien 2004, 37; Schroen, Zur Besteuerung beschronkt Steuerpflichtiger nach § 50a EStG,
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NWB F. 3, 12823 (2004); Schroen., Mehr Klarheit bei der Besteuerung beschronkt Steuer-
pflichtiger, NWB F. 3, 12923 (2004); Vogt, Nochmals: Steuerabzug bei Vergntungen aus-
londischer Knnstler und Sportler, SpuRt. 2004, 15, 238 ff.;Weber-Grellet, Finanzgerichte
als Motor der EuGH-Rechtsprechung, NJW 2004, 1617.
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 3.11.2003, BStBl. I 2003, 553 (Vereinfachtes Steuer-
erstattungsverfahren gem. § 50 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 EStG bei beschr. Steuerpflichtigen mit
Einknnften, die dem Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 Nr. 1 und 2 EStG unterliegen. Um-
setzung des EuGH-Urt. v. 12.6.2003 – C-234/01 [Gerritse]); OFD Mnnster v. 6.11.2003,
IStR 2004, 174 (Trotz „Gerritse“ weiterhin Abzugsverfahren nach § 50a Abs. 4 Nr. 1 und
2 EStG); OFD Stuttgart v. 4.3.2004, DStR 2004, 639 (Anwendungsfragen zum Steuerab-
zug nach § 50a Abs. 4 EStG).

Verfassungsmgßigkeit:
E Dem Grunde nach: Der StAbzug an der Quelle fnr beschr. stpfl. Einknnfte ist
als solcher nicht verfassungswidrig.

BVerfG v. 24.9.1965 – 1 BvR 228/65, BVerfGE 19, 119; BFH v. 20.4.1988 – I R 219/
82, BStBl. II 1990, 701 (703 f. aE); v. 2.2.1994 – I B 143/93, BFH/NV 1994, 864
(865 f.) mit Anm. FW, IStR 1994, 240; v. 25.11.2002 – I B 69/02, BStBl. II 2003, 189,
Verfassungsbeschwerde eingelegt, Az. beim BVerfG: 2 BvR 167/03; FG Hamb. v.
26.7.2001, EFG 1553 (1556), Rev.: I R 75/01; im Ergebnis ebenso: Engelschalk, Die
Besteuerung von Steuerauslondern auf Bruttobasis, 1988, 77 ff.;Wassermeyer, DStJG 8
(1985), 49 (69), aber kritisch hinsichtlich der Unterscheidung zwischen den beschr.
stpfl. Einkunftsarten, aaO (66 f.); vgl. dagegen Endriss, FR 1968, 338 (340); vgl. auch
zur beschr. StPflicht BVerfG v. 12.10.1976 – 1 BvR 2328/72, BVerfGE 43, 1; s. auch
§ 50 Anm. 393.

In seiner neuen Rspr. stuft der BFH das StAbzugsverfahren nach § 50a als be-
sondere Form der Vorauszahlung ein (BFH v. 2.2.1994 – I B 143/93, BFH/NV
1994, 864 [866]).
E Der Hghe nach: Isoliert betracht wird auch eine Quellensteuerbelastung mit
25 vH nicht als verfassungswidrig angesehen (BFH v. 20.4.1988 – I R 219/82,
BStBl. II 1990, 701; v. 25.11.2002 – I B 69/02, BStBl. II 2003, 189; FG Mnnster
v. 23.5.2001, EFG 2001, 1376, nrkr., mit Anm. Grams, IStR 2002, 744; Rev.: I R
46/02). Der StAbzug von den Einnahmen ohne Abzug fnhrt im Ergebnis zu ei-
ner Bruttobesteuerung. Verfassungsrechtlich problematisch kann die abgeltende
Wirkung der Bruttobesteuerung iVm. § 50 Abs. 5 Satz 1 sein, da grundsotzlich
keine die Besonderheit des einzelnen Stpfl. berncksichtigende Sachverhalte be-
rncksichtigt werden. Die Bruttobesteuerung wird nur in Ausnahmefollen durch-
brochen (§ 50 Abs. 5 Satz 2) und kann zu einer verfassungswidrigen Belastung
der Einknnfte beschronkt Stpfl. im Inland fnhren, wenn im Zusammenhang mit
den inlond. beschr. stpfl. Einknnften erhebliche BA/WK entstanden sind, die
auch unter Berncksichtigung der Veranlagung bzw. des vereinfachten Erstat-
tungsverfahrens zu einer nicht zu rechtfertigenden pbermaßbesteuerung fnhren
(Grams, DStZ 1997, 635 [642]). Die Rspr. wollte dem zunochst mit einer
verfassungsrechtlichen Verpflichtung zum (teilweisen) Erlaß der Steuer Rech-
nung tragen (BFH v. 20.4.1988 – I R 219/82, BStBl. II 1990, 701 [704]; FG
Hamburg v. 4.3.1997, EFG 1997, 971, rkr., m. Anm. Grams, IStR 1997, 346;
Ebenso Engelschalk, Die Besteuerung von Steuerauslondern auf Bruttobasis,
1988, 100; allgem. zu Billigkeitsmaßnahmen aus Verfassungsgrnnden: Bopp,
DStR 1979, 215; gem. BFH v. 9.6.1993 – I B 12/93, BFH/NV 1993, 726, bei
53 vH der tatsochl. Nettoeinknnfte noch nicht). Dies schien jedoch immer weni-
ger ausreichend (Schmidt/Heinicke XXIII. § 50a Rn. 12). Die Rspr. geht wei-
terhin von der Verfassungsmoßigkeit des StAbzugs mit Abgeltungswirkung aus
(FG Krln v. 22.10.1998, EFG 1999, 655, rkr.; FG Mnnster v. 23.5.2001, EFG
2001, 1376, nrkr.; FG Hamb. v. 26.7.2001, EFG 2001, 1553 [1556]; Rev.: I R 75/
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01). Bei Berncksichtigung der neueren Rspr. des BFH wore eine Vorauszahlung
auf eine spotere endgnltig festgesetzte Steuer anzurechnen. Dies geschieht im
Rahmen des § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 nur in eingeschronktem
Umfang und nicht fnr alle beschr. Stpfl. in gleichem Ausmaß. Auf Vergntungen
fnr die Nutzung beweglicher Sachen oder fnr die pberlassung von Urheberrech-
ten usw. kommt das vereinfachte StErstattungsverfahren gar nicht zur Anwen-
dung. Deshalb wird ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 aufgrund ungleicher Be-
steuerung beschr. Stpfl. angenommen (Grams, DStZ 1997, 635 [642]; Grams,
Besteuerung von beschr. stpfl. Knnstlern, 1999, 101 ff. [110], der auch einen
Verstoß gegen Art. 12 und Art. 5 Abs. 3 GG annimmt [99 und 101] Grams, JStR
2004, 586; Schaumburg, Intern. Steuerrecht, 2. Aufl. 1998, Rn. 5283; Bl^mich/
Wied, § 50a Rn. 20; s. im einzelnen § 50 Anm. 218).
Vereinbarkeit mit dem EG-Vertrag:
E Rspr. des EuGH: § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 ist nach der Entschei-
dung des EuGH v. 12.6.2003 – C-234/01 (Arnoud Gerritse/FA Neukrlln-
Nord, BStBl. II 2003, 859 = IStR 2003, 458 m. Anm. Grams/Molenaar; Folge-
entscheidung des FG Berlin v. 25.8.2003, EFG 2003, 1709, nrkr.; Rev. Az. BFH
I R 87/03) insoweit nicht mit Art. 59 EG-Vertrag (jetzt Art. 49 EG) und Art. 60
EG-Vertrag (jetzt Art. 50 EG) vereinbar, wie idR bei Gebietsfremden die Brut-
toeinknnfte, ohne Abzug der Betriebsausgaben besteuert werden, wohrend bei
Gebietsansossigen die Nettoeinknnfte nach Abzug der BA besteuert werden.
Der Steuersatz iHv. 25 vH verstrßt nach dieser Entscheidung solange nicht ge-
gen den EG-Vertrag, wie er nicht hrher ist als der Steuersatz, der sich fnr den
Stpfl. tatsochlich aus der Anwendung des progressiven Steuertarifs auf die Net-
toeinknnfte zzgl. eines Betrags in Hrhe des Grundfreibetrags ergeben wnrde
(zustimmend Grams/Molenaar, DStR 2003, 1245). Damit schloß sich der
EuGH weitgehend dem Schlußantrag des Generalanwalts beim EuGH v.
13.3.2003 an (IStR 2003, 269; Vorlagebeschl. des FG Berlin v. 28.5.2001, EFG
2001, 978; krit. zum Schlußantrag Grams/Molenaar, IStR 2003, 267;
Heinemann, IWB F. 11a, 659) an. Folge dieser Rspr. ist insbes., daß nunmehr
die WK/BA bei der Erzielung von stpfl. Einnahmen eines in einem EU-Staat
ansossigen Steuerauslonders grds. zu berncksichtigen sind (Schnitger, FR 2003,
745 [746]; Schroen, NWB F. 3, 12565 [12566]). Die BA/WK sind uE danach
bereits beim StAbzug und nicht erst in einem spoteren Antrags-Veranlagungs-
verfahren zu berncksichtigen (ebenso Grahms/Molenaar, DStR 2003, 1245
[1246]; Heinemann, IWB F. 11a, 659 [660]; Schroen, NWB F. 3; 12823 [12827];
Cordewener, IStR 2004, 109 [116]). Dies gilt nber die Besteuerung der Einnah-
men der Knnstler und Sportler hinaus sowohl fnr die nbrigen in § 50a genann-
ten Abzugstatbestonde wie auch generell bei der Besteuerung beschr. Stpfl. eines
anderen Mitgliedstaates (vgl. zu weiteren Einzelheiten Schnitger, FR 2003, 745
[746]; zu weiteren Schlußfolgerungen fnr den Gesetzgeber vgl. Haarmann/
Fuhrmann, IStR 2003, 558 ff.; krit. zur dogmatischen Begr. des EuGH Sede-
mund, DStZ 2004, 372).
E Rspr. des BFH: Der BFH folgt der Entscheidung des EuGH v. 12.6.2003
(ebenso ein Teil der FG-Rspr.: FG Mnnchen v. 19.5.2004, EFG 2004, 1534,
nrkr., Rev.: I B 109/04) und entschied, die Verpflichtung zum StAbzug bestehe
nur von der Netto-, nicht aber von der Bruttovergntung. Die Rechtsgrundsotze
des EuGH seien auch auf beschr. stpfl. juristische Personen anwendbar (BFH v.
28.1.2004 – I R 73/02, BFH/NV 2004, 869 [871]).
Ein Teil der FG-Rspr. sieht auch nach der Entscheidung des EuGH v. 12.6.2003
im StAbzugsverfahren keinen Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht.

E 13

Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen Anm. 4 § 50a



E 14 Maßbaum

FG Mnnchen v. 19.2.2004, EFG 2004, 821, nrkr.; AdV gewohrt: BFH v. 16.6.2004 –
I B 44/04, BStBl. II 2004, 882, mit krit. Anm. Grams, IStR 2004, 282, und Anm. Ei-
cher, IStR 2004, 282.

Mit Vorlagebeschl. v. 28.4.2004 – I R 39/04 (BStBl. II 2004, 878) legte der BFH
dann mehrere Rechtsfragen zur Vorabentscheidung im Hinblick auf einen Ver-
stoß gegen EG-Recht dem EuGH vor. Nach dieser Vorlageentscheidung kann
ein Verstoß gegen Art. 59, 60 EGV (jetzt Art. 49, 50) darin gesehen werden, daß
der inlond. Vergntungsschuldner eines im EU-Ausland ansossigen Vergntungs-
gloubigers haftungsweise nach Abs. 5 Satz 5 bei unterlassenem StAbzug in An-
spruch genommen werden kann, wohrend dies bei einem inlond. Vergntungs-
gloubiger nicht in Betracht kommt. Der BFH stellt daran anschließend die
Frage, ob die Entscheidung anders ist, wenn der im EU-Ausland ansossige Ver-
gntungsgloubiger nicht Angehrriger eines EU-Mitgliedsstaates ist. Fnr den Fall,
daß die Antwort auf die erste Rechtsfrage keinen Verstoß gegen die gen. Art.
des EGV beinhaltet, werden zur Vorabentscheidung als weitere Fragen vorge-
legt, ob bereits bei der Durchfnhrung des StAbzugsverfahrens nach Abs. 4 die
im wirtschaftlichen Zusammenhang mit der zu den Vergntungen fnhrenden To-
tigkeiten entstandenen BA zu berncksichtigen sind, ob nur die mit dem Vergn-
tungsanspruch im Inland wirtschaftlich zusammenhongenden BA stmindernd
zu berncksichtigen sind und ob bei einer nach einem DBA in Deutschland be-
stehenden Freistellung zunochst der StAbzug vorzunehmen ist und erst durch
ein nachfolgendes Freistellungs- oder Erstattungsverfahren wiederhergestellt
wird. Schließlich soll der EuGH noch darnber entscheiden, ob die letzten drei
Fragen davon abhongen, ob der im EU-Ausland ansossige Vergntungsgloubiger
im Zeitpunkt der Erbringung seiner Dienstleistung Staatsangehrriger eines EU-
Mitgliedsstaats ist.
Mit Vorlagebeschl. v. 26.5.2004 – I R 93/03 (BStBl. II 2004, 991) legt der BFH
dem EuGH die Rechtsfrage zur Vorabentscheidung vor, ob der stpf. Angehrri-
ge eines anderen Mitgliedstaates eine Erstattung der mit StAbzug nach Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 einbehaltenen Steuer nur beanspruchen kann, wenn die mit diesen
Einnahmen in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden BA
hrher sind als die Holfte der Einnahmen, obwohl ein Gebietsansossiger nach
dem Veranlassungsprinzip des § 4 Abs. 4 in weitergehendem Umfang BA abzie-
hen kann.
Der BFH hat im Hinblick auf bestehende Zweifel an der EU-Rechtskonformitot
von Abs. 4 und 5 bei im EU-Ausland ansossigen Vergntungsgloubigern schließ-
lich Aussetzung der Vollziehung gewohrt.

BFH v. 16.6.2004 – I B 44/04, BStBl. II 2004, 882; dem folgend BMF v. 17.10.2004,
BStBl. I 2004, 950; ebenso bereits FG Dnss. v. 18.8.2003, EFG 2004, 995, rkr.

E Stellungnahme: Fnr die Praxis sind die Vorlagen an den EuGH zu begrnßen.
Die zusotzlichen Belastungen durch das StAbzugsverfahren auf Bruttobasis, wie
Liquiditots- und Wettbewerbsnachteile, Risiko, daß der Vergntungsgloubiger die
einbehaltene Steuer nicht abfnhrt und eine Erstattung deshalb nicht durchge-
fnhrt wird, sind Nachteile fnr den im EU-Ausland ansossigen Dienstleister. Die
mit dem StAbzug verbundenen Kosten und (Haftungs-)Risiken krnnen den
Vergntungsschuldner davon abhalten, entsprechende Leistungen Gebietsfrem-
der in Anspruch zu nehmen (BFH v. 28.4.2004 – I R 39/04, BStBl. II 2004, 878
[881]). Praktische Schwierigkeiten beim StAbzug von der Nettovergntung krn-
nen dadurch entstehen, daß der Vergntungsgloubiger dem Vergntungsschuldner
seine abziehbaren WK/BA mitzuteilen hat und damit auch seine Kalkulation of-
fenlegen mnßte.
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Vor der Entscheidung des EuGH: Die Rspr. des BFH sah bislang in den Regeln des
§ 50a keinen Verstoß gegen EG-Recht.
BFH v. 2.2.1994 – I B 143/93, BFH/NV 1994, 864 (866); v. 25.11.2002 – I B 69/02,
BStBl. II 2003, 189, unter ausdrncklicher Berncksichtigung des Vorlagebeschl. des FG
Berlin v. 28.5.2001 aaO; ebenso: Nds. FG v. 8.12.1997, EFG 1998, 473, rkr.; FG Krln
v. 22.10.1998, EFG 1999, 655 (657); FG Mnnster v. 23.5.2001, EFG 2001, 1376; FG
Hamb. v. 26.7.2001, EFG 2001, 1553; Hahn-Joecks, Zur Problematik der Besteuerung
auslondischer Knnstler und Sportler, 1999, 244.

E Erlaß der FinVerw.: Die FinVerw. reagierte auf die Entscheidung des EuGH v.
12.6.2003 mit dem BMF-Schr. v. 3.11.2003 (BStBl. I 2003, 553; s. auch OFD
Mnnster v. 6.11.2003, IStR 2004, 174). Danach ist eine Nettobesteuerung der
Einknnfte iSd. § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 (nicht Nr. 3) vorgesehen, die
auch dann Anwendung findet, wenn die mit den Einnahmen in „unmittelbarem
wirtschaftlichem Zusammenhang“ stehenden BA/WK nicht die Holfte der Ein-
nahmen nberschreiten. WK/BA sind aber im vereinfachten Steuererstattungs-
verfahren nach § 50 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 zu berncksichtigen. UE widerspricht
dieses BMF-Schr. den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben der Entscheidung des
EuGH v. 12.6.2003 (s. auch Cordewener, IStR 2004, 109 [113]; Schroen, NWB
F. 3, 12823), weil
– keine Berncksichtigung von BA/WK bereits beim StAbzug erfolgt;
– ARVergntungen nach Abs. 1 und Vergntungen iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 nicht

einbezogen sind;
– anders als in § 50 Abs. 1 nur in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammen-

hang mit der Vergntung stehende BA abgezogen werden krnnen;
– der Vergntungsschuldner sich nicht auf die Rechte des Gloubigers berufen

kann;
– die langen Bearbeitungsfristen fnr das vereinfachte Steuererstattungsverfah-

ren beim BfF schon eine Benachteiligung gebietsfremder gegennber gebiets-
ansossigen Personen darstellt (vgl. Cordewener, IStR 2004, 109 [115]; s. auch
Anm. 250 „Freistellungsbescheid“);

– die Berechnung der Steuerbelastung nicht den Vorgaben der Entscheidung
des EuGH v. 12.6.2003 entspricht (s. hierzu insbes. Cordewener, IStR 2004,
109 [113 f.].

D. Geltungsbereich des § 50a

I. Geltung ffr beschrgnkt Einkommen-
und Kjrperschaftsteuerpflichtige

Beschrgnkt Steuerpflichtige: § 50a gilt im Gegensatz zum Abzug der LSt.
und der KapErtrSt. nur fnr beschr. Stpfl. (Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 und
Abs. 7 Satz 1). Ist zweifelhaft, ob beschr. oder unbeschr. StPflicht vorliegt, so
kann eine den StAbzug ausschließende unbeschr. StPflicht nur angenommen
werden, wenn sie durch eine Bescheinigung des zustondigen FA nachgewiesen
wird (§ 73e Satz 5 EStDV).
Beschrgnkt Einkommensteuerpflichtige: Auf sie bezieht sich § 50a nach
seinem Wortlaut (vgl. Abs. 1). Dies sind natnrliche Personen, die im Inland we-
der einen Wohnsitz (§ 8 AO) noch ihren gewrhnlichen Aufenthalt (§ 9 AO) ha-
ben und inlond. Einknnfte iSd. § 49 beziehen (§ 1 Abs. 4; s. § 1 Anm. 330 ff.),
ohne zur Gruppe der erweitert unbeschronkt Stpfl. iSv. § 1 Abs. 2 (Auslands-
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bedienstete mit diplomatischem oder konsularischem Status) oder Abs. 3 (Aus-
landsbedienstete ohne diplomatischen Status) zu gehrren.
Beschrgnkt Kjrperschaftsteuerpflichtige: § 50a gilt nach §§ 8 und 31 KStG
auch fnr die KSt., es sei denn, nur natnrliche Personen krnnen Vergntungsglou-
biger sein, wie dies bei der Aufsichtsratsteuer (Abs. 1–3) der Fall ist. Fnr beschr.
KStpfl. gelten daher Abs. 4–7. Beschr. KStpfl. sind:
p § 2 Nr. 1 KStG: Krrperschaften, Personenvereinigungen und Vermrgensmas-

sen, die weder ihre Geschoftsleitung (§ 10 AO) noch ihren Sitz (§ 11 AO) im
Inland haben, mit ihren inlond. Einknnften (vgl. § 2 KStG Anm. 20 ff.).

p § 2 Nr. 2 KStG: Sonstige Krrperschaften, Personenvereinigungen und Ver-
mrgensmassen, die nicht unbeschr. stpfl. sind, mit den inlond. Einknnften,
von denen ein StAbzug vorzunehmen ist (vgl. § 2 KStG Anm. 80 ff.).

Erweitert beschrgnkt Steuerpflichtige: Der StAbzug nach § 50a ist auch bei
erweitert beschr. Stpfl. iSd. § 2 AStG durchzufnhren (dies folgt aus § 2 Abs. 5
Satz 1 AStG), allerdings ohne Abgeltungswirkung; der StAbzug ist jedoch Maß-
stab fnr die Mindestbesteuerung der erweitert beschr. stpfl. Einknnfte (§ 2
Abs. 5 Sotze 2 u. 3 AStG; s. § 50 Anm. 222).

II. Beschrgnkung auf bestimmte inlgndische Einkfnfte

§ 50a unterwirft nur bestimmte Einkunftsgruppen aus dem Katalog des § 49
Abs. 1 einem StAbzug (vgl. Anm. 3). Lediglich der StAbzug nach Abs. 7 kann
vom FA fnr alle Gruppen inlond. Einknnfte angeordnet werden. Zur Abgren-
zung von anderen Einbehaltsformen vgl. Anm. 7.

E. Verhgltnis zu anderen Vorschriften

I. Verhgltnis zu anderen Vorschriften des EStG

Verhgltnis zu § 49: Eine Abzugspflicht nach § 50a setzt grundsotzlich beschr.
stpfl. und somit inlond. Einknnfte iSv. § 49 voraus. Stfreie Einnahmen unterlie-
gen nicht dem StAbzug (BFH v. 27.7.1988 – I R 28/87, BStBl. II 1989, 449; v.
10.6.1992 – I B 1/92, BFH/NV 1993, 27). Inlond. Einknnfte iSd. § 49 sind auch
Voraussetzung im Fall der Anwendung von § 50a aufgrund der Verweisung in
§ 1 Abs. 3 Satz 5. Insoweit werden Stpfl. nur wie unbeschr. Stpfl. behandelt,
bleiben aber dem Grundsatz nach beschr. stpfl. (§ 1 Anm. 259). Da § 50a eine
Vorschrift des Steuererhebungsverfahrens darstellt, kann durch diese Norm die
sachliche StPflicht, die in § 49 abschließend umschrieben ist, nicht erweitert wer-
den (vgl. Anm. 35 mit einer pbersicht, welche Einkunftsgruppen des § 49 durch
die Abzugspflichten von Abs. 4 erfaßt sind).
Verhgltnis zum Lohnsteuerabzug: Der StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 erfaßt
auch nichtselbstondig totige Knnstler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalisten
und Bildberichterstatter. Der LStAbzug hat aber seit 1996 dann Vorrang vor dem
StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, wenn Einknnfte der genannten Berufsgruppen
aus nichtselbstondiger Arbeit dem LStAbzug nach § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 unter-
liegen (Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 letzter Halbs.). Dies ist der Fall, wenn der Arbeitslohn
von einem inlond. ArbG iSd. § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 gezahlt wird. Bis 1995
einschl. war der StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 lex specialis gegennber dem
LStAbzug (BFH v. 29.11.1978 – I R 159/76, BStBl. II 1979, 182 [184]).
Verhgltnis zum Kapitalertragsteuerabzug: Die Abzugsvorschriften fnr die
KapErtrSt. und nach § 50a nberschneiden sich nicht und stehen nebeneinander.

§ 50a Anm. 5–7 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen
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Verhgltnis zum Steuerabzug bei Bauleistungen: § 48 sieht fnr Bauleistungen
von beschr. und unbeschr. stpfl. Leistungserbringern einen StAbzug iHv. 15 vH
des Entgelts fnr die erbrachte Leistung vor. Nach § 50a Abs. 7 kann das FA bei
beschr. stpfl. Gloubigern zur Sicherung des Steueranspruchs einen StAbzug iHv.
25 vH anordnen. Wenn der Leistungsempfonger den StAbzugsbetrag nach
§ 48 ff. angemeldet und abgefnhrt hat, ist § 50a Abs. 7 nicht anzuwenden (§ 48
Abs. 4 Nr. 2).
Verhgltnis zu § 50d: Im Verholtnis zu § 50d ist § 50a als Grundnorm anzu-
sehen (Lademann/Nieland, § 50 a Rn. 14). § 50d setzt eine StAbzugspflicht
nach § 50a voraus und regelt das Verfahren bei der Anwendung von Doppelbe-
steuerungsabkommen.

II. Verhgltnis zu Doppelbesteuerungsabkommen

Einschrgnkung des Besteuerungsrechts: Regelungen in deutschen Doppel-
besteuerungsabkommen (DBA) gehen den Vorschriften des nationalen Steuer-
rechts vor (§ 2 AO). Sie sind von Amts wegen zu beachten. DBA schließen in
vielen Follen das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland aus oder
schronken es, idR auf einen bestimmten Hrchstquellensteuersatz, ein. Aus den
Diskriminierungsverboten in DBA ergibt sich kein grundsotzliches Verbot der
Bruttobesteuerung (s. Engelschalk, die Besteuerung von Steuerauslondern auf
Bruttobasis, 1988, 101 f.).
Zur Auswirkung von DBA auf die Abzugspflicht bei
p Aufsichtsratsvergntungen vgl. Anm. 15
p Vergntungen iSv. Abs. 4 Satz 1

– Nr. 1 vgl. Anm. 77
– Nr. 2 vgl. Anm. 92
– Nr. 3 vgl. Anm. 106

p Abs. 7 vgl. Anm. 170 ff.
Verfahrensfragen: Zur Durchfnhrung der Befreiung vom Quellensteuerabzug
vgl. § 50d.

F. Zurechnung

Da § 50a Einknnfte iSv. § 49 voraussetzt (s. Anm. 7), gelten die fnr Einknnfte
allgemein eingreifenden Zurechnungsgrundsotze (s. § 2 Anm. 40 ff.).
Zur Zurechnung von Aufsichtsratsvergntungen vgl. Anm. 22; zur Abtretung
einer Vergntungsforderung vgl. Anm. 133.

G. Ermittlung

Bemessungsgrundlage ffr den Steuerabzug: Um Ermittlungsprobleme
mrglichst weitgehend auszuschalten, sind AufsichtsratSt. und die AbzugSt. nach
Abs. 4 und 7 als Vomhundert-Satz der Einnahmen ohne jede Abznge ausgestal-
tet, wobei Abs. 7 den Nachweis einer voraussichtlich geringeren Steuer zuloßt
(zur AufsichtsratSt. s. Anm. 27 ff., zu Abs. 4 s. Anm. 115 ff. und zu Abs. 7 s.
Anm. 170 ff.).
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Steuersatz: Die in § 50a bestimmten Sotze gelten bei Einbehalt der Steuer zu
Lasten des Vergntungsgloubigers. Hinzu kommt der Solidaritotszuschlag mit
5,5 vH (§ 4 Satz 1 SolZG; s. dazu Kessler, DStR 1991, 1209 [1212]) auf den
StAbzugsbetrag (§ 3 Abs. 1 Nr. 6 SolZG). pbernimmt der Vergntungsschuldner
die Steuer, so ergeben sich, da die nbernommene Steuer auch Teil der Bemes-
sungsgrundlage ist, folgende Steuersotze auf die Vergntung:

Steuersatz in vH bei pbernahme durch

Vergntungsgloubiger Vergntungsschuldner

ohne
SolZ

SolZ
(5,5 vH)

einschl.
SolZ

ohne
SolZ

bei
SolZ

SolZ
(5,5 vH)

einschl.
SolZ

30 Abs. 2
s. Anm. 25

1,65 31,65 42,85 R 227c
Abs. 1

43,89 2,41 46,30

25 vH Abs. 4 Satz 4,
Satz 5 Nr. 4
iVm. § 52
Abs. 58 a
Satz 2: vor
1. 1. 2003; s.
Anm. 119

1,37 26,37 33,33 R 227c
Abs. 2

33,96 1,86 35,82

20 vH Abs. 4 S. 4,
Satz 5 Nr. 4
iVm. § 52
Abs. 58 a
Satz 2: nach
31. 12. 2002;
s. Anm. 119

1,10 21,10 25,00 25,35 1,39 26,74

15 vH Abs. 4 Satz 5
Nr. 3
s. Anm. 124

0,82 15,82 17,64 17,81 0,98 18,79

10 vH Abs. 4 S. 5
Nr. 2
s. Anm. 124

0,55 10,55 11,11 11,18 0,61 11,79

H. Verfahrensfragen

Aufsichtsratsteuer (Abs. 1–3) und Steuerabzug nach Abs. 4: Das Verfahren
ist in Abs. 5 und Abs. 6 einheitlich geregelt.
Steuerabzug nach Abs. 7: Verfahrensrechtlich verweist Abs. 7 seit dem JStG
1996 v. 11. 10. 1995 auf Abs. 5. Zuvor war lediglich bestimmt, daß das FA den
Abzug nach Abs. 7 anordnen kann und auch die Hrhe des StAbzugs bestimmt.

Erlguterungen zu Abs. 1–3:
Aufsichtsratsteuer

Schrifttum: S\ffing, Das Zweite Steueronderungsgesetz 1967, DB 1967, 2176; G\rl,
Die freien Berufe im Internationalen Steuerrecht der Bundesrepublik Deutschland, Mnn-
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chen 1983, 124 ff.; Kessler, Zur Hrhe der Bemessungsgrundlage fnr die Abzugsteuer
nach § 50a Abs. 1 EStG bei auslondischen Aufsichtsratsmitgliedern, FR 1984, 336;
Honold, Steuerliche Behandlung der Vergntungen fnr auslondische Aufsichtsratsmitglie-
der, DB 1985, 1433; Raab, Besteuerung auslondischer Aufsichtsratsmitglieder, RIW 1986,
290.

A. Allgemeine Erlguterungen zu Abs. 1–3

I. hberblick zu Abs. 1–3

Fnr die Vergntungen an beschr. stpfl. Mitglieder von Aufsichtsgremien inlond.
Unternehmungen sehen Abs. 1–3 einen StAbzug durch den Vergntungsschuld-
ner iHv. 30 vH vor. Dieser Einbehalt hat grundsotzlich abgeltende Wirkung
(§ 50 Abs. 5 Satz 1; zu ARVergntungen s. auch OFD Magdeburg v. 12. 11. 2002,
FR 2003, 48).
Aufsichtsratsvergftungen als inlgndische Einkfnfte iSv. § 49 Abs. 1 Nr. 3:
ARVerg. sind – auch bei ArbN-Aufsichtsroten – Einknnfte aus selbstondiger
Arbeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 3; s. § 18 Anm. 268; BFH v. 29. 3. 1957 IV 25/56 U,
BStBl. III, 161; v. 15. 1. 1970 IV R 32/69, BStBl II, 379; v. 5. 9. 1980 VI R 75/
80, BStBl. II 1981, 29). Solche Einknnfte sind nach § 49 Abs. 1 Nr. 3 inlond.
Einknnfte, wenn die selbstondige Arbeit im Inland ausgenbt oder verwertet wird
oder worden ist. ARVerg gelten grundsotzlich als inlond. Einknnfte, wenn die
Gesellschaft ihren Sitz im Inland hat (RFH v. 1. 2. 1933, RStBl., 425; vgl. auch
RFH v. 25. 4. 1933, RStBl. 1934, 417). Der RFH (Urt. v. 1. 2. 1933 aaO) holt
Ausnahmefolle fnr denkbar, zB wenn ein auslond. ARMitglied nach besonderer
Vereinbarung nur mit der pberwachung der auslond. Zweigstellen eines inlond.
Unternehmens betraut ist.
Bei Beamten, die auf Veranlassung ihrer Behrrde zu Mitgliedern eines AR be-
stellt werden, nimmt die Rspr. Einnahmen aus nichtselbst. Arbeit an (BFH v.
15. 3. 1957 VI 84/55 U, BStBl. III, 226; krit. § 18 Anm. 272; Hartz/Meessen/
Wolf, ABC-Fnhrer Lohnsteuerrecht, Stichwort „Aufsichtsrat“, S. 92/4). Da
Einknnfte aus nichtselbst. Arbeit nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 unter den gleichen Vor-
aussetzungen wie Einknnfte aus selbst. Arbeit inlond. Einknnfte darstellen, fnhrt
diese Differenzierung bei der beschr. StPflicht in diesen Follen nicht zu unter-
schiedlichen Ergebnissen. Der Abzug nach § 50a geht insoweit dem LStAbzug
vor (s. Anm. 42).
Vereinbarkeit mit hjherrangigem Recht: s. Anm. 4.
Anwendung von DBA: Sie schronken regelmoßig die StPflicht gegennber
nationalem Recht nicht ein (s. Anm. 15).

II. Rechtsentwicklung der Abs. 1–3

Entstehung der Aufsichtsratsteuer (ARSteuer): Im Rahmen der „Reichshilfe“
wurde 1930 eine Sonderbelastung fnr Aufsichtsratsvergntungen allgemein einge-
fnhrt (VO des Reichsprosidenten zur Behebung finanzieller, wirtschaftlicher und
sozialer Notstonde v. 26. 7. 1930, RStBl. I, 311). Fnr das Rechnungsjahr 1931
wurde die Steuer in das System der Zuschloge zur ESt. eingebaut und auf 10 vH
der ARVerg. festgesetzt (NotVO des Reichsprosidenten zur Sicherung von Wirt-
schaft und Finanzen v. 1. 12. 1930, RGBl. I, 517, Zweiter Teil Kapitel IV). Die
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ursprnngliche Erhebung im Wege der Veranlagung wurde ab 1. 4. 1933 durch
das StAbzugsverfahren ersetzt (VO des Reichsprosidenten nber Maßnahmen auf
dem Gebiet der Finanzen, der Wirtschaft und der Rechtspflege v. 18. 3. 1933,
RGBl. I, 109).
StdndG 1957 v. 26. 7. 1957 (BGBl. I, 849; BStBl. I, 352): Die §§ 45 und 45a
EStG 1955, die den allgemeinen ARStAbzug regelten, wurden aufgehoben. Fnr
unbeschr. Stpfl. entfiel der StAbzug ganz. Dies wurde damit begrnndet, daß seit
Anrechnung des StAbzugs auf die veranlagte Steuer es sich nur noch um eine
besondere Art der EStVorauszahlung gehandelt habe, auf die zur Verwaltungs-
vereinfachung verzichtet werden krnne (Schriftlicher Bericht des Ausschusses
fnr Finanz- und Steuerfragen zu BTDrucks. 2/3509 und 3510, 9). Fnr beschr.
Stpfl. wurde der StAbzug jedoch durch Einfngung eines neuen § 49a beibehal-
ten, da sich dort das einfache Verfahren wegen seines abgeltenden Charakters
(damals § 50 Abs. 4, heute Abs. 5) bewohrt habe (L]ngsfeld, DB 1957, 666).
Der Steuersatz wurde von 40 vH auf 30 vH gesenkt.
StdndG v. 18. 7. 1958 (BGBl. I, 473; BStBl. I, 412): Die Bestimmungen nber
die ARSteuer in § 49a wurden zu Abs. 1–3 des neu geschaffenen § 50a, in dem
die Vorschriften zum StAbzug bei beschr. Stpfl. (mit Ausnahme des LSt.- und
KapErtrStAbzugs) zusammengefaßt wurden. Seither besteht diese Vorschrift
unverondert, abgesehen von zwischenzeitlich wieder aufgehobenen Anpassun-
gen des Abs. 2 an das ErgAbgG v. 21. 12. 1967 (BGBl. I, 1254; BStBl. I, 484).
Zweites StdndG 1967 v. 21. 12. 1967 (BGBl. I, 1254; BStBl. I, 484): Ohne ma-
terielle lnderung wurde der StSatz fnr den Fall der pbernahme der AbzugSt.
durch den Schuldner der Vergntung aus Abs. 2 gestrichen, um zu vermeiden,
daß die Regelung unnbersichtlich wird (S\ffing, DB 1967, 2176 [2183]).

III. Verhgltnis zu anderen Vorschriften

1. Verhgltnis zu anderen Vorschriften des nationalen Rechts

Verhgltnis zu anderen Vorschriften fber Aufsichtsratsvergftungen:
E § 18 Abs. 1 Nr. 3: „Vergctungen fcr die Tdtigkeit als Aufsichtsratsmitglied“ (Ein-
knnfte aus sonstiger selbstondiger Arbeit): Diese Totigkeit ist mit der Totigkeit
der Personen gleichzusetzen, deren Vergntungen nach § 10 Nr. 4 KStG bei der
Einkommensermittlung nach den Vorschriften des KStG (s. dazu unten) nur
teilweise abziehbar sind (BFH v. 31. 1. 1978 VIII R 159/73, BStBl. II, 352; § 18
Anm. 266).
E § 10 Nr. 4 KStG: „Vergctungen jeder Art, die an Mitglieder des Aufsichtsrats, Verwal-
tungsrats, Grubenvorstands oder andere mit der eberwachung der Geschdftsfchrung beauf-
tragte Personen gewdhrt werden“ (die Holfte dieser Vergntungen sind nichtabziehbare
Aufwendungen): Diese Vergntungen decken sich mit den Vergntungen, die (bei
beschr. stpfl. Mitliedern) der ARSteuer nach § 50a unterliegen (vgl. Raab, RIW
1986, 290; Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 2).
Verhgltnis zum Steuerabzug vom Arbeitslohn: Auch fnr ArbN-Aufsichtsrote
sind die ARVerg. Einknnfte aus selbstond. Arbeit (BFH v. 29. 3. 1957 IV 25/56
U, BStBl. III, 161; s. auch § 18 Anm. 268). Sind sie beschr. stpfl., ist daher der
StAbzug nach § 50a und nicht der LStAbzug vorzunehmen.

§ 50a Anm. 13–14 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen
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2. Verhgltnis zu Doppelbesteuerungsabkommen

Schrifttum: G\rl, Die freien Berufe im Internationalen Steuerrecht der Bundesrepublik
Deutschland, Mnnchen 1983, 124 ff. und 200 f.; Vogel/Lehner, DBA, 4. Aufl. Mnnchen
2003, Art. 16; Wilke in: Becker/H\ppner/Grotherr/Kroppen, DBA-Kommentar,
Art. 16, Stand der Kommentierung: 1997.

Besteuerungsrecht:
E Grundsatz: Soweit die deutschen DBA dem Art. 16 OECD-MA 2000 folgen,
schronken sie das Recht der Bundesrepublik Deutschland nicht ein, ARVerg. zu
besteuern, die ein in dem anderen Vertragstaat ansossiger Aufsichts- oder
Verwaltungsrat von einem Unternehmen bezieht, das in der Bundesrepublik
Deutschland ansossig ist (vgl. die Abkommensnbersicht bei Vogel/Lehner,
DBA, 4. Aufl. 2003, Art. 16 Rn. 19).
E Abweichende Regelungen in einzelnen DBA: s. § 49 Anm. 648.
Hjhe der Besteuerung: Soweit der Bundesrepublik Deutschland als Quellen-
staat durch ein DBA das Besteuerungsrecht zugeteilt wird, enthalten die DBA
keine Einschronkung der Hrhe der Besteuerung, also auch keine Reduzierung
des durch § 50a Abs. 2 vorgeschriebenen Quellensteuersatzes.

IV. Verfahren

Durchffhrung des Steuerabzugs:
E Entstehung der Steuer und Zeitpunkt des StAbzugs in dem Zeitpunkt, in dem die
ARVerg. dem Gloubiger der ARVerg. zufließen (Abs. 5 Satz 1 und 2, s.
Anm. 130 ff.
E Abfchrung der Steuer: Der Schuldner der ARVerg. hat die in einem Kalender-
vierteljahr einbehaltene Steuer jeweils bis zum 10. des dem Kalendervierteljahr
folgenden Monats an das fnr ihn zustondige FA abzufnhren (Abs. 5 Satz 3; s.
Anm. 134). Zur Festsetzung von Verspotungszuschlogen vgl. OFD Hamburg v.
9. 8. 1984 (StEK AO 1977 § 152 Nr. 15).
E Steuerschuldner ist der Gloubiger der ARVerg. (Abs. 5 Satz 2 und Satz 4; s.
Anm. 133 und 139). Der Schuldner der ARVerg. haftet fnr die Einbehaltung
und Abfnhrung der ARSt. (Abs. 5 Satz 5; s. Anm. 141ff). Der Steuerschuldner
kann nach Abs. 5 Satz 6 (s. Anm. 144) nur in Anspruch genommen werden,
wenn entweder der Schuldner der ARVerg. diese nicht vorschriftsmoßig geknrzt
hat oder wenn er weiß, daß der Schuldner nicht vorschriftsmoßig abgefnhrt hat,
und er dies dem FA nicht unverznglich mitteilt.
Abgeltungswirkung: Die ESt. gilt durch den StAbzug als abgegolten (§ 50
Abs. 5 Satz 1), es sei denn, die ARVerg. sind Betriebseinnahmen eines inlond.
Betriebs (§ 50 Abs. 5 Satz 2).

Einstweilen frei.
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B. Aufsichtsratsteuer (Abs. 1)

I. Tatbestandsmerkmale der Aufsichtsratsteuer

1. Beschrgnkt Steuerpflichtige

Die ARSteuer ist nur von Vergntungen an beschr. stpfl. Mitglieder von Auf-
sichtsgremien einzubehalten, dh. von Mitgliedern, die im Inland weder einen
Wohnsitz noch ihren gewrhnlichen Aufenthalt haben (§ 1 Abs. 4). Bei unbeschr.
Stpfl. ist seit 1957 (s. Anm. 13) kein StAbzug mehr vorgeschrieben.
Ist es zweifelhaft, ob der Gloubiger der ARVerg. beschr. oder unbeschr. stpfl.
ist, so kann der Einbehalt der ARSt. nur unterbleiben, wenn der Gloubiger die
unbeschr. StPflicht durch eine Bescheinigung des zustondigen FA nachweist
(§ 73e Satz 5 EStDV).

2. Mitglied des Aufsichtsrats (Verwaltungsrats)

Aufsichtsgremium: Der beschr. Stpfl. muß Mitglied eines Aufsichtsgremiums
sein. Durch den Klammerzusatz „Verwaltungsrat“ wird zum Ausdruck gebracht,
daß die Bezeichnung als AR unerheblich ist (so schon RFH v. 13. 4. 1932,
RStBl., 681). pber den Aufsichtsrat hinaus sind unabhongig von ihrem Namen
(Verwaltungsrat, Beirat usw.) Aufsichtgremien jeder Art bestimmter inlond. Un-
ternehmen (s. Anm. 20) erfaßt. Umgekehrt bedeutet allein die Bezeichnung des
Gremiums als „Aufsichtsrat“, „Verwaltungsrat“ oder „Beirat“ nicht automatisch,
daß dieses eine Aufsichtsfunktion wahrnimmt, da in der Praxis Gremien mit die-
ser Bezeichnung auch mit rein beratender Funktion ausgestaltet sein krnnen.
Maßgebend fnr die Mitgliedschaft im Aufsichtsgremium ist die gesellschafts-
rechtlich wirksame Bestellung.
Beauftragte des Aufsichtsgremiums: Beauftragt der AR zu seiner Unter-
stntzung besondere Sachverstondige (fnr die AG s. § 111 Abs. 2 Satz 2 AktG),
so sind diese keine mit der pberwachung der Geschoftsfnhrung beauftragte Per-
sonen (s. BFH v. 30. 9. 1975 I R 46/74, BStBl. II 1976, 155 zu § 12 Nr. 3 KStG,
jetzt § 10 Nr. 4 KStG; Abschn. 45 Abs. 4 KStR).

3. Mitglied des Aufsichtsrats (Verwaltungsrats) bestimmter inlgndischer
Unternehmen

Inlgndisch sind solche Unternehmen, die ihre Geschoftsleitung (§ 10 AO) oder
ihren Sitz (§ 11 AO) im Geltungsbereich des EStG haben (§ 73a Abs. 1
EStDV). Auch ein nach auslond. Recht errichtetes Unternehmen kann daher in-
lond. iSv. Abs. 1 sein (ebenso Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 14; Richter, StBp.
1978, 245 [246]).
Ob das Unternehmen stpfl. oder stbefreit ist, spielt fnr die Pflicht, ARSteuer
einzubehalten, keine Rolle.
Unternehmungen: Unter diesem Oberbegriff faßt Abs. 1 die Gesellschaftsfor-
men zusammen, bei denen fnr beschr. stpfl. Mitglieder der Aufsichtsgremien die
ARSteuer einzubehalten ist. Im einzelnen und abschießend nennt das Gesetz:
– Aktiengesellschaften: Als Aufsichtsgremium ist der AR gesetzlich vorgeschrieben
(§§ 95 ff. AktG),

– Kommanditgesellschaften auf Aktien: Ein AR ist gesetzlich vorgeschrieben (§ 287
AktG),

§ 50a Anm. 18–20 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen
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– Berggewerkschaften: vgl. RFH v. 13. 4. 1932, RStBl., 681 (nur noch fnr Altfolle
von Bedeutung; die letzten bergrechtlichen Gewerkschaften sind nach § 163
Abs. 4 BundesbergG v. 13. 8. 1980, BGBl. I, 1310, geondert durch Art. 8
Nr. 2 des 1. RechtsonderungsG v. 24. 4. 1986, BGBl. I, 560 sowie Art. 2 des
Ges. v. 20. 12. 1988, BGBl. I, 2450, spotestens mit Ablauf des 1. 1. 1994 auf-
gelrst worden),

– Gesellschaften mit beschrdnkter Haftung: Durch Gesellschaftsvertrag kann be-
stimmt werden, daß ein AR zu bestellen ist (§ 52 GmbHG),

– sonstige Kapitalgesellschaften: Als solche wird auch die Europoische AG erfaßt
werden, sofern sie Sitz oder Geschoftsleitung im Inland hat,

– Genossenschaften: Sie mnssen einen AR haben (§§ 9, 36 ff. GenG),
– Personenvereinigungen des privaten und des gffentlichen Rechts, bei denen die Gesellschafter

nicht als Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind: Personenvereinigungen des
rffentlichen Rechts sind nur im Rahmen von Betrieben gewerblicher Art
abzugspflichtig, zB Kreditanstalten des rffentlichen Rechts (RFH v.
26. 10. 1933, RStBl. 1934, 138), nicht jedoch im Rahmen hoheitlicher Totig-
keiten (vgl. Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 15). Soweit die Personenvereinigung
des rffentlichen Rechts nur nach § 3 Nr. 12 stfreie Aufwandsentschodigungen
zahlt, ist ein Abzug nicht vorzunehmen (s. Anm. 29).

Keine inlgndischen Unternehmungen sind, da die Aufzohlung in Abs. 1 ab-
schließend ist:
– Personenvereinigungen, bei denen die Gesellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) an-

zusehen sind; bei einer GmbH & Co KG ist darauf abzustellen, ob die Totigkeit
des Aufsichts- oder Verwaltungsrats sich auf die Komplementor-GmbH
(StAbzugsverpflichtung) oder die KG (keine StAbzugsverpflichtung) bezieht
(Frotscher, § 50 a Rn. 3),

– Ausldnd. Tochtergesellschaften inlond. Unternehmungen,
– inldnd. Betriebsstdtten von Unternehmungen mit Sitz und Geschoftsleitung im
Ausland,

– Hoheitsbetriebe (ebenso Scholtz in B/B, § 50 a Rn. 7),
– Vorgesellschaften von AG und GmbH, wohl aber die Grnndungsgesellschaft, die
mit Abschluß des Gesellschaftsvertrags entsteht und mit der Eintragung ins
Handelsregister zur KapGes. wird, da sie ab dem Tag des Vertragschlusses als
einheitliches Rechtssubjekt behandelt werden (Richter, StBp. 1978, 245
[246]).

4. Gewghrung von Vergftungen jeder Art ffr die hberwachung der
Geschgftsffhrung (Aufsichtsratsvergftung)

„Vergftungen jeder Art“: Der Begriff stimmt mit der Formulierung in § 10
Nr. 4 KStG nberein. Nach Abschn. 45 Abs. 1 Satz 1 und 2 KStR gehrren dazu
alle Leistungen, die als Entgelt fnr die pberwachung der Geschoftsfnhrung
gewohrt werden einschließlich Tagegelder, Sitzungsgelder, Reisegelder und
sonstige Aufwandsentschodigungen. Erfaßt werden Geld- wie auch Sachleistun-
gen. Auch Beitroge zur Altersversorgung sind solche Vergntungen (BFH v.
16. 10. 1968 I 85/65, BStBl. II 1969, 147 [151]). Wird ausschließlich eine Sach-
leistung gewohrt, ist kein StAbzug vorzunehmen (vgl. Anm. 29 „Sachleistun-
gen“)
E Reisekosten (Tagegelder und Fahrtauslagen): Werden sie besonders gewohrt, so
gehrren sie nur insoweit zu den ARVerg., als sie die tatsochlichen Auslagen nber-
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steigen (Abs. 3 Satz 2). Das Merkmal „besonders gewohrt“ beinhaltet eine ge-
sonderte Abrechnung der Reisekosten (Lademann/Nieland, § 50 a Rn. 33).
Zur ARVerg. als Bemessungsgrundlage des StAbzugs s. im einzelnen Anm. 27 ff.
Vergftungen „ffr die hberwachung der Geschgftsffhrung“: Der Begriff
der pberwachungstotigkeit ist im EStG nicht definiert. Er ist weit auszulegen
(BFH v. 20. 9. 1966 I 265/62, BStBl. III, 688 [689]; v. 15. 11. 1978 I R 65/76,
BStBl. II 1979, 193 [194]; Abschn. 45 Abs. 3 KStR). Es follt darunter jede Totig-
keit, die auch ARMitglieder einer AG mit Rncksicht auf ihr ARVerholtnis noch
ausnben krnnen, ohne damit aus dem Rahmen der mrglichen Totigkeit eines
ARMitglieds zu fallen (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 18) Bei einem gesetzlich vor-
gesehenen AR ist davon auszugehen, daß die Funktion im wesentlichen in der
pberwachung der Geschoftsfnhrung besteht. Entsprechendes wird man fnr ein
satzungsmoßiges Gremium annehmen krnnen, das dem AR einer AG nachge-
bildet ist. Bei frei berufenen Gremien (zB Beirat, Verwaltungsrat) kommt es dar-
auf an, ob die ihm obliegende Totigkeit im allgemeinen dem AR nbertragen zu
werden pflegt (vgl. RFH v. 23. 2. 1932, RStBl., 403) Sie ist von Totigkeiten zu
unterscheiden, die anderen als pberwachungsfunktionen dienen, zB Geschofts-
fnhrung oder Beratung (RFH v. 26. 6. 1928, RStBl., 305; v. 21. 6. 1935, RStBl.,
1435). Vergntungen dafnr unterliegen auch dann nicht der ARSteuer, wenn sie
einem Mitglied eines Aufsichtsgremiums zufließen. Dies gilt auch, wenn das
ARMitglied gleichzeitg einem anderen Ausschuß der Unternehmung angehrrt,
der nur beratend, nicht aber nberwachend totig ist (RFH v. 21. 6. 1935 aaO;
BFH v. 27. 1. 1971 I R 162/69, BStBl. II, 310; v. 15. 11. 1978 I R 65/76 aaO).
Wer nur Reprosentationsaufgaben wahrnimmt und nicht zur pberwachung der
Geschoftsfnhrung berechtigt ist, nbt keine ARTotigkeit aus (BFH v. 31. 1. 1978
VIII R 159/73, BStBl. II, 352 [353]). pbt ein ARMitglied die Aufgaben eines
Vorstandsmitglieds aus, so sind die dafnr bezogenen Entgelte Arbeitslohn
(Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 18). Keine Aufsichtsrote sind von einer gesellschafts-
fremden Stelle zur Erledigung rffentlich-rechtlicher Aufgaben bestellte pber-
wachungsorgane (BFH v. 13. 7. 1954 I 53/54 U, BStBl. III, 249).
Werden neben der pberwachung andere Totigkeiten fnr das Unternehmen wahr-
genommen, so ist eine Aufteilung nur mrglich, wenn eine klare Trennung der
Totigkeiten mrglich ist. Ist eine klare Trennung nicht mrglich, so ist eine ab-
zugspflichtige Vergntung so lange gegeben, wie sie im wesentlichen fnr eine
pberwachungstotigkeit gewohrt wird (s. zur Finanzierungsberatung durch einen
Bankdirektor BFH v. 20. 9. 1966 I 265/62 aaO; zur Prozeßfnhrung durch einen
Rechtsanwalt RFH v. 26. 6. 1928, RStBl., 305; zum ARMitglied, das gleichzeitig
Geschoftsfnhrungsaufgaben wahrzunehmen hat, BFH v. 12. 9. 1973, BStBl. II,
872). Nicht im Rahmen der pberwachungstotigkeit ausgenbte Totigkeiten sind
ggf abzugrenzen und aufzuteilen (BFH v. 15. 11. 1978 I R 65/76 aaO). Zahlun-
gen an ausgeschiedene ARMitglieder, die ihre Ursache in der pberwa-
chungstotigkeit haben, fallen unter den Begriff der Vergntung (Frotscher, § 50 a
Rn. 7), nicht aber fnr eine beratenden Totigkeit nach dem Ausscheiden (BFH v.
16. 10. 1968 I 85/65 aaO). Zu Einzelfragen der Abgrenzung vgl. § 10 KStG
Anm. 116.
Gewghrung durch die genannten Unternehmungen: Aufsichtsratsvergntun-
gen sind nur die Vergntungen, die durch die in Abs. 1 aufgefnhrten inlond. Un-
ternehmungen gewohrt werden.
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II. Rechtsfolge: Aufsichtsratsvergftungen unterliegen einem
Steuerabzug (Aufsichtsratsteuer)

Die in Abs. 1 definierten ARVerg. unterliegen dem StAbzug, den das Gesetz als
Aufsichtsratsteuer bezeichnet.
Der StAbzug ist auch vorzunehmen, wenn
– die Auszahlung der Vergntung nicht an das ARMitglied selbst, sondern an
einen Dritten erfolgt (RFH v. 12. 10. 1943, RStBl. 1944, 494),

– das ARMitglied verpflichtet ist, die erhaltene Vergntung ganz oder teilweise
an einen anderen abzufnhren (RFH v. 29. 5. 1935, RStBl., 1433; v.
12. 10. 1943, RStBl. 1944, 494; BFH v. 9. 10. 1980 IV R 81/76, BStBl. II
1981, 29; s. auch § 18 Anm. 272 f.).

Einstweilen frei.

C. Hjhe des Steuerabzugs: 30 vH (Abs. 2)

Der StAbzug betrogt 30 vH der ARVerg. Da Bemessungsgrundlage Vergntun-
gen aller Art sind, gehrrt dazu bei pbernahme der Steuer durch die inlond. Un-
ternehmung auch die ARSteuer selbst. Sie betrogt daher in diesen Follen
42,85 vH der ARVerg. ohne ARSteuer (R 227c Abs. 1 Satz 3 EStR) bzw. unter
Berncksichtigung des SolZ (5,5 vH auf die ESt.) 43,89 vH.
In der Hrhe des Abzugsteuersatzes ist nach Wassermeyer, DStJG 8 (1985), 69
kein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG zu sehen.

D. Bemessungsgrundlage der Aufsichtsratsteuer (Abs. 3)

I. Rechtsentwicklung des Abs. 3

Verordnung fber den Steuerabzug von Aufsichtsratsvergftungen v.
30. 3. 1933 (RStBl., 155): Die Abs. 3 entsprechende Regelung findet sich bereits
in § 2 Abs. 1 dieser VO. Zwischenzeitlich sind nur unbedeutende sprachliche
Anpassungen vorgenommen worden.

II. Der volle Betrag der Aufsichtsratsvergftung ohne jeden Abzug
(Abs. 3 Satz 1)

1. Grundsatz

„Der volle Betrag der Aufsichtsratsvergftung“: Nach der Definition der
ARVerg. in Abs. 1 gehrren dazu Vergntungen jeder Art, dh. alle Sach- und Geld-
leistungen unabhongig davon, ob sie als feste Betroge oder abhongig von be-
stimmten Variablen wie zB Gewinn, Unternehmenswert oder Houfigkeit der Sit-
zungen gewohrt werden (zu Einzelheiten vgl. § 10 KStG Anm. 117 ff.). pber
Reisekosten s. Abs. 3 Satz 2 (dazu Anm. 30); nber USt. s. Anm. 28; nber weitere
Einzelfragen s. Anm. 29.
„Ohne jeden Abzug“: Der StAbzug erfolgt nach dem Bruttoprinzip, persrn-
liche Verholtnisse werden nicht berncksichtigt. Da der StAbzug nach § 50 Abs. 5
Satz 1 abgeltende Wirkung hat (s. § 50 Anm. 216 ff.), krnnen mit der Aufsichts-
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ratstotigkeit im Zusammenhang stehende Aufwendungen auch nicht bei einer
spoteren Veranlagung geltend gemacht werden.
Dies bedeutet fnr ArbN-Vertreter im AR, daß bestimmte Zuwendungen an die
Belegschaft, die nach BFH v. 9. 10. 1980 IV R 81/76, BStBl. II 1981, 29 Be-
triebsausgaben darstellen, von der Bemessungsgrundlage der ARSteuer nicht ge-
knrzt werden krnnen.

2. Umsatzsteuer

Schrifttum: s. Anm. 12 und Anm. 116 „Umsatzsteuer“.

Die USt. gehrrt zur Vergntung und ist damit Bestandteil der Bemessungsgrund-
lage fnr den StAbzug auf die ARVergntung (s. auch Anm. 116; Hess. FG v.
28. 3. 1980, EFG 1981, 133, rkr.). Dies gilt sowohl fnr die deutsche wie auch
ggf. fnr im Ausland erhobene vergleichbare Steuern. Soweit bei Kleinunterneh-
mern nach § 19 Abs. 1 UStG keine USt. erhoben wird, gehrrt sie auch nicht zur
Bemessungsgrundlage fnr den StAbzug (BFH v. 25. 9. 1991 I R 130/90,
BStBl. II 1992, 172; s. zu Gestaltungen Honold, DB 1985, 1433).
E Nullregelung bei Vergctungen bis 2001: Nach Auffassung der FinVerw. und der
Rspr. des BFH war auch bei Anwendung der sogen. Nullregelung iSv. § 52
Abs. 2 UStDV aF die USt. fiktiv Teil der Bemessungsgrundlage, die ohne Inan-
spruchnahme dieser Regelung entstanden wore, da der auslond. Unternehmer
von einer Umsatzsteuerschuld befreit werde (H 227c „Bemessungsgrundlage“
EStH 2001; BFH v. 25. 9. 1991 I R 130/90 aaO; s. weitere Rspr. Anm. 116
„Umsatzsteuer“). Die Berncksichtigung der fiktiven USt. bei Anwendung der
Nullregelung war in der Literatur allerdings umstritten.

Gegen eine Einbeziehung der fiktiven USt. wird insbesondere vorgetragen, daß inso-
weit keine zivilrechtliche Forderung entstanden ist und somit nichts gewohrt wurde,
was Gegenstand des StAbzugs sein krnnte (FG Dnss. v. 7. 10. 1987, EFG 1988, 27,
Vorentscheidung zu BFH v. 30. 5. 1990 I R 6/88, BStBl. II 1991, 235.; Frotscher,
§ 50 a Rn. 8; s. weitere Literatur in Anm. 116 „Umsatzsteuer“). Nach dieser Auffassung
ist die Einbeziehung der USt. bei der Nullregelung fnr Vergntungszeitroume bis 2001
fraglich.

E Vergctungen ab 2002: Durch StlndG 2001 (BGBl. I, 3794; BStBl. I 2002, 4)
wurde in § 13b Abs. 2 UStG das „Reverse-Charge“-Verfahren eingefnhrt; s. da-
zu BMF v. 5. 12. 2001, BStBl. I, 1013) und zugleich das Abzugsverfahren
einschl. der sogen. Nullregelung (§§ 51 ff. UStDV) abgeschafft. Die Neuregelung
ist anwendbar auf Umsotze, die nach dem 31. 12. 2001 bewirkt werden. Danach
schuldet der Leistungsempfonger einer Werklieferung oder sonstigen Leistung
(§ 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG) die USt., wenn sie von einem im Ausland an-
sossigen Unternehmer erbracht wird und der Leistungsempfonger ein Unterneh-
mer oder eine jur. Person des rffentl. Rechts ist. Der auslond. Zahlungsempfon-
ger ist abweichend von der grundsotzl. Regelung in § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG nF
nicht mehr Steuerschuldner. Die bisherigen Grnnde fnr den Ansatz der USt. als
Einnahme iSv. § 50a Abs. 3 Satz 1 kommen nicht mehr zum Tragen. Soweit
Umsotze ab dem 1. 1. 2002 unter § 13b Abs. 2 fallen, ist die USt. keine Gegen-
leistung mehr und kann nicht mehr Teil der Bemessungsgrundlage fnr den
StAbzug nach Abs. 4 Satz 2 sein. Dies gilt auch fnr Umsotze, die vor dem
1. 1. 2002 durchgefnhrt worden sind, soweit das Entgelt fnr diese Umsotze erst
nach dem 31. 12. 2001 gezahlt worden ist, § 27 Abs. 4 UStG (s. Lndicke, IStR
2002, 18; Korn, KtSDI 2002, 13178 [13182] sowie Anm. 116 „Umsatzsteuer“).
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Bei Leistungen an andere Empfonger bleibt es bei der bisherigen Regelung, dh.
der auslond. Unternehmer ist Schuldner der USt. Dies gilt insbesondere bei Pri-
vatpersonen als Leistungsempfongern. Die USt. wird insoweit Teil der Bemes-
sungsgrundlage fnr den StAbzug nach § 50a Abs. 4 Satz 2. Die dadurch be-
stehende Unterscheidung ist jedoch nicht durch die Leistungsfohigkeit des
auslond. Unternehmers und Stpfl. iSd. EStG oder KStG bedingt. Insofern
erscheint die Differenzierung bei der Bemessungsgrundlage fnr den Quellen-
steuerabzug nach der Frage, ob das „Reverse-Charge“-Verfahren anzuwenden
ist oder nicht, problematisch (L^dicke aaO, 20).
Zu weiteren Einzelheiten s. unten Anm. 116 „Umsatzsteuer“.

3. Einzelfragen

Sachausstattung: Werden dem AR Bnroroume, Bnrokrofte, PKW und ohn-
liches zur Verfngung gestellt, so handelt es sich nach Auffassung der FinVerw.
idR nicht um abzugstpfl. Vergntungen, da nur die technischen Voraussetzungen
fnr die AR-Totigkeit geschaffen werden. Dagegen liegt eine zusotzliche Ver-
gntung vor, wenn die Einrichtungen dem AR auch zur privaten Nutzung nber-
lassen werden. Vgl. Richter, StBp. 1978, 247 unter Bezug auf BP-Kartei NW,
Konto Aufsichtsratsvergntung; entsprechend auch Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 22.
Sachleistungen: s. Anm. 116 „Sachleistungen“.
Steuerfreie Vergftungen: Soweit Vergntungen gezahlt werden, die stfrei sind
(zB Aufwandsentschodigungen aus rffentlichen Kassen gem. § 3 Nr. 12), ist
kein StAbzug vorzunehmen. Denn dieser setzt StPflicht voraus (s. Anm. 7 und
Anm. 116 „Steuerfreie Einnahmen“).
hbernahme der Aufsichtsratsteuer: pbernimmt die inlond. Unternehmung
die ARSteuer, dann wird auch diese Teil der Bemessungsgrundlage. Sie betrogt
daher in diesen Follen 42,85 vH der ARVerg. ohne ARSteuer (R 227c Abs. 1
EStR) bzw. unter Berncksichtigung des SolZ (5,5 vH auf die ESt.) 43,89 vH.
Umsatzsteuer: s. Anm. 28.

III. Ausnahme: Besonders gewghrte Reisekosten, die die tatsgchlichen
Auslagen nicht fbersteigen (Abs. 3 Satz 2)

Abs. 3 Satz 2 durchbricht das Bruttoprinzip bei der Erhebung der ARSteuer. Bei
entsprechender Gestaltung (besondere Gewohrung) erlaubt er den Abzug tat-
sochlich entstandener Reisekosten, indem er sie aus der Definition der ARVerg.
ausnimmt.
Reisekosten sind gem. Klammerzusatz in Abs. 3 Satz 2 Tagegelder und Fahrt-
auslagen.
Tatsgchliche Auslagen nicht fbersteigend: Eine Obergrenze ist nicht vorge-
sehen.
Besonders gewghrt: Die Vergntung der Reisekosten muß getrennt erfolgen.
Dazu sind keine getrennten Gutschriften erforderlich. Es ist ausreichend, wenn
die Vergntung in geeigneter Weise, zB durch Aufgliederung auf dem pberwei-
sungstroger oder der Gutschrift, in die Bestandteile ARVerg. und Reisekostener-
satz aufgeschlnsselt wird.

Einstweilen frei.
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Erlguterungen zu Abs. 4:
Steuerabzug ffr bestimmte Einkfnfte

Verwaltungsanweisungen: BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89 (Abzugsteuer bei knnstleri-
schen, sportlichen artistischen oder ohnlichen Darbietungen gem. § 50a Abs. 4 EStG); v.
7. 5. 2002, BStBl. I, 521 (Merkblatt zur Entlastung von deutscher Abzugsteuer gem. § 50a
Abs. 4 EStG aufgrund von DBA); BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904 (Merkblatt zum Antrag
nach § 50d EStG auf Erteilung einer Freistellungsbescheinigung und/oder Erstattung
von deutscher Abzugsteuer aufgrund von DBA bei Vergntungen an auslondische Knnstler
und Sportler).
Schrifttum (s. auch vor Anm. 1): Teske, Zum Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichti-
gen, DStZ/A 1961, 304; Friedrich, Steuerabzug bei beschronkt steuerpflichtigen Ein-
knnften – Zur Rechtswirksamkeit des § 50a Abs. 4 EStG, DB 1963, 318; Maas, Steuerab-
zug bei beschronkt steuerpflichtigen Einknnften – Zur Rechtswirksamkeit des § 50a
Abs. 4 EStG, DB 1963, 433; Kessler, Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG auch fnr Film-
kopierkosten beim Erwerb einer Fernsehsendelizenz fnr einen Film von einem beschronkt
steuerpflichtigen Lizenzgeber?, FR 1979, 12; ders., Ist bei Anwendung der sog. Nullrege-
lung nach § 52 Abs. 2 UStDV die Umsatzsteuer Bestandteil der Bemessungsgrundlage fnr
die Abzugsteuer nach § 50a Abs. 4 EStG?, FR 1981, 565; ders., Sind Reisekosten Teil der
Bemessungsgrundlage fnr den Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG, FR 1983, 65; Bor-
mann, Die Besteuerung inlondischer Auftritte auslondischer Knnstler, DStZ 1983, 49;
Kessler, Zweifelsfragen zur Abzugsteuer nach § 50a Abs. 4 EStG, FR 1984, 172; Leippe,
Der Steuerabzug von Vergntungen an auslond. Knnstler, GemH 1985, 89; Honold, Steu-
erliche Behandlung der Vergntungen fnr auslondische Aufsichtsratsmitglieder, DB 1985,
1433; Selling/Riegler, Einkmmensteuerliche Probleme der Gemeinden beim Engage-
ment auslondischer Knnstler, ZKF 1985, 202, 224; Krabbe, Beschronkte Steuerpflicht bei
knnstlerischen, sportlichen, artistischen und ohnlichen Darbietungen, FR 1986, 425; Feld-
hahn, Abzugsbesteuerung nach § 50a Abs. 4 EStG, DStR 1987, 290; Roth, Anmerkung
zu BFH v. 27. 7. 1988, FR 1989, 340; Kessler, Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG und
steuerfreie Einnahmen, FR 1989, 645; Massbaum, Die beschronkte Steuerpflicht der
Knnstler und Berufssportler unter Berncksichtigung des Steuerabzugsverfahrens, Herne/
Berlin 1991; ders., Auswirkungen der umsatzsteuerlichen Nullregelung bei beschronkt
Steuerpflichtigen, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 971 (1991); Rabe, Besteuerung steuerfreier
Reisekostenerstattungen?, FR 1992, 646; ders., Sachpreise fnr auslondische Sportler –
Steuerabzugsverpflichtung fnr den inlondischen Sportveranstalter gem. § 50a Abs. 4
EStG?, DStR 1992, 703; Massbaum, Die Bemessungsgrundlage fnr den Steuerabzug i. S.
des § 50a Abs. 4 EStG unter Berncksichtigung aktueller Entwicklungen, IWB F. 3
Deutschland Gr. 3, 975 (1992); Laule, Zum vorloufigen Rechtsschutz bei der Freistellung
der Abzugsteuer nach § 50a Abs. 4 EStG, IStR 1995, 305; Killius, Grenznberschreitende
Steuerfragen der Vergntung von Sportlern, FR 1995, 721; Salzmann, Besteuerung beschr.
stpfl. Sportler nach den Jahressteuergesetzen 1996 und 1997, SpuRt 1996, 181; Vogel,
Knnstlergesellschaften und Steuerumgehung, StuW 1996, 248; Scheurle, Beschronkte
Steuerpflicht: Das vereinfachte Steuererstattungsverfahren gemoß § 50 Abs. 5 EStG, IStR
1997, 65; Schauhoff, Quellensteuerabzug bei Zahlungen an beschronkt steuerpflichtige
Knnstler und Sportler, IStR 1997, 5; Grams, Umsatzsteuer als Teil der Bemessungsgrund-
lage des § 50a Abs. 4 EStG fnr die sog. „Auslondersteuer“?, FR 1997, 290; ders., Das be-
sondere Erstattungsverfahren nach § 50 Abs. 5 Satz 4 Nr. 3 EStG, IStR 1997, 548; Lutz,
Die Besteuerung von Sportlern, DStZ 1998, 279; Gr^tzner, Das Steuerabzugsverfahren
nach § 50a EStG unter Berncksichtigung von DBA-Vergnnstigungen, IWB F. 3 Deutsch-
land Gr. 3, 1249 (1999); Henselmann/Schmidt, Besteuerung auslondischer Berufssportler,
SteuerStud. 1999, 449; Grams, Internationale Knnstlerbesteuerung: Sind DJs beschronkt
steuerpflichtig?, FR 1999, 747; ders., Zum Recht der Besteuerung international totiger
Knnstler, BB 1999, 1949; Berndt, Besteuerung in- und auslondischer Knnstler und Sport-
ler bei ihrem Auftreten im Inland, NWB F. 3, 10945 (2000); L^dicke, StlndG 2001: Un-
beabsichtigte Auswirkungen des „Reverse-Charge“-Verfahrens nach § 13b UStG auf den
Steuerabzug nach § 50a EStG, IStR 2002, 18; Kahl, StlndG 2001 – Auswirkung der
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Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfongers (§ 13b Abs. 2 UStG n.F.) auf den Steuer-
abzug nach § 50a EStG, DB 2002, 13; Hidien, Mehrwertsteuerschuldnerschaft qualifizier-
ter Leistungsempfonger fnr Eingangsleistungen gem. § 13b UStG, RIW 2002, 208; Korn,
Steueronderungsgesetz 2001: Hinweise zu Neuregelungen, KtSDI 2002, 13178; Rauds-
zus, Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfongers, UStB 2002, 258; Hensel, Die
Knnstler- und Sportlerbesteuerung: Praktische Konsequenzen der Neuerungen, PIStB
2002, 283; Holthaus, Besteuerung international totiger nichtselbstondiger Berufssportler
und Knnstler: Ein totgeschwiegenes Problem der Umsetzung der Regelungen der DBA in
der Praxis, IStR 2002, 633; ders., lnderung des § 50d EStG durch StlndG 2001: For-
melle Steuerfalle seit 1. 1. 2002 bei Ausschnttungen an auslondische Anteilseigner und
Vergntungen im Sinne des § 50a Abs. 4 EStG, IStR 2002, 664; Grams, Anmerkung zu FG
Mnnster v. 23. 5. 2001, IStR 2002, 744; Gr^tzner, Steuerabzug nach § 50a EStG, in:
Becker/H\ppner/Grotherr/Kroppen, DBA, Anhang (2002); Crasemann, Besteuerungs-
probleme bei international totigen Journalisten, in: Grotherr (Hrsg.), Handbuch der
internationalen Steuerplanung, 2. Aufl. Herne/Berlin 2003; Holthaus, Befreiung von der
Abzugssteuer nach § 50a EStG bei rffentlich gefrrderten auslondischen Kulturvereini-
gungen – Praxisprobleme und aktuelle Weisungslage, IStR 2003, 120; Grams/Molenaar,
Anm. zu FG Krln v. 18. 7. 2002, IStR 2003, 245; Gr^tzner, Zur Annahme von Nettover-
gntungen bei zuvor unterlassenem Steuerabzug gegennber beschronkt steuerpflichtigen
Gloubigern, IStR 2003, 346; Holthaus, Replik zu Grntzner, 346, IStR 2003, 347; Gr^tz-
ner, Duplik zu Holthaus, 347, IStR 2003, 348.

A. Allgemeine Erlguterungen zu Abs. 4

I. hberblick zu Abs. 4

Steuerabzugspflicht: Abs. 4 begrnndet eine StAbzugspflicht fnr drei Gruppen
von inlond. Einknnften:
– Satz 1 Nr. 1: Einknnfte aus knnstlerischen, sportlichen, artistischen oder ohn-
lichen Darbietungen iSv. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d,

– Satz 1 Nr. 2: Einknnfte aus einer Totigkeit als Knnstler, Berufssportler,
Schriftsteller, Journalist oder Bildberichterstatter,

– Satz 1 Nr. 3: Einknnfte aus Vergntungen fnr die Nutzung beweglicher Sachen
oder fnr die pberlassung der Nutzung oder des Rechts auf Nutzung von
Rechten und von gewerblichen, technischen, wissenschaftlichen und ohn-
lichen Erfahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten.

Von Abs. 4 erfaßte inlgndische Einkfnfte: Die drei Gruppen inlond. Ein-
knnfte iSv. Satz 1 zur Begrnndung einer StAbzugspflicht erfassen nur einen Teil
der inlond. Einknnfte gem. § 49:

Gruppen inldnd. Einkcnfte nach § 49 Abs. 1 Abdeckung durch Abzugspflicht nach
§ 50a Abs. 4 Satz 1, falls die dort
vorausgesetzten Einkunftstypen
vorliegen

Nr. 1 Nr. 2 Nr. 3

Nr. 1 (Land- und Forstwirtschaft) nein nein nein

Nr. 2 (Gewerbebetrieb)

– Buchst. a (Betriebsstotte und stondiger Vertreter) nein ja ja

– Buchst. b (Schiff- und Luftfahrt) nein ja ja

– Buchst. c (Befrrderungspool) nein ja ja
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Gruppen inldnd. Einkcnfte nach § 49 Abs. 1 Abdeckung durch Abzugspflicht nach
§ 50a Abs. 4 Satz 1, falls die dort
vorausgesetzten Einkunftstypen
vorliegen

Nr. 1 Nr. 2 Nr. 3

– Buchst. d (knnstlerische, sportliche, artistische
und sonstige Darbietungen)

ja ja ja

– Buchst. e (§ 17) nein ja ja

– Buchst. f (Veroußerung von unbeweglichem Ver-
mrgen, Sachinbegriffen oder Rechten, soweit
nicht Buchstabe a)

nein ja ja

Nr. 3 (Selbstondige Arbeit) nein ja ja

Nr. 4 (Nichtselbstondige Arbeit) nein ja nein

Nr. 5 (Kapitalvermrgen) nein nein nein

Nr. 6 (Vermietung und Verpachtung) nein nein ja

Nr. 7– 8a (Sonstige Einknnfte iSd. § 22 Nr. 1,
Nr. 2 und Nr. 4)

nein nein nein

Nr. 9 (Sonstige Einknnfte iSd. § 22 Nr. 3) nein nein ja

Bemessungsgrundlage fnr den StAbzug sind die Einnahmen ohne jede Ab-
znge (Sotze 2 und 3).
Steuersatz: Er betrogt nach dem 31. 12. 2002 grundsotzlich 20 vH (Satz 4 und
Satz 5 Nr. 4; vor dem 1. 1. 2003: 25 vH, s. § 52 Abs. 58 a Satz 2). Er ermoßigt
sich bei im Inland ausgenbten knnstlerischen, sportlichen, artistischen oder ohn-
lichen Darbietungen bei Einnahmen von nber 500 E bis 1000 E auf 15 vH, von
nber 250 E bis 500 E auf 10 vH und von bis zu 250 E auf 0 vH (Satz 5).

II. Rechtsentwicklung des Abs. 4

StdndG v. 18. 7. 1958 (BGBl. I, 473; BStBl. I, 412): § 50a mit Abs. 4 wurde in
das EStG eingefngt. Die StAbzugspflicht hatte schon davor bestanden, war aber
an anderer Stelle (VO nber den StAbzug von Einknnften bei beschr. Stpfl. v.
6. 2. 1935, RGBl. I, 160; RStBl., 214) geregelt gewesen (vgl. Anm. 2).
2. StdndG 1967 v. 21. 12. 1967 (BGBl. I, 1254; BStBl. I, 484): Um Unnber-
sichtlichkeit zu vermeiden, wurde im Zusammenhang mit der Einfnhrung der
ErgAbg. der Steuersatz fnr den Fall der pbernahme der Steuer durch den Ver-
gntungsschuldner in Abs. 4 gestrichen. Dadurch trat keine materielle lnderung
ein (vgl. S\ffing, DB 1967, 2183).
2. StdndG 1973 v. 18. 7. 1974 (BGBl. I, 1489; BStBl. I, 521): Abs. 4 Buchst. b
(jetzt Satz 1 Nr. 3) wurde an die Einfngung von § 49 Abs. 1 Nr. 9 durch eine
entsprechende Erweiterung der Abzugspflicht angepaßt.
StBereinG 1985 v. 14. 12. 1984 (BGBl. I, 1493; BStBl. I, 659): Abs. 4 wurde um
die Sotze 4 und 5 ergonzt, wonach dem StAbzug der volle Betrag der Einnah-
men ohne Abznge unterliegt. Diese lnderung hatte nur redaktionelle Bedeu-
tung, denn es wurde lediglich die Vorschrift des § 73b EStDV 1977–1984 wrrt-
lich in das EStG nbernommen.
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StBereinG 1986 v. 19. 12. 1985 (BGBl. I, 2436; BStBl. I, 735): Korrespondie-
rend mit der Neuregelung in § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d wurde Abs. 4 um eine
weitere Fallgruppe ergonzt und zugleich von Buchstabengliederung auf Nume-
rierung umgestellt; die bisherigen Buchst. a und b wurden Nr. 2 und 3. Die neue
Nr. 1 unterwirft dem StAbzug mit Wirkung vom 1. 1. 1986 Einknnfte aus knnst-
lerischen, sportlichen, artistischen oder ohnlichen Darbietungen im Inland oder
aus deren Verwertung im Inland, unabhongig davon, wem die Einnahmen zuflie-
ßen und ob eine Betriebsstotte im Inland vorliegt.
StdndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146): Mit dem neu einge-
fngten Satz 4 wurden Einnahmen aus der Totigkeit bei bestimmten im Ausland
hergestellten und ausschließlich im Inland ausgestrahlten Rundfunk- und Fern-
sehsendungen ebenfalls nur dem ermoßigten Steuersatz von 15 vH (Satz 3) un-
terworfen, wenn die Vergntung von einer inlond. Rundfunk- oder Fernsehanstalt
gezahlt wird. Die bisherigen Sotze 4 und 5 wurden Sotze 5 und 6.
Satz 5 (neu) wurde zugleich dahin ergonzt, daß dem StAbzug der volle Betrag
der Einnahmen unterliegt, einschließlich der Betroge iSd. § 3 Nr. 13 (aus rffent-
lichen Kassen gezahlte Reisekostenvergntungen, Umzugskostenvergntungen
und Trennungsgelder) und § 3 Nr. 16 (Vergntungen, die ArbN außerhalb des rf-
fentlichen Dienstes von ihrem ArbG zur Erstattung von Reisekosten, Umzugs-
kosten oder Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsfnhrung erhalten).
JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (BGBl. I, 1250; BStBl. I, 438): Satz 1 Nr. 2 wurde da-
hin ergonzt, daß fnr unselbstondig totige beschr. stpfl. Knnstler, Berufssportler,
Schriftsteller, Journalisten und Berichterstatter an Stelle des StAbzugs nach
Abs. 4 der LStAbzug mit Wirkung ab VZ 1996 eingefnhrt wird, wenn sie fnr
einen inlond. ArbG iSd. § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 totig sind.
Die Sotze 3 und 4 wurden mit Wirkung ab VZ 1996 gestrichen. Dadurch ist ein
einheitlicher Steuersatz iHv. 25 vH auch fnr den Ausnbungstatbestand anzuwen-
den.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): Der
StAbzug nach Satz 1 Nr. 1 wurde ausgedehnt auf Einknnfte, die durch im Aus-
land ausgenbte, aber im Inland verwertete knnstlerische, sportliche, artistische
oder ohnliche Darbietungen erzielt werden. Die Erweiterung der Abzugsver-
pflichtung entspricht der Erweiterung der beschr. StPflicht in § 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. d (s. dazu § 49 Anm. 540).
StdndG 2001 v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3794; BStBl. I 2002, 4): Die Reihenfolge
der Sotze 2–4 wurde ohne inhaltliche lnderung geondert: der bisherige Satz 2
wird zu Satz 4, die bisherigen Sotze 3 und 4 zu Sotzen 2 und 3. Abs. 4 wird fer-
ner um einen neuen Satz 5 ergonzt, der bei Vergntungen fnr im Inland ausge-
nbte knnstlerische, sportliche, artistische oder ohnliche Darbietungen eine Gleit-
klausel fnr den StAbzug vorsieht. Zur Frrderung des Austauschs in den
Bereichen der Kultur und des Sports wird der StAbzug erst bei Einnahmen von
nber 1000 E mit dem vollen Abzugsteuersatz vorgenommen. Gleichzeitig wird
der volle Steuersatz fnr den StAbzug von 25 vH auf 20 vH abgesenkt. Dies gilt
fnr Vergntungen, die nach dem 31. 12. 2002 zufließen.

III. Bedeutung des Abs. 4

Abs. 4 ist das speziell fnr die beschr. StPflicht geschaffene Hauptinstrument, mit
dem sie in den Follen durchgesetzt wird, in denen der beschr. Stpfl. nur eine ge-
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ringe Inlandsverhaftung hat und nicht durch den bei beschr. und unbeschr.
Stpfl. gleichermaßen vorzunehmenden LSt.- und KapErtrStAbzug erfaßt ist.
Zum Verholtnis von LStAbzug und § 50a vgl. Anm. 42 und 89.
Friedrich (DB 1963, 318) holt Abs. 4 fnr undurchfnhrbar und daher rechtsun-
wirksam, da „Einknnfte“ dem StAbzug unterliegen, der Einbehalt aber von den
„Einnahmen“ vorzunehmen ist. Maas (DB 1963, 433) sieht keinen Wider-
spruch, da zu trennen sei zwischen der Verankerung der Abzugspflicht fnr
bestimmte Einknnfte und der Festlegung der Bemessungsgrundlage fnr einen
solchen Abzug (ebenso BFH v. 27. 7. 1988 I R 28/87, BStBl. II 1989, 449
[450]).
Zur Vereinbarkeit mit hrherrangigem Recht s. Anm. 4.

IV. Geltungsbereich des Abs. 4

Persjnlicher Geltungsbereich: Nur bei beschr. Stpfl. wird die ESt. im Wege
des StAbzugs nach Abs. 4 erhoben. Der StAbzug erfaßt auch gesamthonderisch
erzielte Einknnfte (BFH v. 23. 10. 1991 I R 86/89, BStBl. II 1992, 185 [187]).
Abs. 4 gilt auch fnr die Erhebung der KSt. bei beschr. KStpfl. (§ 31 Abs. 1
KStG, Abschn. 27 Abs. 1 Nr. 1 KStR; vgl. Anm. 5). Der StAbzug nach Abs. 4
gilt auch fnr erweitert beschr. Stpfl. iSd. § 2 AStG. Er hat dort jedoch keine Ab-
geltungswirkung (§ 2 Abs. 5 Satz 2 AStG; s. § 50 Anm. 222).
Sachlicher Geltungsbereich: Der StAbzug nach Abs. 4 ist nur bei bestimmten,
in Satz 1 Nr. 1–3 aufgefnhrten Einkunftsgruppen vorzunehmen.

V. Verhgltnis zu anderen Vorschriften

1. Verhgltnis von Abs. 4 zu Abs. 2 und 3

Fnr die in Abs. 4 Satz 1 Nr. 1–3 genannten beschr. stpfl. Einknnfte regeln
Abs. 4 Sotze 2 und 3 die Bemessungsgrundlage und Sotze 4 und 5 den Steuersatz
fnr den StAbzug. Sie entsprechen den Vorschriften fnr beschr. stpfl. Aufsichtsro-
te in Abs. 2 und 3. Beide Regelungsbereiche weisen jedoch insbes. beznglich der
Bemessungsgrundlage, aber aufgrund der Rechtsentwicklung inzwischen auch
hinsichtlich der Festlegung des Steuersatzes teils materielle, teils redaktionelle
Unterschiede auf. Der materielle Unterschied besteht hinsichtlich der Einbezie-
hung der erstatteten Reisekosten in die Bemessungsgrundlage. Wohrend Abs. 3
Satz 2 Reisekostenerstattungen weitgehend vom StAbzug ausnimmt (vgl.
Anm. 30), werden diese in Abs. 4 Satz 2 ausdrncklich in die Bemessungsgrund-
lage einbezogen. Dem einheitlichen Steuersatz bei der ARSteuer steht in Abs. 4
Satz 5 fnr Darbietungen ein gestaffelter Steuersatz gegennber. Im nbrigen beru-
hen die Unterschiede zwischen dem Wortlaut des Abs. 3 und dem des Abs. 4
Sotze 2 und 3 auf redaktionellen Abstimmungsmongeln ohne materielle Bedeu-
tung. De lege ferenda ist eine Vereinheitlichung und Straffung anzuregen.

2. Verhgltnis von Abs. 4 Satz 1 Nr. 1–3 zueinander

Da die Abzugspflichten nach Satz 1 Nr. 1–3 teilweise die gleichen Arten inlond.
Einknnfte abdecken (s. Anm. 35 fnr eine pbersicht) und die erfaßten Einkunfts-
gruppen von verschiedenen Ansatzpunkten her bestimmt sind, kann es zu Dop-
pelerfassungen kommen.

§ 50a Anm. 37–40 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen
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Verhgltnis von Nr. 1 zu Nr. 2:
– Nr. 1 erfaßt Einknnfte durch ausgecbte Darbietungen und mit ihnen zusammenhdn-

gende Leistungen, wohrend Nr. 2 nur die Einknnfte aus den Tdtigkeiten selbst in
die Abzugspflicht einbezieht.

– Nr. 1 gilt nur fnr gewerbliche Einknnfte iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d, Nr. 2
dagegen fnr Einknnfte iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 2–4.

– Nr. 1 umfaßt kcnstlerische, sportliche, artistische und dhnliche Darbietungen, wohrend
Nr. 2 nur die Totigkeit als Kcnstler und Berufssportler anspricht.

– Die durch Nr. 2 weiterhin abgedeckten Totigkeiten als Schriftsteller, Journalist
und Bildberichterstatter haben in Nr. 1 keine Entsprechung.

– Bei Nr. 1 besteht die Abzugspflicht unabhdngig davon, wem die Einnahmen zu-
fließen, bei Nr. 2 fehlt ein entsprechender Zusatz.

– Bei Nr. 1 muß das die vertragliche Leistung erbringende Unternehmen beschr. stpfl.
sein, um eine Abzugspflicht auszulrsen, bei Nr. 2 der Kcnstler oder Berufssportler
selbst.

E Tatbestandskonkurrenz besteht insoweit, als beide Vorschriften sich teilweise
nberschneiden. Die pberschneidungen betreffen Einknnfte der Berufssportler,
Artisten ua., die diese aus einer im Inland ausgenbten sportlichen, artistischen
oder ohnlichen Darbietung bzw. aus ihrer Verwertung im Inland erzielt haben.
Solange die Einknnfte demselben beschr. Stpfl. zufließen, ergeben sich aus
etwaigen Doppelerfassungen keine Probleme, da die Rechtsfolgen von Nr. 1
und Nr. 2 idR gleich sind; so auch Krabbe, FR 1986, 425 (428). Eine Doppelbe-
steuerung krnnte dagegen eintreten, wenn ein Entgelt einer Knnstlerverleihge-
sellschaft zufließt und damit nach Nr. 1 abzugspflichtig wird, gleichzeitig aber
der Knnstler selbst mit seinem Entgeltanteil nach Nr. 2 der Abzugsteuer nach
Abs. 4 unterworfen wnrde.
Um hieraus resultierende pberbesteuerungen zu vermeiden, verweist der Fin-
Aussch. in seinem Bericht (s. BTDrucks. 10/4513, 23) auf Billigkeitsmaßnahmen
(s. § 50 Anm. 476 f.). Durch das ab dem VZ 1996 eingefnhrte vereinfachte Er-
stattungsverfahren in § 50 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 ist die Problematik der pberbe-
steuerung nur teilweise beseitigt, da im Erstattungsverfahren generell ein Steuer-
satz iHv. 50 vH zur Anwendung gelangt. Abs. 4 Satz 5 sieht bei ausgenbten
Darbietungen demgegennber bei Einnahmen bis zur Hrhe von 1000 E einen
Staffelsteuersatz vor. Billigkeitsmaßnahmen sind deshalb weiterhin notwendig
und mrglich (s. § 50 Anm. 475, 477).
Verhgltnis von Nr. 1 zu Nr. 3: pberschneidungen sind denkbar, wenn Urhe-
berrechte bzw. bewegliche Sachen im Rahmen einer inlond. Darbietung von
einem beschr. Stpfl. zur Nutzung nberlassen werden. UE hat Satz 1 Nr. 1 gegen-
nber Satz 1 Nr. 3 den Rang einer Spezialvorschrift und ist somit vorrangig anzu-
wenden. Bis zum VZ 1995 hatte dies zur Folge, daß in diesen Follen regelmoßig
der ermoßigte Steuersatz von damals 15 vH zur Anwendung kam (Abs. 4 Satz 3
aF; Beispiele: s. Anm. 250 „Leihgaben“, „pbertragungsrechte“). Diese Steuer-
satzunterscheidung kann im Rahmen des ab dem VZ 2002 bei Einnahmen in
Hrhe von bis zu 1000 E eingefnhrten Staffelsteuersatzes fnr Einnahmen aus
ausgenbten Darbietungen, nicht aber fnr Einnahmen aus anderen Quellen, von
Bedeutung sein.
Vergntungen fnr pbertragungsrechte an Darbietungen, die im Ausland stattge-
funden haben, krnnen ab dem VZ 1999 – nach der lnderung der Nr. 1 durch
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das StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (s. Anm. 36) – auch unter Nr. 1 fal-
len. Zuvor wurden sie nur durch Nr. 3 erfaßt.
Verhgltnis von Nr. 2 zu Nr. 3: Tatbestandsnberschneidungen sind houfig hin-
sichtlich des Verwertungstatbestands und der pberlassung von Schutzrechten.
Wegen der gleichen Rechtsfolgen kommt dieser pberschneidung jedoch kaum
praktische Bedeutung zu. Allerdings weitet die FinVerw. – uE unzulossig – den
Anwendungsbereich der Nr. 3 auf Schallplattenaufnahmen aus, auch soweit sie
in einem inlond. Tonstudio gemacht werden. In solchen Follen soll nach Ansicht
der FinVerw. die pberlassung von Nutzungsrechten gegennber der Ausnbung
einer knnstlerischen Totigkeit im Vordergrund stehen. In der Vergangenheit
hatte dies vor allem Bedeutung fnr die Hrhe des StAbzugs, die bei der Aus-
nbung statt 25 vH nur 15 vH betrug (s. FinMin. NRW v. 22. 11. 1974, DB 1974,
2437).

3. Verhgltnis zu Abs. 7

Abs. 7 gibt nur fnr Einknnfte, die nicht bereits dem StAbzug unterliegen, dem
FA das Recht, zur Sicherstellung des StAnspruchs die ESt. im Wege des StAb-
zugs zu erheben.

4. Verhgltnis zum Lohnsteuerabzug

Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 deckt zwar auch Einknnfte der dort beschriebenen Art aus
nichtselbstondiger Arbeit ab, und grundsotzlich hat auch der Abzug nach § 50a
als lex specialis Vorrang vor dem LStAbzug.

So ohne Einzelheiten BFH v. 29. 11. 1978 I R 159/76, BStBl. II 1979, 182, 184; R 125
Abs. 6 LStR 2002. Ebenfalls fnr Vorrang von § 50a: Schmidt/Heinicke XXII. § 50a
Rn. 1; Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 39.

Allerdings unterliegen mit dem Beginn des VZ 1996 Einknnfte beschr. stpfl.
nichtselbstondig totiger Knnstler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalisten oder
Bildberichterstatter (vorrangig) dem LStAbzug, wenn sie fnr einen inlond. ArbG
iSd. § 38 Abs. 1 Satz 1 totig sind. Sofern kein inlond. ArbG gegeben ist, erfaßt
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 auch die Einknnfte der genannten beschr. stpfl. nicht-
selbstondig Totigen (BRDrucks. 171/95, 139; BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89
Tz. 2.6; Merkblatt des BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904 Tz. 1.2; Bl^mich/Wied,
§ 50 a Rn. 39; s. im einzelnen Anm. 89).

5. Verhgltnis zu Doppelbesteuerungsabkommen

Durch DBA kann die Abzugspflicht
– dem Grunde nach (vgl. Anm. 77 fnr Satz 1 Nr. 1, Anm. 92 fnr Satz 1 Nr. 2
und Anm. 106 fnr Satz 1 Nr. 3) und

– der Hrhe nach
eingeschronkt sein, wenn in dem anzuwendenden DBA der Bundesrepublik
Deutschland als Quellenstaat kein oder nur ein eingeschronktes Besteuerungs-
recht eingeroumt ist. Zum Verfahren vgl. § 50d.

VI. Verfahren

Durchffhrung des Steuerabzugs (Abs. 5):
E Entstehung der Steuer und Zeitpunkt des StAbzugs in dem Zeitpunkt, in dem die
Vergntungen dem Gloubiger zufließen (Abs. 5 Sotze 1 und 2, s. Anm. 130 ff.).

§ 50a Anm. 40–44 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen
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E Abfchrung der Steuer: Der Schuldner der Vergntung hat die in einem Kj. einbe-
haltene Steuer jeweils bis zum 10. des dem Kalendervierteljahr folgenden Mo-
nats an das fnr ihn zustondige FA abzufnhren (Abs. 5 Satz 3, s. Anm. 134 ff.).
E Steuerschuldner ist der Gloubiger der Vergntungen (Abs. 5 Sotze 2 und 4; s.
Anm. 139). Der Schuldner der Vergntung haftet fnr die Einbehaltung und Ab-
fnhrung der Steuer (Abs. 5 Satz 5; s. Anm. 141 ff.). Der Steuerschuldner kann
nach Abs. 5 Satz 6 (s. Anm. 144) nur in Anspruch genommen werden, wenn
entweder der Schuldner der Vergntung diese nicht vorschriftsmoßig geknrzt hat
oder wenn er weiß, daß der Schuldner die einbehaltene Steuer nicht vorschrifts-
moßig abgefnhrt hat, und er dies dem FA nicht unverznglich mitteilt.
Doppelbesteuerungsabkommen: Zum Entlastungsverfahren vgl. § 50d. Da-
nach ist grundsotzlich der StAbzug durchzufnhren, wenn nicht das BfF zuvor
eine Freistellungsbescheinigung erteilt hat.
Abgeltungswirkung: Die ESt. gilt durch den StAbzug – mit Einschronkungen
– als abgegolten (§ 50 Abs. 5 Satz 1, vgl. § 50 Anm. 216 ff.). Die Abgeltungswir-
kung entfollt, wenn es sich bei Einknnften um Betriebseinnahmen eines inlond.
Betriebs handelt (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 1), nachtroglich festgestellt wird, daß
die Voraussetzungen der unbeschr. EStPflicht iSd. § 1 Abs. 2 oder 3 oder des
§ 1a nicht vorgelegen haben (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 1) oder ein beschr.
Stpfl., dessen Einnahmen dem StAbzug nach § 50a Abs. 4 Nr. 1 oder 2 unterlie-
gen, eine Steuererstattung beantragt (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3).
Vergftungen ffr Urheberrechte an Beauftragte: Es gelten besondere Rege-
lungen (vgl. Abs. 6 und § 73 f EStDV).

B. Erhebung der Einkommensteuer bei beschrgnkt
Steuerpflichtigen im Wege des Steuerabzugs (Abs. 4 Satz 1)

I. hbersicht

Abs. 4 Satz 1 legt den Grundtatbestand des StAbzugs bei beschr. Stpfl. fest, die
Sotze 2–5 regeln seine Bemessung (s. Anm. 115–129). Nach dem ersten Teil des
Abs. 4 Satz 1 wird die ESt.
– „bei beschronkt Steuerpflichtigen“ (s. Anm. 46)
– „bei“ (bestimmten in Satz 1 Nr. 1–3 aufgezohlten, beschronkt stpfl.) „Ein-
knnften“ (s. Anm. 47)

– „im Wege des Steuerabzugs erhoben“ (s. Anm. 48 ff.).

II. Erhebung „bei beschrgnkt Steuerpflichtigen“

Nur bei beschr. stpfl. Einkunftsempfongern wird die ESt. bei den in Abs. 4
Satz 1 Nr. 1–3 genannten Einkunftsgruppen im Wege des StAbzugs erhoben.
Entsprechendes gilt fnr die KSt. (s. Anm. 5). Zur beschr. EStPflicht s. § 1
Abs. 4; zur beschr. KStPflicht s. § 2 KStG.
Bestehen Zweifel, ob beim Gloubiger beschronkte oder unbeschronkte StPflicht
vorliegt, so darf der Schuldner den StAbzug unterlassen, wenn der Gloubiger die
unbeschr. StPflicht durch eine Bescheinigung des zustondigen FA nachweist
(§ 73e Satz 5 EStDV).
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III. Erhebung „bei“ (bestimmten beschrgnkt steuerpflichtigen)
„Einkfnften“

Gemeinsam ist den Nr. 1–3 in Abs. 4 Satz 1, daß der StAbzug „bei Einknnften
...“, und zwar bei bestimmten beschr. stpfl. Einknnften erfolgt:
Einkfnfte: Die Abzugspflicht setzt Einknnfte voraus. Damit sind jedoch nicht
Einknnfte im technischen Sinn des § 2 Abs. 2 (Gewinn- bzw. pberschuß der
Einnahmen nber die Werbungskosten) gemeint, sondern es ist eine Aussage
nber die Einkunftsart getroffen. Somit greift der StAbzug auch ggf. bei negati-
ven Einknnften (s. Kessler, FR 1983, 65; vgl. auch FG Hamburg v. 4. 3. 1997,
EFG 1997, 971, rkr.), nicht aber wenn sogen. Liebhaberei vorliegt (BFH v.
7. 11. 2001 I R 14/01, BStBl. II 2002, 861). Außerdem besagt § 50a Abs. 4
Satz 1 nichts nber die Bemessungsgrundlage des StAbzugs (BFH v. 27. 7. 1988
I R 28/87, BStBl. II 1989, 449 [450]). Er ist nach Abs. 4 von den Einnahmen
ohne Abznge vorzunehmen (Abs. 4 Sotze 2 und 3; s. Anm. 115 ff.; vgl. auch
Anm. 37). Wegen der Mrglichkeit, im Rahmen von Billigkeitsmaßnahmen vom
StAbzug bei Verlusten abzusehen, vgl. Anm. 51).
Beschrgnkt einkommensteuerpflichtige Einkfnfte: Der StAbzug nach
§ 50a setzt inldnd. Einkcnfte iSd. § 49 voraus. § 50a stellt eine Vorschrift nber das
Steuererhebungsverfahren dar und vermag somit nicht die sachliche StPflicht,
wie sie in § 49 abschließend umschrieben ist, zu erweitern. In § 50a Abs. 4
kommt dies klarstellend durch die Klammerzusotze bei Satz 1 Nr. 1–3 zum Aus-
druck, die auf die entsprechenden Einkunftsgruppen des § 49 Abs. 1 verweisen;
s. pbersicht in Anm. 35; zur Rechtsaufspaltung des Auftritts einer Knnstlergrup-
pe in eine Knnstlernberlassung und eine pbertragung des Namensrechts zur
Nutzung vgl. BFH v. 27. 6. 2001 I B 153/00, BFH/NV 2001, 1563; zur Anwen-
dung von § 42 AO vgl. § 49 Anm. 44.

IV. „Erhebung der Einkommensteuer im Wege des Steuerabzugs“

1. Abzugsteuer als Erhebungsform der Einkommensteuer

Der erste Teil von Satz 1 kennzeichnet den StAbzug (nur) als Erhebungsform
der ESt. Ob die ESt. durch den StAbzug abgegolten, die AbzugSt. auf die veran-
lagte ESt. anzurechnen oder im Rahmen des vereinfachten Erstattungsverfah-
rens zu erstatten ist, ergibt sich nicht aus Abs. 4, sondern aus § 50 Abs. 5 (vgl.
Anm. 3). Liegen bei beschr. Stpfl. Einknnfte der in Satz 1 Nr. 1–3 definierten
Art vor, so wird die ESt. im Wege des StAbzugs erhoben (Satz 1). Die gleiche
Rechtsfolge tritt fnr beschronkt KStpfl. ein (§ 31 Abs. 1 KStG). Der LStAbzug
geht gem. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 bei Einknnften von fnr einen inlond. ArbG iSd.
§ 38 Abs. 1 Satz 1 totigen beschr. stpfl. nichtselbstondig totigen Knnstlern,
Berufssportlern, Schriftstellern, Journalisten oder Bildberichterstattern dem
StAbzug nach Abs. 4 vor (s. Anm. 42).

Zur wirtschaftlichen Wirkung des StAbzugs insbes. auf den Technologietransfer s.
DIHT (Hrsg.), Hohe Hnrden fnr Lizenzen, Bonn 1975; Engelschalk, Die Besteuerung
von Steuerauslondern auf Bruttobasis, 1988, 12 ff.

§ 50a Anm. 47–48 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen
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2. Einschrgnkungen des Steuerabzugs

a) hberblick

Auch beim StAbzug nach Abs. 4 sind der vollstondige bzw. teilweise Verzicht
sowie Pauschalierung denkbar. Im einzelnen kommen als unilaterale Maßnah-
men der Erlaß bzw. die Pauschalierung nach § 50 Abs. 7 (volkswirtschaftliche
Grnnde oder besonders schwierige Berechnung der Einknnfte) oder nach
§§ 163, 227 AO (Billigkeit) in Betracht. Durch § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 2
(Antragsveranlagung fnr EU/EWR-ArbN) und Nr. 3 (vereinfachtes Steuerer-
stattungsverfahren) wird der Erlaß bzw. die Pauschalierung nicht ausgeschlossen
(s. Anm. 51). Bei Anwendbarkeit eines DBA kann der StAbzug fnr bestimmte
Einknnfte ganz oder teilweise ausgeschlossen sein.

b) Steuererlaß bzw. Pauschalierung nach § 50 Abs. 7

Vom Erlaß bzw. der Pauschalierung des StAbzugs wird nur zurnckhaltend
Gebrauch gemacht. Zu den bisher geregelten Einzelfollen s. § 50 Anm. 500
„Amateure“, „Artisten“, „Auslandskorrespondenten“, „DDR“, „Filmverleih“,
„Großveranstaltungen“, „Kulturvereinigungen“, „Knnstler“, „Solisten“.

c) Steuererlaß bzw. Pauschalierung aus Billigkeitsgrfnden
(§§ 163, 227 AO)

Steuererlaß und -pauschalierung aus Billigkeitsgrnnden sind auch im Rahmen
des StAbzugs unter den Voraussetzungen der §§ 163, 227 AO mrglich (vgl. auch
Anm. 4 zur verfassungsrechtlichen Gebotenheit im Einzelfall). Auch neben dem
vereinfachten Steuererstattungsverfahren gem. § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3
ist der Steuererlaß gleichrangig mrglich (Grams, IStR 1997, 548; Scheurle, IStR
1997, 65 [66] sowie § 50 Anm. 396 zum Verholtnis zum vereinfachten StErstat-
tungsverfahren) und § 50 Anm. 477 zum Verholtnis zu § 50 Abs. 7; vgl. zum Bil-
ligkeitsverfahren FG Hamburg v. 4. 3. 1997, EFG 1997, 971, rkr., mit Anm.
Grams, IStR 1997, 346, und Grams, FR 1994, 489).
Kfnstlerische usw. Darbietungen (Abs. 4 Satz 1 Nr. 1): Hier kommt eine Bil-
ligkeitsmaßnahme dann in Betracht, wenn der StAbzug im Einzelfall zur wirt-
schaftlichen Doppelbelastung der Vergntungen fnhrt; so der FinAussch. des
BTags, BTDrucks. 10/4513, 23; BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 2.5 iVm.
Tz. 4.2; s. auch Anm. 75.
Arbeitnehmer (§ 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2; s. auch § 50 Anm. 500 „Arbeitneh-
mer“ und BMF v. 31. 7. 2002, BStBl. I, 707): Eine Billigkeitsmaßnahme kommt
dann in Betracht, wenn mangels inlond. ArbG der StAbzug nach Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 vorzunehmen ist und das vereinfachte StErstattungsverfahren nach § 50
Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3 zu keiner ausreichenden Entlastung fnhrt, s. § 50
Anm. 396.
Sehr hohe Werbungskosten im Verholtnis zu den Einnahmen (Abs. 4 Satz 1
Nr. 1–3): Hier krnnen auch bei Durchfnhrung des vereinfachten StErstattungs-
verfahrens Billigkeitsmaßnahmen angezeigt sein, s. FG Hamburg v. 4. 3. 1997
aaO mit Anm. Grams, IStR 1997, 346; § 50 Anm. 396 und Anm. 477.

d) Einschrgnkung des Steuerabzugs aufgrund von
Doppelbesteuerungsabkommen

Steuersatz:
E Fcr Lizenzeinnahmen enthalten die meisten deutschen DBA einen Ausschluß
oder eine Einschronkung des deutschen Besteuerungsrechts (vgl. Anm. 106).
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E Bei Einkcnften aus Darbietungen iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 (vgl. Anm. 77) und von
Tdtigkeiten iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (vgl. Anm. 92) bleibt die Hrhe der Besteue-
rung von DBA regelmoßig unbernhrt, soweit Deutschland das Besteuerungs-
recht zugewiesen ist.
Ausnahmen gelten jedoch nach einer Reihe von DBA beznglich Veranstaltungen
im Rahmen des Kulturaustauschs, wonach unter bestimmten Voraussetzungen
der Quellensteuerabzug entfollt, vgl. im einzelnen Stockmann in Vogel/Lehner,
DBA, 4. Aufl. 2003, Art. 17 Rn. 92 ff.; Massbaum, in Becker/H\ppner/Grot-
herr/Kroppen, DBA, Art. 17 OECD-MA Rn. 291 ff. Zu Tourneetheatern vgl.
Anm. 250 „Tourneetheater“.
Bemessungsgrundlage: Die deutschen DBA enthalten idR keine Einschron-
kungen. Dies gilt sowohl fnr die knnstlerische Totigkeit iSd. Art. 17 OECD-MA
als auch hinsichtlich der Lizenzeinnahmen iSd. Art. 12 OECD-MA.
Ausnahme: Nach Art. 15 Abs. 1 DBA-Luxemburg bemißt sich die Quellensteuer
auf Lizenzgebnhren nach dem Nettobetrag (vgl. dazu BFH v. 20. 11. 1974
I R 1/73, BFHE 114, 530 [534 f.]; P\llath in Vogel/Lehner aaO, Art. 12
Rn. 33; aA Engelschalk, Die Besteuerung von Steuerauslondern auf Brutto-
basis, 1988, 101).

3. Abgeltungswirkung des Steuerabzugs

Rechtsfolge des StAbzugs ist nach § 50 Abs. 5 Satz 1, daß die ESt. durch den
Abzug abgegolten ist (vgl. § 50 Anm. 217, 246 ff.), es sei denn, die Einknnfte
sind Betriebseinnahmen eines inlond. Betriebs (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 1; vgl.
§ 50 Anm. 319 ff.), es wird nachtroglich festgestellt, daß die Voraussetzungen der
unbeschr. EStPflicht iSd. § 1 Abs. 2 oder 3 oder des § 1a nicht vorgelegen haben
(§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 1; s. § 50 Anm. 331 ff.) oder ein beschr. Stpfl.,
dessen Einnahmen dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 oder 2 unterliegen,
beantragt die Steuererstattung nach § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3 (vgl. § 50
Anm. 390 ff.). In diesen Follen ist zwar der StAbzug nach Abs. 4 durchzufnhren.
Sind die Einknnfte jedoch Betriebseinnahmen eines inlond. Betriebs oder wird
nachtroglich festgestellt, daß die Voraussetzungen der unbeschr. EStPflicht iSd.
§ 1 Abs. 2 oder 3 oder des § 1a nicht vorgelegen haben, wird die einbehaltene
und abgefnhrte Quellensteuer im Rahmen der Veranlagung des beschr. Stpfl.
auf seine Steuerschuld angerechnet (§ 36 Abs. 1 Nr. 2 EStG). Beantragt ein
beschr. Stpfl. das vereinfachte Erstattungsverfahren nach § 50 Abs. 5 Satz 2
Halbs. 2 Nr. 3, so wird die nach dieser Norm zuviel erhobene Steuer erstattet.

Einstweilen frei.

V. Einkfnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d aus Darbietungen im
Inland oder durch Verwertung im Inland (Abs. 4 Satz 1 Nr. 1)

Verwaltungsanweisungen: s. vor Anm. 35.
Schrifttum (s. auch § 49 Anm. 500): Kessler, Neue Regelungen zur unbeschronkten
und beschronkten Einkommensteuerpflicht im Steuerbereinigungsgesetz 1986, BB 1986,
1890; Rabe, Die Auslandsberichterstattung und § 50a EStG, RIW 1991, 317; Schauhoff,
Inlondische Einknnfte im Ausland wohnender Sportler, IStR 1993, 363.

1. Die von Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 erfaßten Einkfnfte

Tatbestandsmerkmal fnr einen StAbzug nach Nr. 1 ist das Vorliegen von Ein-
knnften iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d. Statt einer bloßen Verweisung auf § 49
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Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d wird dessen Wortlaut in Nr. 1 wiederholt. Mit Ausnahme
des fehlenden Hinweises auf das Erfordernis gewerblicher Einknnfte in Nr. 1 ist
nicht ersichtlich, warum diese Wiederholung erfolgt Zu den Voraussetzungen
des § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d s. § 49 Anm. 500 ff.
Ausschließlich inlgndische Einkfnfte aus Gewerbebetrieb iSd. § 49 Abs. 1
Nr. 2 Buchst. d, die beschr Stpfl. erzielen, unterliegen dem StAbzug nach Nr. 1,
wie sich aus dem Klammerverweis ergibt.

Einstweilen frei.

2. Steuerabzugspflicht ffr Einkfnfte aus Tgtigkeiten iSd. Nr. 1

Beschr. Stpfl., die gewerbliche Einknnfte (iSd. § 49 Abs. 1 Buchst. d) aus den in
Nr. 1 genannten Darbietungen im Inland oder der Verwertung im Inland erzie-
len, unterliegen der StAbzugspflicht iHv. 20 vH bei Zufluß nach dem
31. 12. 2002 bzw. 25 vH bei Zufluß vor dem 1. 1. 2003 (s. Anm. 119). Vergntun-
gen fnr im Inland ausgenbte knnstlerische, sportliche, artistische oder ohnliche
Darbietungen, die nach dem 31. 12. 2001 zufließen, unterliegen dem Staffeltarif
nach Abs. 4 Satz 5 (s. Anm. 120). Stpfl. ist der volle Betrag der Einnahmen ohne
Abznge (s. Anm. 115 ff.).

3. Einschrgnkungen der Abzugsverpflichtung

a) Steuererlaß bzw. Pauschalierung nach § 50 Abs. 7

Beschr. Stpfl. kann die Steuer nach § 50 Abs. 7 dann erlassen werden, wenn
– dies aus volkswirtschaftlichen Grnnden zweckmoßig oder
– die gesonderte Berechnung der Einknnfte besonders schwierig ist.
Beim StAbzug scheidet regelmoßig die zweite Alternative aus. Zu den Vorausset-
zungen der ersten Alternative vgl. § 50 Anm. 483.

Zum Erlaß fnr Kulturvereinigungen vgl. BMF v. 20. 7. 1983 (BStBl. I, 382, geondert
durch BMF v. 30. 5. 1995, BStBl. I, 336; Holthaus, IStR 2003, 120; § 50 Anm. 500
„Kulturvereinigungen“).

b) Steuererlaß nach Abgabenordnung

Eine abweichende Steuerfestsetzung (§ 163 AO) bzw. ein Steuererlaß im Erhe-
bungsverfahren (§ 227 AO) kommt auch fnr den StAbzug nach Nr. 1 immer
dann in Betracht, wenn die StErhebung im Einzelfall persrnlich oder sachlich
unbillig wore. Eine Billigkeitsmaßnahme war im Rahmen des StAbzugs nach
Nr. 1 bis zur Einfnhrung der Grenzpendlerbesteuerung (§ 1 Abs. 3 Sotze 1–4 ab
VZ 1996) dann mrglich oder geboten, wenn der beschr. Stpfl. ausschließlich
oder fast ausschließlich inlondische Einknnfte bezog. Es kann verfassungsrecht-
lich gebotene Aufgabe der Bundesrepublik Deutschland sein, im Billigkeitswege
persrnlich Umstonde wie Familienstand, Kinder, außergewrhnliche Belastungen
usw., die im Wohnsitzstaat des Stpfl. mangels stpfl. Einknnfte nicht zur Wirkung
kommen, bei der StFestsetzung zu berncksichtigen (BFH v. 20. 4. 1988 I R 219/
82, BStBl. II 1990, 701 [704 f.]). Auch nach Einfnhrung der Grenzpendlerbe-
steuerung kommen Billigkeitsmaßnahmen in Betracht, wenn die persrnliche
oder sachliche Unbilligkeit im Einzelfall weiterhin bestehen bleibt. Dies gilt auch
fnr den Fall, daß nach Durchfnhrung des vereinfachten StErstattungsverfahrens
nach § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3 keine ausreichende Entlastung erreicht
werden kann (s. Anm. 4 u. Anm. 51 sowie § 50 Anm. 396).
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Vom Gesetzgeber nicht beabsichtigte wirtschaftliche Doppelbelastungen durch
den StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 infolge der Nichtabziehbarkeit von BA
bei der Zwischenschaltung von Knnstlerverleihgesellschaften oder Konzert-
direktionen usw. krnnen im Einzelfall zu Horten fnhren. Auf Vergntungen, die
nach dem 31. 12. 1995 zufließen, kann das vereinfachte StErstattungsverfahren
nach § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3 angewandt werden Gleichwohl bleibt
auch hier die Mrglichkeit des Erlasses der Steuer nach §§ 163, 227 AO bestehen
(vgl. auch FG Hamburg v. 4. 3. 1997, EFG 1997, 971, rkr. mit Anm. Grams,
IStR 1997, 346).

Fnr Vergntungen, die vor dem 1. 1. 1996 zugeflossen sind, hatte der FinAussch. des
BTags (BTDrucks. 10/4513, 23) auf die Billigkeitsmaßnahmen der AO verwiesen.
Kessler (BB 1986, 1890 [1897]) wollte eine mrgliche pberbesteuerung infolge des
StAbzugs nach Nr. 1 durch eine einengende Auslegung dieser Vorschrift selbst errei-
chen. Die von Kessler vorgeschlagene Auslegung ist jedoch, wie er selbst bemerkt,
„nicht ohne weiteres mit dem Gesetz in Einklang zu bringen“ (aaO).

Einstweilen frei.

c) Auswirkung von Doppelbesteuerungsabkommen

Schrifttum (s. auch § 49 Anm. 507): Bode/Huber/St]hlin, Zur zwischenstaatlichen Be-
steuerung von Knnstlern und Sportlern mit Hinweisen auf andere Londer, DStR 1989,
130; Massbaum, Die Knnstler- und Sportlerklausel in DBA, IWB F. 10 International Gr. 2,
1211 (1997).

Die deutschen DBA enthalten besondere Regelungen fnr die Besteuerung von
Knnstlern und Sportlern, die in unterschiedlicher Art und Weise von Art. 17
OECD-MA 1977 (der in den Fassungen des OECD-MA 1992, 1995 und 2000
inhaltlich unverondert blieb) abweichen. Sie gehen gem. § 2 AO den Vorschrif-
ten des nationalen Rechts vor. Dabei ist der Begriff des Knnstlers iSd. Art. 17
OECD-MA einerseits weiter als der des EStG und umfaßt auch Artisten und
andere Unterhaltungsberufe. Andererseits ist er enger und versteht unter Knnst-
ler nur vortragende Knnstler (zum Begriff des Knnstlers s. § 49 Anm. 508).
Diese Einschronkung ist fnr Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 ohne Bedeutung, da ohnehin
nur Einknnfte aus Darbietungen, also von vortragenden Knnstlern, dem Abzug
unterworfen sind.
Art. 17 Abs. 1 regelt die Einknnfte aus der Totigkeit als Knnstler und Sportler.
Nur soweit gewerbliche Einknnfte der Berufssportler, Artisten usw. aus inlond.
Darbietungen erzielt werden, wirkt Art. 17 Abs. 1 auf den StAbzug nach Nr. 1
(zur Auswirkung auf den StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 vgl. Anm. 92). Aus
Art. 17 Abs. 1 ergeben sich Einschronkungen des StAbzugs in zweifacher Hin-
sicht:
p Das deutsche Besteuerungsrecht wird auf Einknnfte aus der Totigkeit im In-

land, dh. auf durch inlond. Darbietungen erzielte Einknnfte, beschronkt. Ein-
knnfte aus der Verwertung von Darbietungen sind nicht in Art. 17, sondern
ggf. in Art. 12 (Lizenzgebnhren) geregelt.

p Das deutsche Besteuerungsrecht gilt nur fnr Einknnfte aus der Totigkeit als
Berufssportler, Artist uo. Die aus anderen mit der Darbietung zusammenhon-
genden Leistungen erzielten Einknnfte der Sportler usw., wie zB Werbeein-
nahmen, Vergntungen fnr Autogrammstunden, Interview usw. sind nicht von
Art. 17 abgedeckt (s. § 49 Anm. 508). Diese Einknnfte werden, wie die
Einknnfte derjenigen, die im Zusammenhang mit Darbietungen im Inland
Leistungen erbringen, ohne selbst Sportler usw. zu sein, Art. 7 (gewerbliche
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Einknnfte) zugeordnet. Soweit sie nicht nber eine inlond. Betriebsstotte verfn-
gen, ist der StAbzug nach Nr. 1 ausgeschlossen. Nach Art. 17 Abs. 2 ist das
Besteuerungsrecht des Totigkeitsstaats hinsichtlich der Totigkeit als Knnstler,
Sportler usw. auch dann nicht eingeschronkt, wenn die Vergntungen nicht an
den Knnstler, Sportler usw. selbst, sondern an eine zwischengeschaltete
Knnstlerverleih- oder -vermittlungsgesellschaft gezahlt werden. Insoweit wird
der StAbzug nach Nr. 1 nicht beschronkt. Einschronkungen ergeben sich je-
doch aus Art. 17 Abs. 2 wie aus Art. 17 Abs. 1 hinsichtlich der Verwertungs-
einknnfte und der Einknnfte aus mit einer inlond. Darbietung zusammenhon-
genden Leistungen (s. § 49 Anm. 509).

Einstweilen frei.

VI. Einkfnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 2–4 aus der Ausfbung oder
Verwertung einer Tgtigkeit als Kfnstler, Berufssportler usw.

(Abs. 4 Satz 1 Nr. 2)

Verwaltungsanweisungen (s. auch vor Anm. 35): BMF v. 13. 3. 1998, BStBl. I, 351 (Ein-
kommensteuerrechtliche Behandlung der nicht im Inland ansossigen Korrespondenten in-
londischer Rundfunk- und Fernsehanstalten sowie inlondischer Zeitungsunternehmen);
BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904 (Merkblatt zum Antrag nach § 50d EStG auf Erteilung
einer Freistellungsbescheinigung und/oder Erstattung von deutscher Abzugsteuer auf-
grund von DBA bei Vergntungen an ausld. Knnstler und Sportler); BMF v. 18. 12. 2002,
BStBl. I, 1386 (Steuerabzug von Vergntungen im Sinne des § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und
3 EStG nach einem vereinfachten Verfahren – „Kontrollmeldeverfahren“).
Schrifttum (s. auch vor Anm. 35): Beckermann, Behandlung auslondischer Kultur-
orchester, Kulturvereinigungen und Solisten, denen eine kulturpolitische Bedeutung zu-
kommt, DB 1977, 1433; Irmler, Steuerabzug bei Korrespondenten, Autoren und Verla-
gen im Ausland, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 545 (1979); Stuhr, Steuerabzug bei
Korrespondenten, Autoren und Verlagen im Ausland, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 677
(1983); Krabbe, Beschronkte Steuerpflicht bei knnstlerischen, sportlichen, artistischen und
ohnlichen Darbietungen, FR 1986, 425; Reisch/Reichardt/Urbanke, Probleme bei der
Besteuerung von Amateursportlern aus DB 1988, 359; Baisch/Sch^ppen, Irrwege und
Auswege: Die Besteuerung auslondischer (Opern-) Songer nach dem Jahressteuergesetz
1996, DStR 1996, 1545; Schauhoff, Quellensteuerabzug bei Zahlungen an beschr. steuer-
pflichtige Knnstler und Sportler, IStR 1997, 5.

1. Die von Nr. 2 erfaßten Tgtigkeiten

a) hberblick

Abschließende Aufzghlung: Innerhalb der erfaßten Gruppen inlond. Ein-
knnfte iSd. 49 Abs. 1 ist weitere Voraussetzung fnr eine Abzugspflicht, daß be-
stimmte in Nr. 2 abschließend aufgezohlte Totigkeiten vorliegen: Totigkeiten als
Knnstler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalist oder Bildberichterstatter.
Tgtigkeit als Knnstler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalist oder Bildbe-
richterstatter verlangt eine Totigkeit dieser Art, unabhongig davon, ob sie selb-
stondig oder nichtselbstondig ausgenbt wird.
Adressatenkreis der Tgtigkeiten: Dieser ist in Nr. 2 nicht ausdrncklich defi-
niert. Es ist aber klargestellt, daß auch dann abzugspflichtige Einknnfte vorlie-
gen, wenn die aufgefnhrten Totigkeiten fnr den Rundfunk oder Fernsehfunk er-
bracht werden.
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b) Tgtigkeit als Kfnstler

Kfnstlerische Tgtigkeit: Die selbstondig ausgenbte knnstlerische Totigkeit ge-
hrrt zu den Einknnften aus freiberuflicher Totigkeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2).
Eine knnstlerische Totigkeit liegt vor, wenn der Stpfl. eine eigenschrpferische
Leistung vollbringt, in der seine individuelle Anschauungsweise und Gestal-
tungskraft zum Ausdruck kommt und die nber eine hinreichende Beherrschung
der Technik hinaus eine bestimmte knnstlerische Gestaltungshrhe erreicht
(H 136 EStH „Knnstlerische Totigkeit“; BFH v. 12. 2. 1984 IV R 97/81,
BStBl. II, 491; v. 26. 2. 1987 IV R 105/85, BStBl. II, 376; v. 22. 3. 1990 IV R
145/88, BStBl. II, 643; v. 11. 7. 1991 IV R 33/90, BStBl. II 1992, 353; v.
21. 4. 1999 I B 99/98, BStBl. II 2000, 254; § 18 Anm. 101 ff.). Die Definition
kann auch fnr die Totigkeit als Knnstler im Rahmen einer nichtselbstondig aus-
genbten Totigkeit verwandt werden. Die Unterscheidung zwischen selbstondiger
und unselbstondiger Totigkeit hat fnr die Qualifikation der Art der Totigkeit im
Rahmen der Nr. 2 keine Bedeutung. Zur Einordnung von Film- und Fernseh-
filmschaffenden sowie zur Teilnahme an Talkshows vgl. Anm. 250 „Filmschaf-
fende“, „Talkshows“.
Keine Totigkeit als Knnstler erbringen die Knnstlerverleihgesellschaften und
Konzertdirektionen, die Knnstler und Knnstlergruppen fnr Veranstaltungen zur
Verfngung stellen. Sie erhalten ihre Vergntung nicht fnr die Ausnbung einer To-
tigkeit als Knnstler, sondern fnr die Knnstlernberlassung.

BFH v. 1. 12. 1982 I R 238/81, BStBl. II 1983, 213; v. 20. 6. 1984 I R 283/81,
BStBl. II, 828; FG Krln v. 6. 8. 1981, EFG 1982, 249, Rechtsauffassung durch BFH v.
20. 6. 1984 I R 230/81 bestotigt, nv., EFG 1985, 97.

Abzugspflicht kann sich insoweit aber nach Nr. 1 ergeben (vgl. BMF v.
23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 2.2; Anm. 73 und § 49 Anm. 525, 527).

c) Tgtigkeit als Berufssportler

Sportler: Sportler ist, wer eine sportliche Totigkeit ausnbt, die auf Bewegung,
Spiel, Einzel- oder Wettkampfleistung gerichtet ist, und eine nber den alltog-
lichen Rahmen hinausgehende krrperliche Anstrengung darstellt (Schmidt/
Heinicke XXII. § 49 Rn. 30; § 49 Anm. 530). Diese Begriffsbestimmung
schließt nicht aus, daß zugleich betrochtliche geistige Anstrengungen erforder-
lich sind, wie etwa im Automobilrennen oder beim Dressurritt (Massbaum, Die
beschr. StPflicht der Knnstler und Berufssportler, 1991, 191).
Berufssportler sind Sportler, die nachhaltig einer sportlichen Betotigung mit
Gewinnerzielungsabsicht nachgehen. Der Gegenpol ist der Amateursportler, fnr
den sein Sport (im wesentlichen) eine Liebhaberei ist, da er nur gelegentlich fnr
die Teilnahme an Wettkompfen bezahlt wird (Reisch/Reichardt/Urbanke, DB
1988, 359).
Bis 1985 spielte die Abgrenzung zwischen Amateur- und Berufssportler eine
Rolle, da nur fnr Berufssportler eine Abzugspflicht bestand. Dieser kam in der
Praxis allerdings nur eine begrenzte Bedeutung zu, da es oft an der StPflicht
dem Grunde nach fehlte:
p Stellt der Berufssportler einem Unternehmen seine Arbeitskraft fnr be-

stimmte Zeit zur Verfngung, so erzielt er Einkcnfte aus nichtselbstdndiger Arbeit
(vgl. § 19 Anm. 600 „Sportler“). Obwohl hierfnr bei Ausnbung oder Verwer-
tung im Inland beschr. StPflicht nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 besteht, dnrfte es re-
gelmoßig an der direkten, die Abzugspflicht nach § 50a Abs. 4 auslrsenden
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Rechtsbeziehung zwischen inlond. Veranstalter und dem auslond. Berufs-
sportler gefehlt haben.

p pbt der Berufssportler seine Totigkeit selbstondig aus, so hat er Einkcnfte aus
Gewerbebetrieb (vgl. § 18 Anm. 600 „Berufssportler“). Diese stellten aber bis
1985 nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a nur dann inlond. Einknnfte dar, wenn
er im Inland eine Betriebsstotte unterhielt (was durch die Mitwirkung bei
inlond. Veranstaltungen nicht der Fall war; s. Kumpf, Besteuerung inlond.
Betriebsstotten von Steuerauslondern, 1982, 58; Massbaum aaO, 146 ff.) oder
einen stondigen Vertreter (Massbaum aaO, 160 ff.) bestellt hatte. Da es idR an
beidem fehlte, war eine beschr. StPflicht dem Grunde nach und damit auch
eine Abzugspflicht nicht gegeben (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 43; Krabbe, FR
1986, 425; Reisch/Reichardt/Urbanke, DB 1988, 359 [363]).

Ab 1986 wurden gewerbliche Einknnfte aus sportlichen Darbietungen zusotz-
lich als § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d in den Katalog der beschr. stpfl. Einknnfte
aufgenommen und eine entsprechende Abzugspflicht in § 50a Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 verankert (vgl. dazu Anm. 55). Zur Problematik mrglicher Doppelbe-
steuerung im Rahmen inlond. Sportveranstaltungen vgl. Anm. 40.

d) Tgtigkeit als Schriftsteller, Journalist oder Bildberichterstatter

Schriftsteller: Die selbstondig ausgenbte schriftstellerische Totigkeit gehrrt zu
den Einknnften aus freiberuflicher Totigkeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2; vgl. im
einzelnen § 18 Anm. 111 ff.).
Journalist: Es handelt sich um einen der Katalogberufe, die zu Einknnften aus
freiberuflicher Totigkeit fnhren (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2; vgl. im einzelnen § 18
Anm. 203). Hinsichtlich der Besonderheiten fnr nicht im Inland ansossige Kor-
respondenten inlond. Rundfunk- und Fernsehanstalten sowie inlond. Zeitungs-
unternehmen ist fnr die Zeit bis zum 31. 12. 1995 BMF v. 1. 12. 1992, BStBl. I,
730, ab dem 1. 1. 1996 BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 100 und ab dem 1. 1. 1998
BMF v. 13. 3. 1998, BStBl. I, 351 zu beachten.
Bildberichterstatter: Auch dieser Beruf gehrrt wie der des Journalisten zu den
Katalogberufen freiberuflicher Totigkeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2; vgl. im einzel-
nen § 18 Anm. 203); beim Fotografen wird dies im Regelfall ebenfalls angenom-
men, vgl. § 18 Anm. 203 „Bildberichterstattung“; Lademann/Nieland, § 50 a
Rn. 110; aA: Stuhr, IWB F. 3 Gr. 3, 677 (678).

e) Tgtigkeit ffr den Rundfunk oder Fernsehfunk

Der Hinweis, daß die Totigkeiten der aufgefnhrten Berufe auch dann die Ab-
zugspflicht auslrsen, wenn sie fnr Rundfunk oder Fernsehfunk erbracht werden,
hat lediglich klarstellende Bedeutung und erweitert nicht den Kreis der durch
die Abzugspflicht nach Nr. 2 abgedeckten Totigkeiten.

Einstweilen frei.

2. Einkfnfte aus der Ausfbung oder Verwertung einer der in Nr. 2
aufgeffhrten Tgtigkeiten (§ 49 Abs. 1 Nr. 2–4)

a) Einkfnfte aus der Ausfbung oder Verwertung

Sowohl Einknnfte aus der Ausnbung als auch aus der Verwertung (im Inland –
sonst keine inlond. Einknnfte; s. Anm. 47) einer der Totigkeiten des Satz 1 Nr. 2
fnhren zur Abzugspflicht. Die Unterscheidung zwischen Ausnbung und Verwer-
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tung war bis zum VZ 1995 von Bedeutung fnr die Anwendung des Steuersatzes
(25 vH bei Verwertung, 15 vH bei Ausnbung, vgl. Anm. 36). Ist ein DBA zu be-
achten, so ist die Abgrenzung ebenfalls dann von Bedeutung, wenn der Bundes-
republik Deutschland ein Besteuerungsrecht nur fnr hier ausgenbte Totigkeiten
zugeteilt ist.
Ausfbung einer Tgtigkeit im Inland liegt vor, wenn der Stpfl. in der Bundes-
republik Deutschland totig wird (s. § 49 Anm. 661 betr. selbstondige Totigkeit,
Anm. 732 betr. nichtselbstondige Totigkeit).
Verwertung einer Tgtigkeit im Inland: Fnr Einknnfte aus nichtselbstondiger
Arbeit hat der BFH entschieden, daß eine Verwertung im Inland nur dann vor-
liege, wenn der ArbN das Ergebnis seiner Totigkeit dem ArbG im Inland zufnh-
re. Das Nebeneinander der Begriffe Ausnbung und Verwertung bedeute, daß die
Totigkeit an einem Ort verwertet wird, der nicht mit dem der Ausnbung nber-
einstimmt (BFH v. 12. 11. 1986 I R 144/80, BFH/NV 1987, 761; v. 12. 11. 1986
I R 38/83, BStBl. II 1987, 377; v. 12. 11. 1986 I R 69/83, BStBl. II 1987, 379; v.
12. 11. 1986 I R 320/83, BStBl. II 1987, 381; v. 12. 11. 1986 I R 24/84, BFH/
NV 1988, 298; v. 12. 11. 1986 I R 192/85, BStBl. II 1987, 383; s. zu den Einzel-
heiten § 49 Anm. 750 ff.). Diese fnr die nichtselbstondige Arbeit vertretene Defi-
nition kann auch auf die Verwertung selbstondiger Arbeit nbertragen werden
(Massbaum, Die beschronkte Steuerpflicht der Knnstler und Berufssportler
unter Berncksichtigung des Steuerabzugsverfahrens, 1991, 114; s. auch BMF v.
23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 2.3 und § 49 Anm. 680).
Zur Abgrenzung der Ausfbung gegenfber der Verwertung sowie zum Ver-
holtnis der Tatbestonde zueinander s. § 49 Anm. 690 und Anm. 756.

b) Einkfnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 2–4

Erfaßt sind durch Klammerverweis auf § 49 Abs. 1 Nr. 2–4 am Ende von
Nr. 2:
– § 49 Abs. 1 Nr. 2: Inlondische Einknnfte aus Gewerbebetrieb (Vgl. § 49
Anm. 140 ff.).

– § 49 Abs. 1 Nr. 3: Inlondische Einknnfte aus selbstdndiger Arbeit (Vgl. § 49
Anm. 640 ff.).

– § 49 Abs. 1 Nr. 4: Inlondische Einknnfte aus nichtselbstdndiger Arbeit (Vgl. § 49
Anm. 700 ff.).

Abgrenzung: Fnr eine pbersicht, welche Einkunftsart durch welche Abzugs-
verpflichtung nach Abs. 4 erfaßt ist, vgl. Anm. 35; zur Abgrenzung der verschie-
denen Einbehaltsformen untereinander vgl. Anm. 40. Nach Kirchhof/Gosch
III. § 50 a Rn. 20 sollen auch die StPflicht nach Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 9 fnr den
StAbzug nach Nr. 2 ausreichen; nicht ganz eindeutig in BFH v. 21. 4. 1999 I B
99/98, BStBl. II 2000, 254.

3. Steuerabzugspflicht ffr Einkfnfte aus Tgtigkeiten iSd. Nr. 2

Beschr. Stpfl., die gewerbliche Einknnfte oder Einknnfte aus selbstondiger oder
nichtselbstondiger Arbeit (iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 2–4) aus der Ausnbung oder Ver-
wertung der in Nr. 2 genannten Totigkeiten erzielen, unterliegen der StAbzugs-
pflicht iHv. 20 vH bei Zufluß nach dem 31. 12. 2002 bzw. 25 vH bei Zufluß vor
dem 1. 1. 2003 (s. Anm. 36). Vergntungen fnr im Inland ausgenbte knnstlerische,
sportliche, artistische oder ohnliche Darbietungen bis 1000 E, die nach dem
31. 12. 2001 zufließen, unterliegen dem Staffeltarif nach Abs. 4 Satz 5 (s.
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Anm. 120 ff.). Stpfl. ist der volle Betrag der Einnahmen ohne Abznge (s.
Anm. 115 ff.).

4. Lohnsteuerabzug bei inlgndischem Arbeitgeber

Vorrang des Lohnsteuerabzugs: Die Ergonzung des Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ord-
net den vorrangigen LStAbzug bei beschr. stpfl. nichtselbstondig totigen Knnst-
lern, Berufssportlern, Schriftstellern, Journalisten oder Bildberichterstattern an,
wenn weitere Voraussetzungen erfnllt sind (s. dazu auch BMF v. 31. 7. 2002,
BStBl. I, 707 ff.). Der grundsotzlich hinter dem StAbzug nach § 50a Abs. 4 als
lex specialis zurnckstehende LStAbzug (Anm. 42) erholt in diesen Follen Vor-
rang, so daß insoweit der StAbzug nach Abs. 4 nur noch subsidior zur Anwen-
dung gelangt. Zu nicht im Inland ansossigen Korrespondenten inlond. Rund-
funk- und Fernsehanstalten sowie inlond. Zeitungsunternehmen s. auch BMF v.
13. 3. 1998, BStBl. I, 351 ff.; zur Abgrenzung von selbstondiger zur nichtselb-
stondigen Totigkeit vgl. BMF v. 5. 10. 1990, BStBl. I, 638.
Voraussetzungen ffr den Lohnsteuerabzug:
E Beschr. stpfl. Einkcnfte aus nichtselbstdndiger Arbeit iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 mns-
sen vorliegen, damit ein LStAbzug durchzufnhren ist. Die Einknnfte mnssen
aus der Ausnbung oder Verwertung einer nichtselbstondigen, oben aufgefnhrten
Totigkeit erzielt werden (Anm. 80 ff.). Die Vorschrift setzt dabei beschr. stpfl.
Einknnfte iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 4 aus den oben aufgefnhrten Totigkeiten voraus.
E Ein inldnd. ArbG iSd. § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 muß den LStAbzug durchfnhren.
Hat der ArbG des Knnstlers, Berufssportlers, Schriftstellers, Journalisten oder
Bildberichterstatters nicht im Inland einen Wohnsitz, seinen gewrhnlichen Auf-
enthalt, seine Geschoftsleitung, seinen Sitz, eine Betriebsstotte oder einen stondi-
gen Vertreter iSd. §§ 8–13 AO, kommt ein LStAbzug nicht in Betracht (BMF v.
23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 2.6; BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904 Tz. 1.2). In die-
sem Fall findet der StAbzug nach Abs. 4 Anwendung. Dieses ist zB der Fall,
wenn der Knnstler bei einer auslond. Knnstlergesellschaft angestellt ist, die als
ArbG nicht die Voraussetzungen des § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erfnllt.
E Keine Freistellung aufgrund DBA: der LStAbzug ist nur zulossig, wenn keine Frei-
stellung der inlond. Einknnfte aufgrund eines DBA erfolgt ist. Insbesondere
beim Kulturaustausch kommt nach dem maßgebenden DBA vielfach eine Frei-
stellung in Betracht (BMF v. 31. 7. 2002, BStBl. I, 707 Tz. 2.2).
Rechtsfolgen des Lohnsteuerabzugs:
E Der nach § 39d durchzufchrende LStAbzug fcr beschr. Stpfl. erfolgt auf der Grund-
lage der fnr den jeweiligen Lohnzahlungszeitraum maßgebenden LStTabelle.
Zum stpfl. Arbeitlohn gehrren nicht die stfreien Beznge iSd. § 3, insbesondere
die stfreien Reisekostenvergntungen nach § 3 Nr. 13 und 16 (BMF v.
31. 7. 2002, BStBl. I, 707 Tz. 3.2). Die nach § 50 Abs. 1 Satz 5 abziehbaren Auf-
wendungen krnnen im Wege eines auf der LStKarte einzutragenden Freibetrags
berncksichtigt werden (§ 39d Abs. 2), soweit Werbungskosten den zeitanteiligen
ArbNPauschbetrag (§ 9 a Abs. 1 Nr. 1) und abziehbare Ausgaben fnr steuerbe-
gnnstigte Zwecke iSd. § 10b den zeitanteiligen Sonderausgaben-Pauschbetrag
(§ 10c Abs. 1) nbersteigen (§ 50 Abs. 1 Satz 6).
E Die Abgeltungswirkung des § 50 Abs. 5 Satz 1 gilt auch fnr den nach Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 angeordneten LStAbzug. Eine Veranlagung findet grundsotzlich
nicht statt. WK und SA iSd. § 50 Abs. 1 Satz 6, die nicht auf der LStKarte einge-
tragen sind, finden keine Berncksichtigung.
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E EU/EWR-ArbN (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 2) sowie Grenzpendler (§ 1
Abs. 3) krnnen auf Antrag veranlagt werden.
E Das vereinfachte StErstattungsverfahren (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3) steht
beschr. Stpfl. nur dann offen, wenn ein StAbzug nach Abs. 4 Nr. 1 oder 2
durchgefnhrt wurde, nicht aber beim LStAbzug.
E Pauschalierung des StAbzugs: Nach BMF v. 31. 7. 2002, BStBl. I, 707 Tz. 4
kommt fnr bestimmte Berufsgruppen eine pauschale Erhebung der LSt. in Be-
tracht (zur Kritik an dieser Pauschalierung vgl. Raisch/Sch^ppen, DStR 1996,
1545 [1547] und Schauhoff, IStR 1997, 5 [7], die Zweifel an der Verfassungsmo-
ßigkeit oußern).

5. Einschrgnkungen der Abzugsverpflichtung

a) Steuererlaß nach § 50 Abs. 7

Erlaß nach § 50 Abs. 7: Die ESt. kann bei beschr. Stpfl. ganz oder zum Teil er-
lassen oder in einem Pauschbetrag festgesetzt werden, wenn dies aus volkswirt-
schaftlichen Grnnden zweckmoßig oder wenn eine gesonderte Berechnung der
Einknnfte besonders schwierig ist (vgl. § 50 Anm. 470 ff.). Beim StAbzug schei-
det regelmoßig die zweite Alternative aus. Zu den Voraussetzungen der ersten
Alternative vgl. § 50 Anm. 483.
In einer Reihe von Follen wurde ein solcher Erlaß in der Form allgemein ge-
wohrt, daß auf den StAbzug nach Nr. 2 verzichtet wurde:
– Auslandskorrespondenten: vgl. BMF v. 13. 3. 1998, BStBl. I, 351 und § 50
Anm. 500 „Auslandskorrespondenten“,

– Deutsche Demokratische Republik: vgl. § 50 Anm. 500 „Deutsche Demokratische
Republik“,

– Großveranstaltungen: vgl. BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 1.4 und § 50
Anm. 500 „Großveranstaltungen“,

– Kulturvereinigungen: vgl. § 50 Anm. 500 „Kulturvereinigungen“,
– Kcnstler: vgl. BMF v. 31. 7. 2002, BStBl. I, 707 und § 50 Anm. 500 „Knnstler“,
– Tourneetheater: vgl. § 50 Anm. 500 „Tourneetheater“.

b) Steuererlaß nach Abgabenordnung

Eine abweichende Steuerfestsetzung (§ 163 AO) bzw. ein Steuererlaß im Erhe-
bungsverfahren (§ 227 AO) ist zulossig, wenn die Steuererhebung im Einzelfall
persrnlich oder sachlich unbillig wore. Beim StAbzug nach Nr. 2 krnnen solche
Billigkeitsmaßnahmen in Betracht kommen.

Beispiel: Bei ArbN, die nicht Staatsangehrrige eines Mitgliedstaats der EU oder des
EWR sind, ist eine Antragsveranlagung nach § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 2 nicht
mrglich. Fallen im Verholtnis zu den Einnahmen hohe Werbungskosten an, so kann
trotz des Steuersatzes von 25 vH bzw. 20 vH nach Abs. 4 und des vereinfachten
StErstattungsverfahrens nach § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3 eine nbermoßige Be-
steuerung entstehen, die durch einen Steuererlaß im Billigkeitswege nach § 163 AO
oder § 227 AO zu beseitigen ist (vgl. § 50 Anm. 396 und 477).

c) Auswirkung von Doppelbesteuerungsabkommen

Schrifttum (s. auch Anm. 77 und § 49 vor Anm. 507): G\rl, Die freien Berufe im
internationalen Steuerrecht der Bundesrepublik Deutschland, Mnnchen 1983, 146 ff.;
OECD, Taxation of Entertainers, Artistes and Sportsmen, Issues in international taxation,
No. 2, Paris 1987; Menck, Schwerpunkte der Anpassung des OECD-Musters fnr Steuer-
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abkommen, IWB F. 10 International Gr. 2, 1469 (2000); Krabbe, OECD-Musterabkom-
men 2000, IStR 2000, 196; de Kort, Why Article 14 (Independent Personal Services) was
Deleted from the OECD Model Tax Convention, Intertax 2001, 72.

Grundsatz: Durch ein DBA mit dem Ansossigkeitsstaat des Gloubigers einer
Vergntung iSd. Nr. 2 kann das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land als Quellenstaat ausgeschlossen sein. Verfahrensrechtlich ist eine Beschron-
kung des Besteuerungsrechts der Bundesrepublik Deutschland nach § 50d
EStG geltend zu machen.
Zu beachtende Abkommensbestimmungen: Einschronkungen des deut-
schen Besteuerungsrechts bei den durch Nr. 2 erfaßten Totigkeiten krnnen sich
aus folgenden Bestimmungen des OECD-MA ergeben, wobei fnr das anzu-
wendende DBA im Einzelfall zu prnfen ist, ob die entsprechende Vorschrift
(unverondert) in dem Abkommen enthalten ist (vgl. dazu Merkblatt des BfF v.
9. 10. 2002 zum Antrag nach § 50d EStG auf Erteilung einer Freistellungsbe-
scheinigung und/oder Erstattung von deutscher Abzugsteuer aufgrund von
DBA bei Vergntungen an auslond. Knnstler und Sportler, BStBl. I, 904; v.
7. 5. 2002 zur Entlastung von deutscher Abzugsteuer gemoß § 50a Abs. 4 EStG
aufgrund von DBA, BStBl. I, 521):
E Unternehmensgewinne (Art. 7 OECD-MA): Besteuerungsrecht fnr Deutschland
als Quellenstaat nur bei Betriebsstotte oder Vertreter im Inland.
Anwendung auf Tdtigkeit iSd. Nr. 2: gewerbliche Totigkeiten als Berufssportler (vgl.
aber auch unten „Knnstler und Sportler“).
E Selbstdndige Arbeit (bisher Art. 14 OECD-MA, zur Aufhebung s. u. „Aufhe-
bung von Art. 14“): Deutsches Besteuerungsrecht als Quellenstaat bei Aus-
nbung der selbstondigen Arbeit in einer inlondischen festen Einrichtung.
Anwendung auf Tdtigkeiten iSd. Nr. 2: selbstondig ausgenbte Totigkeit als Knnstler,
Schriftsteller, Journalist und Bildberichterstatter (fnr Knnstler vgl. aber auch un-
ten „Knnstler und Sportler“; fnr Journalisten vgl. auch BMF v. 13. 3. 1998,
BStBl. I, 351 Tz. II. 2).
E Unselbstdndige Arbeit (Art. 15 OECD-MA): Deutsches Besteuerungsrecht als
Quellenstaat nur bei Ausnbung der Totigkeit im Inland, ohne daß die 183-Tage-
Regel eingreift.
Anwendung auf Tdtigkeiten iSd. Nr. 2: unselbstondig ausgenbte Totigkeit als Knnst-
ler, Berufssportler, Schriftsteller, Journalist und Bildberichterstatter (fnr Knnstler
und Sportler vgl. aber auch unter „Knnstler und Sportler“; fnr Journalisten vgl.
auch BMF v. 13. 3. 1998, BStBl. I, 351 Tz. II. 2).
E Kcnstler und Sportler (Art. 17 OECD-MA): Deutsches Besteuerungsrecht als
Quellenstaat ungeachtet der Art. 7, 14 (zur Aufhebung s.u. „Aufhebung von
Art. 14“) und 15 bei in Deutschland ausgenbter Totigkeit. Ungeachtet Art. 7, 14
(zur Aufhebung s.u. „Aufhebung von Art. 14“) und 15 bleibt es nach Abs. 2 bei
dem deutschen Besteuerungsrecht auch dann, wenn die entsprechenden Ein-
knnfte nicht dem Knnstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person
zufließen. Art. 17 Abs. 2 OECD-MA hat fnr den StAbzug nach Nr. 2 keine Be-
deutung, da ein StAbzug von Vergntungen an Dritte nicht vorgesehen ist.
Anwendung auf Tdtigkeiten iSd. Nr. 2: Totigkeiten als selbstondiger oder unselbston-
diger Knnstler oder Berufssportler.

Zum Begriff des Knnstlers und Sportlers iSv. Art. 17 OECD-MA vgl. § 49 Anm. 508.
Zur Auswirkung auf den Einbehalt nach Nr. 1 und zur Bedeutung der abweichenden
Knnstlerdefinition in Art. 17 vgl. Anm. 77.
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E Aufhebung des Art. 14 OECD-MA: Mit der Teilrevision des OECD-MA in
2000 (BStBl. I 2001, 72) wurden Art. 14 sowie Bezugnahmen auf diesen Artikel
aus dem OECD-MA gestrichen. Die Numerierung wurde beibehalten, so daß
ein Leerartikel entstand. Ein neuer Buchst. c in Art. 3 Abs. 1 OECD-MA defi-
niert den Begriff „Unternehmen“, der sich danach auf die Ausnbung einer „Ge-
schoftstotigkeit“ bezieht. Gleichzeitig wurde ein neuer Buchst. h in Art. 3 Abs. 1
OECD-MA geschaffen, der sich an die bisherigen, nunmehr um jeweils einen
Buchst. weitergernckten Definitionen anschließt. Danach schließt der Ausdruck
„Geschoftstotigkeit“ auch die Ausnbung einer freiberuflichen oder sonstigen
selbstondigen Totigkeit ein. Mit diesen lnderungen sollen die Einknnfte aus
freiberuflicher und sonstiger selbstondiger Totigkeit in die Systematik der Unter-
nehmenseinknnfte eingegliedert werden (Menck, IWB F. 10 Gr. 2, 1469 [1471];
Krabbe, IStR 2000, 196; vgl. zu den Hintergrnnden der lnderung de Kort, In-
tertax 2001, 72). Nationale Regelungen bleiben dadurch unbernhrt. Sofern und
soweit sich neue DBA an diese Regelung anlehnen, werden sich dadurch die
Streitfragen nber die Abgrenzung von Art. 7 und 14 und das Verholtnis der „fe-
sten Einrichtung“ zur „Betriebsstotte“ ernbrigen. Entfallen wird aber auch ein
besonderer Regelungskern fnr die freiberufliche Totigkeit, der es gestattete, bei
der Rechtsanwendung deren auf der Sachverhaltsebene angelegten Besonderhei-
ten Rechnung zu tragen (Menck aaO, 1472).
Auswirkung auf Tdtigkeiten iSd Nr. 2: Bestehende bilaterale DBA bleiben zunochst
durch die Neuregelung unbernhrt. Erst neu abzuschließende DBA oder (Teil-)-
Revisionen bestehender DBA werden Auswirkungen auf die Praxis haben. Das
Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland fnr Einknnfte aus der selb-
stondig ausgenbten Totigkeit als Knnstler, Schriftsteller, Journalist und Bildbe-
richterstatter setzt dann, wie die gewerbliche Totigkeit als Berufssportler, anstelle
einer inlond. festen Einrichtung eine Betriebsstotte oder einen Vertreter im In-
land voraus. Unbernhrt bleibt dadurch die Anwendung des Art. 17 OECD-MA.

Einstweilen frei.

VII. Einkfnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 2, 3, 6 und 9
aus Vergftungen ffr die Nutzung beweglicher Sachen,

Rechte und Erfahrungen (Abs. 4 Satz 1 Nr. 3)

Verwaltungsanweisungen (s. auch Anm. 35): BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 916 (Merkblatt
zum Antrag nach § 50d EStG auf Erteilung einer Freistellungsbescheinigung und/oder
Erstattung von deutscher Abzugsteuer aufgrund von DBA bei Lizenzgebnhren und ohn-
lichen Vergntungen); BMF v. 18. 12. 2002, BStBl. I, 1386 (Steuerabzug von Vergntungen
im Sinne des § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 EStG nach einem vereinfachten Verfahren –
„Kontrollmeldeverfahren“).
Schrifttum: van der Velde, Sind Einknnfte aus der pberlassung betrieblicher Erfahrun-
gen (know-how) beschronkt steuerpflichtig?, DB 1959, 1205; Runge, Anwendung von
Doppelbesteuerungsabkommen bei Leasingvertrogen, DB 1977, 275; Richter, Praxisfra-
gen zur Durchfnhrung und Prnfung des Steuerabzugs nach § 50a EStG bei der Zahlung
von Aufsichtsratsvergntungen und Lizenzgebnhren an beschronkt Steuerpflichtige, StBp.
1978, 245; -rr-, § 50a Abs. 4 Buchst. b EStG bei Lizenzvergntungen eines deutschen Un-
ternehmens in ein Nicht-DBA-Land fnr ein im Ausland verwertetes gewerbliches Schutz-
recht, FR 1978, 485; Strunz, Zum Steuerabzug an der Quelle (§ 50a Einkommensteuer-
gesetz) bei Lizenzgebnhren, RIW 1978, 522; ders., Steuerabzug an der Quelle, FR 1978,
501; Kessler, Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG auch fnr Filmkopierkosten beim
Erwerb einer Fensehsendelizenz fnr einen Film von einem beschronkt steuerpflichtigen
Lizenzgeber?, FR 1979, 12; Denkl, Die steuerliche Gestaltung internationaler Lizenzver-
troge, RIW 1980, 698; Bendixen, Betriebsstottenproblematik bei auslondischen Beratungs-
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und ohnlichen Dienstleistungsunternehmen, DB 1983, 203; Stahl, Lizenzen, Know-how
und Erfinder im Steuerrecht, KtSDI 1984, 5628; Korn, Software im Steuerrecht, KtSDI
1985, 6190; Nieland, Abzugsteuerpflicht bei Optionszahlungen an auslondische Options-
geber, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 819 (1985); Heinicke, Anm. zu FG Mnnchen v.
6. 3. 1985, FR 1985, 674; Friese/Wilm, Steuerabzug und Haftung bei Zahlung an spani-
schen Lizenzgeber, RIW 1988, 920; Haug, Auswirkung einer Lizenzfreistellung auf die
Besteuerung des Lizenznehmers, StBp. 1988, 226; Selling, Steuerabzug und Haftung bei
Zahlung spanischer Lizenzgeber, RIW 1989, 75; B\cker, Steuerliche Prnfung und Be-
handlung von Lizenzzahlungen an verbundene auslondische Unternehmen, StBp. 1991,
73; Rabe, Die Auslandsberichterstattung und § 50a EStG, RIW 1991, 317; ders., Steuer-
liche Haftungsrisiken bei Inanspruchnahme auslondischer Satellitendienste, RIW 1992,
135; Schauhoff, Inlondische Einknnfte im Ausland wohnender Sportler, IStR 1993, 363;
L^dicke, Mißbrauchsbekompfungs- und Steuerbereinigungsgesetz: Die Besteuerung ge-
werblicher Veroußerungsgewinne beschronkt Steuerpflichtiger, DB 1994, 952; Bunzeck,
Quellensteuer nach § 50a EStG – Risiko einer Definitiv-Steuerbelastung beim Lizenzneh-
mer aufgrund neuer BFH-Rechtsprechung, IStR 1997, 750; Sonntag, Die Besteuerung
von Einkommen aus dem Transfer von Technologie, Deutscher Nationalbericht zum
Thema I des 51. IFA-Kongresses in Neu-Dehli 1997, IWB F. 1 IFA-Mitteilungen, 1427;
Kramer, Quellensteuerabzug bei Lizenzgebnhren: Anmerkungen zu einer Entscheidung
des US Tax Court in einem Fall des Treaty Shopping, IStR 1998, 557; Spensberger,
Lizenzzahlungen einer Personengesellschaft an ihren auslondischen Mitunternehmer, IStR
2000, 50; Urbahns/Straatmann, Steuerabzug bei der Nutzung auslondischer Lizenzen
und ohnlicher Rechte am Beispiel eines US-amerikanischen Lizenzgebers, INF 2002, 202;
Gebhardt, Lizenzvergntungen an auslondischen Geschoftspartner, EStB 2002, 376; Wild/
Eigelshoven/Reinfeld, Steuerabzug gem. § 50a EStG bei Werbekampagnen mit auslondi-
schen Prominenten, DB 2003, 1867.

1. Einkfnfte aus bestimmten Vergftungen (§ 49 Abs. 1 Nr. 2, 3, 6 und 9)

a) „Einkfnfte, die aus Vergftungen ... herrfhren“

Die Formulierung „Einknnfte, die aus Vergntungen ... herrnhren“ ist sonst im
EStG nicht nblich und findet sich so weder bei der Definition der inlond. Ein-
knnfte in § 49 noch bei der Bestimmung der anderen Einkunftsgruppen, von
denen nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 ein StAbzug vorzunehmen ist.
UE hat der Zusatz „aus Vergntungen ... herrnhren“ keine materielle Bedeutung,
da Einknnfte aus Vergntungen fnr die Nutzung usw. nichts anderes sind als Ein-
knnfte aus der Nutzung usw. Allenfalls krnnte man in dem Zusatz eine – im
Hinblick auf die ausdrnckliche Regelung in Abs. 4 Sotze 2 und 3 allerdings unnr-
tige – Klarstellung sehen, daß der Abzug von den ungeknrzten Einnahmen vor-
zunehmen ist, da der Ausdruck „Vergntung“ idR fnr einen Bruttobetrag ge-
braucht wird.

b) Einkfnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 2, 3, 6 und 9

Fnr die Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 mnssen als Grundvoraussetzung
inlond. Einknnfte vorliegen, und zwar nach (s. Klammerverweis am Ende von
Nr. 3) § 49 Abs. 1:
– Nr. 2 (bestimmte Einknnfte aus Gewerbebetrieb)
– Nr. 3 (bestimmte Einknnfte aus selbstondiger Arbeit)
– Nr. 6 (bestimmte Einknnfte aus Vermietung und Verpachtung) oder
– Nr. 9 (bestimmte sonstige Einknnfte iSd. § 22 Nr. 3).
Bei der Beurteilung, ob Einknnfte in diesem Sinne vorliegen, ist § 49 Abs. 2 (iso-
lierende Betrachtungsweise) zu beachten.
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Abgrenzung: Fnr eine pbersicht, welche Einkunftsart durch welche Abzugs-
verpflichtung nach § 50a Abs. 4 erfaßt ist, vgl. Anm. 35.

2. Die durch Nr. 3 erfaßten Einkfnfte aus bestimmten
Vergftungsgruppen

a) hberblick

Abschließende Aufzghlung: Innerhalb der erfaßten Gruppen inlond. Ein-
knnfte iSd. § 49 Abs. 1 (s. Anm. 96) ist weitere Voraussetzung, daß die Ein-
knnfte aus bestimmten, in Nr. 3 abschließend aufgefnhrten Vergntungen her-
rnhren, und zwar fnr
– die Nutzung beweglicher Sachen,
– die pberlassung der Nutzung oder des Rechts auf Nutzung von Rechten oder
– die pberlassung der Nutzung oder des Rechts auf Nutzung bestimmter Er-
fahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten.

Form und Bezeichnung der Vergftung: Jede Form der Vergntung (einmalig,
periodisch) ist erfaßt. Auf die Bezeichnung kommt es nicht an. Oft wird der
Ausdruck Lizenz fnr abzugspflichtige Vergntungen gebraucht. Es gibt jedoch so-
wohl Lizenzen, die keine Abzugspflicht auslrsen, als auch nicht als Lizenz be-
zeichnete abzugspflichtige Vergntungen.
Aufteilung: Nach Auffassung der FinVerw. kommt die Aufteilung eines Ge-
samtentgelts (bei Schallplattenaufnahmen beschr. stpfl. Knnstler im Inland) nur
in besonders gelagerten Follen (zB Schallplattenaufnahmen mit einem rffent-
lichen Auftritt) in Betracht (s. FinMin. NRW v. 21. 8. 1972, FR 1972, 422; vgl.
auch Anm. 250 „Fernsehlizenz“). Wird fnr einen Auftritt eines Knnstlers im
Rahmen eines rffentlichen Konzerts und die pbertragung des zeitlich begrenz-
ten Rechts, die Aufzeichnung dieses Auftritts fnr Fernseh- und Videozwecke zu
nutzen, ein Gesamtentgelt gezahlt, nimmt die FinVerw. regelmoßig eine Auftei-
lung des Entgelts im Verholtnis ein Drittel fnr die persrnlich ausgenbte Totigkeit
und zwei Drittel fnr die Lizenzgebnhren vor (BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89
Tz. 5.4; BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904 Tz. 6). Wird fnr verschiedenartige
Leistungen, zB solche iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 9 eine einheitliche Ver-
gntung gewohrt, so ist diese grundsotzlich aufzuteilen. Wenn dies nicht ohne
grrßere Schwierigkeiten mrglich ist, loßt die FinVerw. die Zuordnung zu § 49
Abs. 1 Nr. 9 aus Vereinfachungsgrnnden zu (R 223 Abs. 3 EStR 2001).

b) Vergftungen ffr die Nutzung beweglicher Sachen

Die beschr. StPflicht kann sich dem Grunde nach aus § 49 Abs. 1 Nr. 2 (Gewer-
bebetrieb), Nr. 6 (Vermietung eines Sachinbegriffs; s. § 49 Anm. 930) und Nr. 9
(Vermietung einer beweglichen Sache; s. § 49 Anm. 1100 ff.) ergeben:
§ 49 Abs. 1 Nr. 9 erfordert Nutzung im Inland (s. § 49 Anm. 1102 f.), fnr § 49
Abs. 1 Nr. 6 reicht die Verwertung in einer inlond. Betriebsstotte oder anderen
Einrichtung (s. § 49 Anm. 952 ff.); dies kann auch eine Nutzung im Ausland ein-
schließen (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 52).
Nicht erfaßt sind daher
– Mieten fnr bewegliche Sachen, deren Einsatzort im Ausland liegt (zB Contai-
ner auf hoher See oder im Ausland, s. Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 52),
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– Leasingraten eines auslond. Leasinggebers, wenn ihm die Sache nicht zuzu-
rechnen ist (s. § 49 Anm. 1102; FG Mnnchen v. 25. 10. 1989, EFG 1990, 242,
rkr.),

– Mieten fnr unbewegliches Vermrgen, auch wenn es im Inland belegen ist,
– Entgelte aus Kaufvertrogen.

c) Vergftungen ffr die hberlassung der Nutzung oder des Rechts auf
Nutzung von Rechten, insbesondere Urheberrechten und gewerb-
lichen Schutzrechten

Die beschr. StPflicht kann sich dem Grunde nach aus § 49 Abs. 1 Nr. 2 (Gewer-
bebetrieb), Nr. 3 (selbstondige Arbeit) oder Nr. 6 (Rechte, die in ein inlond.
rffentliches Buch oder Register eingetragen sind oder in einer inlond. Betriebs-
stotte oder anderen Einrichtung verwertet werden; s. R 227a Abs. 1 EStR 2001;
s. auch § 49 Anm. 931 ff., 943 ff. u. 952 ff.) ergeben.
hberlassung der Nutzung von Rechten:
E Berechtigung zur Nutzung: Es ist ohne Bedeutung, ob eine Berechtigung zur
Nutzung bestand. Abzugspflicht besteht daher auch bei Schadensersatzleistun-
gen, zB Patentrechtsverletzungen (ebenso Denkl, RIW 1980, 698 [669]).
E Verdußerung: Neben der entgeltlichen Nutzungsnberlassung fnhren nach
R 227a Abs. 2 EStR 2001 auch Vergntungen aus der Veroußerung von Rechten
zur Abzugspflicht, soweit diese Vergntungen zu den inlond. Einknnften iSd.
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a und f oder Nr. 3 gehrren (vgl. auch BMF v.
23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 2.4). Der BFH lehnt eine Abzugsverpflichtung nach
Nr. 3 hinsichtlich Einknnften iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f ab (BFH v.
16. 5. 2001 I R 64/99, DStR 2001, 2065 [2066]). Er sieht keine „pberlassung
der Nutzung oder des Rechts auf Nutzung von Rechten“, wenn ein Recht ver-
oußert wird. Auch im Schrifttum ist die Auffassung der FinVerw. umstritten.

Denkl, RIW 1980, 698 (699) und Stahl, KtSDI 1984, 5628 (5633), halten Verouße-
rungsentgelte nicht fnr abzugspflichtig; Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 9 holt die
Abzugspflicht fnr Veroußerungsvergntungen fnr „fraglich“; Bl^mich/Wied, § 50 a
Rn. 50 sehen eine beschr. StPflicht dem Grunde nach idR nur bei § 49 Abs. 1 Nr. 3
und bejahen dann wohl auch die Abzugspflicht; Gebhardt, EStB 2002, 376, nimmt
eine Abzugsverpflichtung auch bei Vergntungen fnr Veroußerungen an.

Stellungnahme: UE fnhrt nur die entgeltliche Nutzungsnberlassung zur Abzugs-
pflicht. Nach § 49 Abs. 1 Nr. 6 besteht ohnehin nur dann beschr. StPflicht,
wenn das Recht im Vermrgen des pberlassenden bleibt und nicht in das Ver-
mrgen des Nutzenden nbergeht; entsprechendes gilt fnr § 49 Abs. 1 Nr. 9 (BFH
v. 27. 7. 1988 I R 130/84, BStBl. II 1989, 101; v. 27. 7. 1988 I R 87/85, BFH/
NV 1989, 393 [394]; ebenso FG Mnnchen v. 24. 11. 1982, EFG 1983, 353, rkr.
durch Rncknahme der Revision). Aber auch bei StPflicht nach § 49 Abs. 1 Nr. 2
einschl. Buchst. f und Nr. 3 loßt der Wortlaut von § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
(„pberlassung zur Nutzung“) keinen Raum fnr eine Abzugspflicht bei einer Ver-
oußerung des Rechts (BFH v. 16. 5. 2001 I R 64/99 aaO).
E Nicht erfaßt sind:
p die „Lizenzzahlung“ fcr ein Alleinvertriebsrecht an eine auslond. Krrperschaft ohne

inlond. Betriebsstotte (BFH v. 27. 7. 1988 I R 130/84 aaO und I R 87/85
aaO);

p die Lizenzzahlung an einen ausldnd. gewerblichen Patentinhaber ohne Betriebstotte im
Inland, wenn die Patentverwertung in einer auslond. Tochtergesellschaft des
Lizenzzahlers erfolgt (so –rr–, FR 1978, 485) oder an einen auslond. Rechts-
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inhaber, wenn die Verwertung in einer auslond. Betriebsstotte des Vergntungs-
schuldners erfolgt (BFH v. 23. 5. 1973 I R 163/71, BStBl. II 1974, 287 [289]);

p die „Lizenzzahlung“ fcr die Nutzungsmgglichkeit von Standardsoftware (OFD Mnn-
chen v. 28. 5. 1998, FR 1998, 755; s. auch § 49 Anm. 1102 und Anm. 250
„Software“);

p Vergctungen fcr Rundfunk- und Fernsehcbertragungsrechte: Die Erlaubnis des Veran-
stalters eines Sportereignisses im Ausland, dasselbe im Inland im Fernsehen
zu nbertragen, fnhrt nicht zu Vergntungen iSd. Nr. 3 (BMF v. 23. 1. 1996,
BStBl. I, 89 Tz. 2.4; Rabe, RIW 1991, 317 [318] s. auch Anm. 250 „Fernseh-
lizenz“ und § 49 Anm. 933 „Rundfunk- und Fernsehnbertragungsrecht“; vgl.
auch zu Satellitennbertragungen Rabe, RIW 1992, 135).

hberlassung des Rechts auf Nutzung von Rechten: Auch wenn nur ein
Recht auf Nutzung, wie zB bei einem Optionsvertrag (vgl. Nieland, IWB F. 3
Gr. 3, 821) besteht, ist die AbzugSt. einzubehalten. Das Recht auf Nutzung wird
im Regelfall durch einen Lizenzvertrag eingeroumt. Es kann sich um zeitlich, ge-
genstondlich und/oder roumlich beschronktes oder unbeschronktes Nutzungs-
recht handeln. Auch Unterlizenzvertroge werden erfaßt (Frotscher, § 50 a
Rn. 19).
Von Rechten, insbesondere Urheberrechten und gewerblichen Schutz-
rechten:
E Rechte: Es kann sich um alle Arten von Rechten handeln. Die Aufzohlung der
Urheberrechte und der gewerblichen Schutzrechte ist nicht abschließend wie aus
der Formulierung „insbesondere“ ersichtlich (vgl. Heinicke, FR 1985, 674). Als
sonstige Rechte in Form von Persrnlichkeitsrechten hat das FG Dnsseldorf
auch die pberlassung von Nutzungsrechten betr. die Mitwirkung eines promi-
nenten Sportlers an Werbespots fnr Fernseh- und Rundfunkwerbung, Anzeigen
fnr die Werbung in Printmedien und Teilnahme an Veranstaltungen angesehen
(FG Dnss. v. 11. 12. 2001, EFG 2002, 470, nrkr., Rev.: I R 73/02; abl.. Wild/
Eigelshoven/Reinfeld, DB 2003, 1867 [1870]).
E Urheberrechte: Nach § 73a Abs. 2 EStDV sind dies die nach dem Urheber-
rechtsgesetz (BGBl. I, 1273) geschntzten Rechte. Es sind also auch die Rechte
erfaßt, die das UrhG zwar schntzt, die aber keine Urheberrechte iSd. UrhG sind
(s. Richter, StBp. 1978, 245 [248]; gem. FG Hamb. v. 29. 1. 1975, EFG 1975,
368, rkr. durch Rncknahme der Rev., war der VO-Geber zu dieser weiten Defini-
tion berechtigt).
Wichtige Anwendungsfdlle: Vergntungen an beschr. stpfl. Autoren (zur Rechtsnatur
von Autorenhonoraren vgl. BFH v. 23. 5. 1979 I R 163/77, BStBl. II, 757 [760];
v. 20. 7. 1988 I R 174/85, BStBl. II 1989, 87), Filmhersteller, Komponisten,
Knnstler (zur Rechtsnatur von Vergntungen an ausnbende Knnstler fnr Schall-
plattenaufnahmen vgl. BFH v. 28. 5. 1979 I R 1/76, BStBl. II, 734), Schallplat-
tenhersteller, pbersetzer, Verleger; vgl. auch Anm. 250 „Fernsehlizenz“.
E Gewerbliche Schutzrechte: Nach § 73a Abs. 3 EStDV sind dies die nach dem Ge-
schmacksmustergesetz v. 11. 1. 1876 (RGBl., 11), dem Patentgesetz v. 2. 1. 1968
(BGBl I 1968, 1 [2]), dem Gebrauchsmustergesetz v. 2. 1. 1968 (BGBl. I, 1 [24]),
dem Warenzeichengesetz v. 2. 1. 1968 (BGBl. I, 19, aufgehoben zum 1. 1. 1995)
und (ab dem 1. 1. 1995) dem Markengesetz v. 25. 10. 1994 (BGBl. I, 3082, ber.
1995 I, 156) geschntzten Rechte.
Bei Warenzeichen ist nach BFH v. 27. 7. 1988 (I R 130/84 BStBl. II 1989, 101;
I R 87/85, BFH/NV 1989, 393) zu unterscheiden, ob die Vergntung fnr das
Recht gezahlt wird, selbst Waren der angemeldeten Art mit dem Warenzeichen
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zu versehen (Steuer- und Abzugspflicht), oder ob es nur um das Recht geht,
Waren mit einem bestimmten Warenzeichen zu vertreiben (dann Warenanschaf-
fungskosten; keine StPflicht nach § 49 Abs. 1 Nr. 6 und keine Abzugspflicht).

d) Vergftungen ffr die hberlassung der Nutzung oder des Rechts auf
Nutzung von gewerblichen, technischen, wissenschaftlichen und
ghnlichen Erfahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten, zB Plgnen,
Mustern und Verfahren

Zur pberlassung der Nutzung oder des Rechts auf Nutzung: vgl. Anm. 99.
Von gewerblichen, technischen, wissenschaftlichen und ghnlichen Erfah-
rungen, Kenntnissen und Fertigkeiten, zB Plgnen, Mustern und Verfah-
ren: Die Formulierung entspricht der Definition des Know-how in § 49 Abs. 1
Nr. 9 (vgl. § 49 Anm. 1110; BFH v. 16. 12. 1970 I R 44/67, BStBl. II 1971, 235).
Bei diesem Tatbestand handelt es sich um die pberlassung ungeschntzten Wis-
sens. Es bestehen keine Ausschließlichkeits- und Abwehrrechte gegennber der
Nutzung durch andere oder Parallelentwicklungen (Frotscher, § 50 a Rn. 21).
Nicht erfaßt sind:
E Verdußerungen von know-how, falls sich die StPflicht nicht aus § 49 Abs. 1
Nr. 2 oder Nr. 3 ergibt, da es bereits an einer StPflicht nach § 49 Abs. 1 Nr. 9
fehlt (so auch seit 1984 Abschn. 227 Abs. 2 EStR).
E Forschung und Entwicklung: Kostenumlagen; s. Schreiben betr. Grundsotze fnr
die Prnfung der Einkunftsabgrenzung durch Umlagevertroge zwischen interna-
tional verbundenen Unternehmen, BMF v. 30. 12. 1999, BStBl. I, 1122, Tz. 4.4:
grundsotzlich keine Abzugsverpflichtung nach Abs. 4; s. auch Anm. 250 „Kon-
zernumlagen“, aA: Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 174 und 190 aE. Ebenfalls keine
Abzugspflicht auslrsend: Vergntungen fnr die Auftrags- und Gemeinschaftsfor-
schung.
E Planungs- und Beratungsdienstleistungen (zB im Bereich der EDV sowie des Inge-
nieur- und Bauwesens), da dabei kein Know-how nberlassen, sondern dieses
durch den Berater selbst angewandt wird (BFH v. 16. 12. 1970 I R 44/67,
BStBl. II 1971, 235 [236 f.]).
S. Hess. FG v. 8. 3. 1973, EFG 1973, 496, rkr. (Entgelt fnr Planung und pberwa-
chung der Einfnhrung von Organisationssystemen keine abzugspfl. Vergntung
iSv. § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3); Denkl, RIW 1980, 698 (699); Bendixen, DB
1983, 203; Korn, KtSDI 1985, 6190 (6200); Lademann/Nieland, § 50 a
Rn. 145: bei auf eigenem Know-how aufbauenden Beratungsleistungen ge-
mischte Vergntung, die auch Know-how-Vergntung beinhaltet.
E Vermarktung eines Images durch einen Berufssportler: Kein Know-how, s.
Schauhoff, IStR 1993, 363 (365).

Einstweilen frei.

3. Steuerabzugspflicht ffr Einkfnfte aus Vergftungen iSd. Nr. 3

Beschr. Stpfl., die Einknnfte aus Gewerbebetrieb oder Einknnfte aus selbstondi-
ger Arbeit oder aus VuV oder sonstige Einknnfte (iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 2, 3, 6
und 9) erzielen, die aus Vergntungen iSd. Nr. 3 herrnhren, unterliegen der StAb-
zugspflicht iHv. 20 vH (s. Anm. 119). Stpfl. ist der volle Betrag der Einnahmen
ohne Abznge (s. Anm. 115).

E 51

Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen Anm. 99–103 § 50a

100

101–102

103



E 52 Maßbaum

4. Einschrgnkungen der Abzugsverpflichtung

a) Vergftungen ffr Urheberrechte, die an Beauftrage beleistet werden
(§ 50a Abs. 6, § 73 f EStDV)

Werden Vergntungen fnr Urheberrechte nicht an den Gloubiger, sondern an
einen Beauftragten wie zB die Gema geleistet, so tritt der Beauftragte hinsichtlich
der Abzugspflicht an die Stelle des Schuldners. Letzterer hat dann keine Einbe-
haltspflicht (vgl. im einzelnen Anm. 160 ff.).

b) Steuererlaß nach § 50 Abs. 7 oder nach Abgabenordnung

Steuererlaß/-pauschalierung nach § 50 Abs. 7: zur grundsotzlichen Mrglich-
keit vgl. Anm. 50, (frnhere) Anwendungsfolle bei Nr. 3:
E Filmlizenzen an Vergntungsberechtigte in der Deutschen Demokratischen
Republik: s. Anm. 250 „Deutsche Demokratische Republik“.
E Filmverleih: Die unilaterale Ermoßigung des StAbzugs auf 5 vH wird ab
1. 7. 1982 nicht mehr gewohrt (BMF v. 25. 2. 1982, BStBl. I, 373; vgl. § 50
Anm. 500 „Filmverleih“).
Erlaß nach Abgabenordnung: vgl. Anm. 51.

c) Auswirkung von Doppelbesteuerungsabkommen

hberlassung beweglicher Sachen: Seit dem OECD-MA 1992 gehrren Ein-
knnfte aus der pberlassung beweglicher Sachen regelmoßig zu den Unterneh-
mensgewinnen (Art. 7 OECD-MA), ausnahmsweise zu den sonstigen Einknnf-
ten (Art. 21 OECD-MA). Bis zum OECD-MA 1977 waren sie in der Definition
des Art. 12 Abs. 2 enthalten (Runge, DB 1977, 275; Portner in Becker/
Grotherr/H\ppner/Kroppen, DBA, Art. 12 Rn. 12–15; P\llath in Vogel/
Lehner, DBA, 4. Aufl. 2003, Art. 12 Rn. 53 f.). Wohrend Art. 7 die Besteuerung
von Unternehmensgewinnen an eine Betriebsstotte im Quellenstaat knnpft, ord-
net Art. 12 Abs. 1 OECD-MA das Besteuerungsrecht dem Vertragsstaat zu, in
dem der Vergntungsempfonger ansossig ist. Dasselbe gilt fnr Art. 21 OECD-
MA. In den neueren DBA wird die Fassung des OECD-MA 1992 umgesetzt.
Die nbrigen in kraft befindlichen DBA sind noch mit ihrer bisherigen Fassung
anwendbar (Portner aaO Rn. 13; s. auch § 49 Anm. 913). Zu den DBA, die von
Art. 12 OECD-MA abweichend Deutschland das Recht einer (eingeschronkten)
Quellenbesteuerung vorbehalten, s. u.
hberlassung geschftzter und ungeschftzter Rechte:
E Grundsatz: Vergntungen hierfnr („Lizenzgebnhren“; s. Art. 12 Abs. 2 OECD-
MA) krnnen nach Art. 12 Abs. 1 OECD-MA nur im Ansossigkeitsstaat des
Empfongers der Lizenzzahlungen (Lizenzgeber) besteuert werden, es sei denn,
er besitzt in Deutschland eine Betriebsstotte bzw. feste Einrichtung, zu der die
Rechte oder Vermrgenswerte, fnr die die Lizenzgebnhren gezahlt werden, tat-
sochlich gehrren (Art. 12 Abs. 3 OECD-MA).
E Quellensteuereinbehalt: Davon abweichend erlauben eine ganze Reihe deutscher
DBA, daß vom Bruttobetrag der Lizenzvergntung, die aus einem Vertragsstaat
„stammen“ (vgl. dazu P\llath aaO Art. 12 Rn. 20), dieser Vertragsstaat eine
Quellensteuer einbeholt (s. die pbersicht bei P\llath aaO Art. 12 Rn. 29). Eine
pbersicht nber die aktuellen Quellensteuersotze fnr StAuslonder in den deut-
schen DBA fnr Lizenzvergntungen entholt das Merkblatt des BfF v. 9. 10. 2002,
BStBl. I, 916 [923]).

Einstweilen frei.
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C. Steuersgtze und Bemessungsgrundlage des Steuerabzugs
(Abs. 4 Sgtze 2–5)

I. Bemessungsgrundlage: Bruttoeinnahmen (Abs. 4 Sgtze 2 und 3)

1. hberblick

Die Regelung wurde durch das StBereinG 1985 v. 14. 12. 1984 (BGBl. I, 1493;
BStBl. I, 659) wrrtlich aus § 73b EStDV in Abs. 4 nbernommen (s. Anm. 36).
Durch das StlndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146) erfolgte die
Ergonzung um die Nichtabziehbarkeit von Reisekosten iSd. § 3 Nr. 13 und
Nr. 16. Sie definiert die Bemessungsgrundlage positiv und negativ:
– Dem StAbzug unterliegt der volle Betrag der Einnahmen (Satz 2; Anm. 116),
– Abznge, zB fnr Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausgaben und
Steuern, sind nicht zulossig (Satz 3; Anm. 118).

2. Voller Betrag der Einnahmen einschließlich der Betrgge iSd. § 3 Nr. 13
und 16 (Abs. 4 Satz 2)

Voller Betrag der Einnahmen: Nach Abs. 4 Satz 2 unterliegt der volle Betrag
der Einnahmen dem StAbzug, dh. alle in Geld oder Geldeswert bestehenden
Gnter, die fnr eine der in Abs. 4 Nr. 1–3 genannten Totigkeiten als Gegen-
leistung gewohrt werden. Im einzelnen gilt:
E Einnahmen: Soweit Kostenerstattungen vom ArbG bzw. Auftraggeber in
dessen ganz nberwiegend eigenbetrieblichem Interesse an den beschr. Stpfl. ge-
leistet werden, sind keine stbaren Einnahmen gegeben und deshalb kein Raum
fnr den StAbzug nach § 50a (BFH v. 27. 7. 1988 I R 28/87, BStBl. II 1989, 449
[450])
E Abtretung von Lizenzansprcchen: IdR liegt Einkommensverwendung durch den
beschr. stpfl. Lizenzgeber vor. Insoweit ist eine Knrzung der Bemessungsgrund-
lage fnr den StAbzug ausgeschlossen (vgl. BFH v. 23. 1. 1985 I R 64/81,
BStBl. II, 330). Ausnahmsweise kann in der Abtretung der Lizenzansprnche
jedoch eine auch stl. anzuerkennende Einkommensminderung liegen, wenn die
Abtretung dem Lizenznehmer zugute kommt und dem alleinigen Zweck dient,
die Hrhe der vereinbarten Lizenzgebnhren zu senken (FG Hamb. v. 6. 3. 1972,
EFG 1972, 490, rkr.).
E Abzugsteuer: Sie ist Bestandteil der Bemessungsgrundlage: pbernimmt der
Vergntungsschuldner die AbzugSt., dann ist sie auf einen Nettosatz umzurech-
nen (vgl. Anm. 119).
E Anteilige Einnahmen: Wird nur ein Teil eines einheitlichen Entgelts fnr abzugs-
pflichtige Totigkeiten iSd. Abs. 4 Nr. 1–3 gewohrt, so ist das Entgelt aufzuteilen
und nur insoweit dem StAbzug zu unterwerfen, als es anteilig auf abzugspflichti-
ge Totigkeiten entfollt. Eine Aufteilung von Entgelten kann notwendig werden,
wenn zB ein nichtselbstondiger beschr. stpfl. Knnstler, Artist, Journalist etc.
seine Arbeit sowohl im Inland als auch im Ausland – zB im Rahmen einer Tour-
nee – ausnbt. Aufzuteilen sind neben dem laufenden Arbeitslohn auch einmalige
Zahlungen wie Gratifikationen, Urlaubsgelder, Tantiemen sowie Lohnfortzah-
lungen. Die Aufteilung erfolgt uE sinnvollerweise nach den vom BFH in den
Urt. v. 29. 1. 1986 (I R 22/85, BStBl. II, 479 und I R 296/82, BStBl. II, 513) auf-
gestellten Grundsotzen. Eine Aufteilung nach diesen Grundsotzen ist auch fnr
nachtroglich gewohrtes Entgelt, etwa in Form einer Betriebspension, notwendig.
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Allerdings werden sich hier erhebliche Schwierigkeiten tatsochlicher Art erge-
ben. Gleichwohl kann zumindest in den Follen, in denen die StPflicht als solche
betroffen ist, auf die Aufteilung nicht verzichtet werden. Insoweit ist der Erlaß
NRW v. 21. 8. 1972, FR 1972, 422) nicht anwendbar.
Bei selbstondigen Knnstlern, Sportlern usw. kann eine Aufteilung des Entgelts
ebenfalls notwendig werden, wenn zB eine Tournee in mehreren Londern gegen
ein einheitliches Honorar durchgefnhrt wird bzw. Preisgelder fnr den Sieg bei
einem in mehreren Londern stattfindenden Turnier gewohrt werden. Ein aufzu-
teilendes Entgelt kann auch in einer einheitlichen Vergntung fnr dem StAbzug
unterliegende Darbietungen und nicht dem StAbzug unterliegende Werbeein-
nahmen vereinbart sein (Massbaum, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 975 [981]). In
diesen Follen ist eine Aufteilung im Schotzwege vorzunehmen (BFH v.
12. 11. 1986 I R 69/83, BStBl. II 1987, 379 [381 aE]; FG Hamb. v. 17. 1. 1997,
EFG 1997, 621 [623]; Beschwerde im AdV-Verfahren aus verfahrensrechtl.
Grnnden zurnckgewiesen: BFH v. 13. 8. 1997 I B 30/97, BStBl. II, 700). Maß-
stab fnr die Aufteilung kann bei internationalen Tourneen dabei der sogen.
„Tausender-Kontakt-Preis“, dh. die in Tausend gemessene Zahl der Zielper-
sonen sein, die wohrend einer Tournee quotal bezogen auf das jeweilige Land,
erreicht wird (FG Hamb. v. 17. 1. 1997 aaO).
E Filmkopierkosten unterliegen dem StAbzug nach Nr. 3, soweit der beschr. stpfl.
Lizenzgeber zur pberlassung einer Filmkopie nach dem Lizenzvertrag verpflich-
tet ist (Vgl. BMF v. 27. 2. 1979, FR 1979, 175; Kessler, FR 1979, 12).
E Freigrenze: Die in § 22 Nr. 3 enthaltene Freigrenze fnr sonstige Leistungen ist
auf Einknnfte iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 9 (Einknnfte aus Know-how-pberlassung)
iVm. § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 nicht anzuwenden, da sie sich auf Einknnfte be-
zieht (Bl^mich/Wied, § 49 Rn. 192).
E Nebenleistungsentgelte, die der inlond. Veranstalter auf der Grundlage besonderer
Vertroge mit Dritten vereinbart hat und deren Leistung durch einen anderen als
den Darbieter oder dem die Darbietungen verwertenden erbracht werden, sind
nicht in die Bemessungsgrundlage fnr die AbzugSt. einzubeziehen (Abschn. R
227b Abs. 2 EStR 2001).
Einschließlich der Betrgge im Sinne des § 3 Nr. 13 und 16: Dies sind Reise-
kostenerstattungen. Sie gehrren, soweit sie nicht im nberwiegend eigenbetrieb-
lichen Interesse des ArbG bzw. Auftraggebers geleistet werden und damit keine
Einnahmen des beschr. Stpfl. sind (BFH v. 27. 7. 1988 I R 28/87, BStBl. II
1989, 449; FG Krln v. 21. 2. 2002, EFG 2002, 1154, nrkr., Rev.: I R 22/02;
Grams, RIW 1997, 55 [60 f.] mit Hinweisen zur vertragl. Gestaltung), anders als
bei den ARVerg. (vgl. Anm. 30) zur Bemessungsgrundlage (FG Mnnchen v.
1. 7. 1998, EFG 1998, 1411, rkr.; FG Brandenburg v. 20. 6. 2001, EFG 2001,
1284, rkr.). Dies gilt seit dem StlndG 1992 (vgl. Anm. 36) auch, wenn der ArbG
seinen beschr. stpfl. ArbN Reisekosten im Rahmen des § 3 Nr. 13 bzw. 16 er-
setzt. Dies gilt grundsotzlich auch dann, wenn die Reisekostenerstattungen die
einzige Vergntung darstellen (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 27; krit.: Rabe, FR 1992,
646).

Bis zum Ende des VZ 1991 war dies umstritten: Die FinVerw. bezog die stfreien Reise-
kostenerstattungen in die Bemessungsrundlage fnr den StAbzug ein (Abschn. 227c
Abs. 5 Satz 2 EStR 1987; ebenso: Kessler, FR 1983, 65 [66]; ders., FR 1989, 645 [646];
krit.: Roth, FR 1989, 340; Massbaum, Die beschronkte StPflicht der Knnstler und Be-
rufssportler, 1991, 229; ders., IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 975 [979]) Der BFH ent-
schied dann, daß stfreie Reisekostenerstattungen nicht Teil der Bemessungsgrundlage
fnr den StAbzug sind (BFH v. 27. 7. 1988 I R 28/87 aaO). Darauf wurde das Gesetz
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zum VZ 1992 geondert. Auch nach der lnderung des Gesetzes bleibt die kritische
Frage, worin bei Erstattung von Reisekosten der wirtschaftliche Vorteil des Stpfl. iS ei-
ner Vermrgensmehrung besteht (Lademann/Nieland, § 50 a Rn. 162).

E Bei Amateuren (Amateurmannschaften, Amateurmusikern, Laienschauspielern) wird
vom StAbzug abgesehen, wenn die Vergntung ausschließlich in der Erstattung
von Reisekosten besteht (BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 3.2).
E Verhdltnis zu Aufsichtsratsvergctungen (Abs. 3 Satz 2; vgl. Anm. 30): Im nbrigen
erscheint es schwer verstondlich, warum beim StAbzug nach Abs. 4 Reise-
kostenerstattungen zur Bemessungsrundlage gehrren, wohrend bei ARVerg.
diese Erstattungen stfrei bleiben sollen. Der BFH hat die unterschiedliche Be-
handlung der Reisekosten bei ARVerg. und Vergntungen iSd. § 50a Abs. 4 in
einem AdV-Verfahren damit begrnndet, daß die Wahrnehmung eines Aufsichts-
ratsmandats und die Darbietung knnstlerischer Leistungen nicht ohne weiteres
miteinander vergleichbar woren (BFH v. 25. 11. 2002 I B 69/02, BStBl. II 2003,
189 [191]).
Einzelfragen:
E Sachausstattung: Soweit dem beschr. Stpfl. Bnroroume, Bnrokrofte, PKW uo.
zur Erledigung seiner Totigkeit zur Verfngung gestellt werden, sind nach Auffas-
sung der FinVerw. idR keine abzugspfl. Vergntungen gegeben, da lediglich die
technischen Voraussetzung fnr die Erbringung der Leistung geschaffen werden.
Anders jedoch bei pberlassung fnr private Zwecke. Vgl. auch unten „Sach-
leistungen“.
E Sachleistungen: Im Unterschied zur Sachausstattung handelt es sich hier um ab-
zugspflichtige Entlohnung. Hierzu gehrren ua. freie Kost und Logis, Sachpreise
bei Wettbewerben, Bestellung eines PKW fnr private Zwecke. Sachleistungen
sind nach § 8 Abs. 2 zu bewerten. Reicht die Barvergntung zur Deckung der Ab-
zugSt. nicht aus, hat der StAbzug in Hrhe des nberschießenden Betrags zu un-
terbleiben. Er kann uE weder bei spoteren Vergntungen nachgeholt werden,
noch ist der beschr. stpfl. Vergntungsgloubiger verpflichtet, den Fehlbetrag dem
Abzugsschuldner zur Verfngung zu stellen (ebenso Rabe, DStR 1992, 703). Eine
entsprechende Vorschrift, wie sie § 38 Abs. 4 fnr den LStAbzug entholt, fehlt
fnr den StAbzug nach Abs. 4.
Zur Haftung des Abzugsverpflichteten vgl. Anm. 141.
E Steuerfreie Einnahmen sind nicht Teil der Bemessungsgrundlage (BFH v.
27. 7. 1988 I R 28/87, BStBl. II 1989, 449; Schmidt/Heinicke XXII. § 50a
Rn. 14). Folglich sind – mit Ausnahme der Reisekostenerstattungen (s. o.) – alle
in § 3 genannten stfreien Einnahmen, soweit sie im Rahmen der Vergntungen
iSd. Abs. 4 Satz 1 in Betracht kommen, nicht Teil der Bemessungsgrundlage.
Dies betrifft insbes. Entlassungsabfindungen, soweit sie stfrei nach § 3 Nr. 9
vom ArbG gezahlt werden, pbergangsgelder und -beihilfen (§ 3 Nr. 10), Auf-
wandsentschodigungen aus rffentlichen Kassen (§ 3 Nr. 12), Heirats- und Ge-
burtsbeilhilfen (§ 3 Nr. 15), Trinkgelder (§ 3 Nr. 51) aber auch stfreie Zuschloge
fnr Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit (§ 3b).
E Umsatzsteuer (vgl. auch Anm. 28): Die USt gehrrt zur Vergntung und ist damit
Bestandteil der Bemessungsgrundlage fnr den StAbzug nach Abs. 4 (BFH v.
30. 5. 1990 I R 57/89, BStBl. II, 967; v. 8. 5. 1991 I R 14/90, BFH/NV 1992,
291; Hess. FG v. 28. 3. 1980, EFG 1981, 133, rkr.). Dies gilt sowohl fnr die deut-
sche wie auch ggf. fnr im Ausland erhobene vergleichbare Steuern. Soweit bei
Kleinunternehmern nach § 19 Abs. 1 UStG keine UStG erhoben wird, gehrrt
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sie auch nicht zur Bemessungsgrundlage fnr den StAbzug (BFH v. 25. 9. 1991
I R 130/90, BStBl. II 1992, 172; s. zu Gestaltungen Honold, DB 1985, 1433).
p Vergctungen bis 2001: Nach Auffassung der FinVerw. und der Rspr. des BFH

war auch bei Anwendung der sogen. Nullregelung iSv. § 52 Abs. 2 UStDV aF
die USt. fiktiv Teil der Bemessungsgrundlage, die ohne Inanspruchnahme die-
ser Regelung entstanden wore, da der auslond. Unternehmer von einer Um-
satzsteuerschuld befreit werde (BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89, Tz. 3.3;
H 227c EStR 2001 „Bemessungsgrundlage“; BFH v. 30. 5. 1990 I R 57/89
aaO; v. 30. 5. 1990 I R 6/88, BStBl. II 1991, 235; v. 8. 5. 1991 I R 14/90 aaO;
ebenso: Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 26a; Kessler, FR 1981, 565; ders., FR
1984, 336; Leippe, GemH 1985, 89; Selling/Riegler, ZKF 1985, 202; Gr^tz-
ner in Becker/H\ppner/Grotherr/Kroppen, DBA, Anhang 5 Abschn. 1
Rn. 170/2). Die Berncksichtigung der fiktiven USt. bei Anwendung der Null-
regelung war in der Literatur allerdings umstritten.
Gegen eine Einbeziehung der fiktiven USt. wird insbesondere vorgetragen, daß inso-
weit keine zivilrechtliche Forderung entstanden ist und somit nichts gewohrt wurde,
was Gegenstand des StAbzugs sein krnnte (FG Dnss. v. 7. 10. 1987, EFG 1988, 27,
Vorentscheidung zu BFH v. 30. 5. 1990 I R 6/88 aaO; Frotscher, § 50 a Rn. 22; Feld-
hahn, DStR 1987, 290; Massbaum, Die beschr. StPflicht der Knnstler und Berufssport-
ler, 1991, 235; ders., IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 971 [974]; mit differenzierter Be-
grnndung auch Grams, FR 1997, 290). Nach dieser Auffassung ist die Einbeziehung
der USt. bei der Nullregelung fnr Vergntungszeitroume bis 2001 fraglich.

p Vergctungen ab 2002: Durch StlndG 2001 v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3794;
BStBl. I 2002, 4) wurde in § 13b Abs. 2 UStG das „Reverse-Charge“-Verfah-
ren eingefnhrt s. dazu BMF v. 5. 12. 2001, BStBl. I, 1013) und zugleich das
Abzugsverfahren einschl. der sog. Nullregelung (§§ 51 ff. UStDV) abge-
schafft. Die Neuregelung ist anwendbar auf Umsotze, die nach dem
31. 12. 2001 bewirkt werden. Danach schuldet der Leistungsempfonger einer
Werklieferung oder sonstigen Leistung (§ 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG) die
USt., wenn sie von einem im Ausland ansossigen Unternehmer erbracht wird
und der Leistungsempfonger ein Unternehmer oder eine jur. Person des rff.
Rechts ist. Der auslond. Zahlungsempfonger ist abweichend von der grund-
sotzl. Regelung in § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG nF nicht mehr Steuerschuldner.
Die bisherigen Grnnde fnr den Ansatz der USt. als Einnahme iSv. § 50a
Abs. 4 Satz 2 kommen nicht mehr zum Tragen. Soweit Umsotze ab dem
1. 1. 2002 unter § 13b Abs. 2 fallen, ist die USt. keine Gegenleistung mehr
und kann nicht mehr Teil der Bemessungsgrundlage fnr den StAbzug nach
Abs. 4 Satz 2 sein. Dies gilt auch fnr Umsotze, die vor dem 1. 1. 2002 durch-
gefnhrt worden sind, soweit das Entgelt fnr diese Umsotze erst nach dem
31. 12. 2001 gezahlt worden ist, § 27 Abs. 4 UStG (BMF v. 1. 8. 2002,
BStBl. I, 709; OFD Erfurt v. 30. 4. 2002, FR 2002, 801; L^dicke, IStR 2002,
18; Kahl, DB 2002, 13 [15]; Korn, KtSDI 2002, 13178 [13182]; Hidien,
RIW 2002, 208 [216]; Raudszus, UStB 2002, 258).
Das „Reverse-Charge“-Verfahren findet auch Anwendung, wenn die Leistung
fnr den nichtunternehmerischen Bereich des qualifizierten Leistungsempfon-
gers bezogen wird (§ 13b Abs. 2 Satz 2 UStG).

Bei Leistungen an andere Empfonger bleibt es bei der bisherigen Regelung, dh.
der auslond. Unternehmer ist Schuldner der USt. Dies gilt insbes. bei Privatper-
sonen als Leistungsempfongern. Diese wird insoweit Teil der Bemessungs-
grundlage fnr den StAbzug nach § 50a Abs. 4 Satz 2. Die dadurch bestehende
Unterscheidung ist jedoch nicht durch die Leistungsfohigkeit des auslond. Unter-
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nehmers und Stpfl. iSd. EStG oder KStG bedingt. Insofern erscheint die Diffe-
renzierung bei der Bemessungsgrundlage fnr den Quellensteuerabzug nach der
Frage, ob das „Reverse-Charge“-Verfahren anzuwenden ist oder nicht, proble-
matisch (L^dicke aaO, 20).
E Wdhrungsumrechnung: s. § 49 Anm. 50
E Zuwendungen durch Dritte: Es handelt sich dabei um Zuwendungen an Knnstler,
Sportler, Schriftsteller usw. durch Sponsoren, Mozene ua. Solche Zuwendungen
unterliegen ebenfalls dem StAbzug nach Abs. 4. Zur Frage, wer in solchen Fol-
len zum StAbzug verpflichtet ist, vgl. Anm. 132.

Einstweilen frei.

3. Keine Abzfge (Abs. 4 Satz 3)

Zur Vereinbarkeit der Bruttobesteuerung mit hrherrangigem Recht s. Anm. 4.
Von den nach Satz 2 in die Bemessungsgrundlage fnr den StAbzug einzubezie-
henden Einnahmen dnrfen keinerlei Abznge gemacht werden. Das Gesetz
nennt beispielhaft BA, WK, SA und Steuern. Darnber hinaus sind auch außerge-
wrhnliche Belastungen und evtl. Freibetroge nicht zu berncksichtigen, und zwar
auch insoweit, als sie nach § 50 Abs. 1–3 abziehbar woren. Dies gilt jedoch nicht
fnr die weder durch Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 noch Nr. 2 erfaßten nichtselbst. totigen
Artisten, Unterhalter, Showmaster usw. Fnr sie ist LSt. einzubehalten
(Abschn. 125 Abs. 5 LStR 2002, § 50 Anm. 245). Fehlt ein inlond. ArbG, kommt
allenfalls der Sicherungsabzug nach Abs. 7 in Betracht. In diesem Fall ist aber
eine spotere Veranlagung nicht ausgeschlossen (vgl. Anm. 170 ff.).

II. Steuersgtze (Abs. 4 Sgtze 4 und 5)

1. Regelsteuersatz: 20 vH (Abs. 4 Satz 4) ffr Zuflfsse nach dem
31. 12. 2002 (§ 52 Abs. 58a Satz 2)

Regelsatz: Der StAbzug von den in Abs. 4 Nr. 1–3 genannten Einknnften be-
trogt nach Satz 4 iVm § 52 Abs. 58 a Satz 2 grundsotzlich 20 vH fnr Vergntun-
gen, die nach dem 31. 12. 2002 (vor dem 1. 1. 2003: 25 vH; Abs. 4 Satz 4 iVm.
§ 52 Abs. 58 a Satz 2) zufließen. Mit dem „Vergntungszufluß“ wollte der Gesetz-
geber auf den Zeitpunkt abstellen, in dem ohne Zustimmung des Vergntungs-
gloubigers eine Rnckforderung des Abzugsbetrags nicht mehr mrglich ist
(Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 13 aE). Durch eine zeitliche Verlagerung
des Zuflußzeitpunkts konnte dadurch ein geringerer StAbzugssatz zur Anwen-
dung kommen und der StAbzugsbetrag gesenkt werden.
Die AbzugSt. gehrrt ebenfalls zu den Einnahmen und ist nicht von ihrer Be-
messungsgrundlage abziehbar. Dies bedeutet, daß dann, wenn der Vergntungs-
schuldner die AbzugSt. nbernimmt, die Steuer iHv. 25 vH (frnher bei einem
Steuersatz iHv. 25 vH: 33,33 vH) der ausgezahlten Vergntung zu erheben ist
(R 227c Abs. 2 EStR, s. Anm. 14). Eine Nettovergntungsvereinbarung erfordert
die ausdrnckliche Vereinbarung zwischen Vergntungsschuldner und Vergntungs-
gloubiger (FG Mnnchen v. 22. 7. 1985, EFG 1986, 76, rkr.; s. dazu auch Mass-
baum, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 975 [981]; Gr^tzner, IStR 2003, 346 [347];
ders., IStR 2003, 348; anders Holthaus, IStR 2002, 664; ders., IStR 2003, 347,
der im Regelfall von einer Nettovereinbarung ausgeht; vgl. auch FG Mnnchen v.
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22. 7. 1986 aaO zu den Voraussetzungen fnr die Anwendung des Nettosteuer-
satzes im Haftungsverfahren).
Niedrigere Sgtze krnnen sich ergeben
– bei Anwendung des Staffeltarifs nach Satz 5 bei Darbietungen im Inland und
Einnahmen bis zu einer Hrhe von bis zu 1000 E,

– bei Eingreifen eines DBA (s. Anm. 52) und
– bei Pauschalierung nach § 50 Abs. 7 (s. Anm. 50).
Der ermoßigte Steuersatz iHv. 15 vH auf Einnahmen fnr eine Totigkeit iSv.
Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2, die im Inland ausgenbt wird oder ausgenbt worden ist,
wurde ab 1996 durch das JStG 1996 abgeschafft (s. Anm. 36). Die Ermoßigung
beruhte auf der sachgerechten Fiktion, daß bei Ausnbung/Darbietung im Inland
hrhere BA/WK anfallen. ArbN hatten durch Wohnsitzverlegung diese Rege-
lung jedoch „ausgenutzt“ (Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 12).
Bedeutung: Der relativ niedrige Steuersatz von 20 vH trogt der Tatsache Rech-
nung, daß er auf die Einnahmen und nicht die Einknnfte angewendet wird und
stellt eine Art pauschalierte Berncksichtigung der mit den Einnahmen verbunde-
nen BA/WK dar, berncksichtigt aber entsprechend dem objektsteuerohnlichen
Charakter der beschr. StPflicht nicht die persrnlichen Verholtnisse des Stpfl. Bei
hohen BA/WK im Verholtnis zu den Einnahmen kann es durch den Steuersatz
von 20 vH zu unbilligen Ergebnissen kommen; BA/WK iHv. 60 vH der Ein-
nahmen fnhren zu einem effektiven Steuersatz von 50 vH, und bei BA/WK
iHv. 80 vH betrogt der effektive Steuersatz 100 vH. Zur Frage der sich daraus
ergebenden mrglichen Verfassungs- und Europarechtswidrigkeit vgl. Anm. 4.

2. Ermgßigte Steuersgtze: Staffeltarif (Abs. 4 Satz 5)

Verwaltungsanweisung: BMF v. 1. 8. 2002, BStBl. I, 709.
Schrifttum: Korn, Steueronderungsgesetz 2001: Hinweise zu Neuregelungen, KtSDI
2002, 13178; Holthaus, Steuerabzug bei beschronkt steuerpflichtigen Sportlern und
Knnstlern: Einfnhrung eines Staffeltarifs im § 50a Abs. 4 EStG (StlndG 2001); IStR
2002, 454; Hensel, Die Knnstler- und Sportlerbesteuerung: Praktische Konsequenzen der
Neuerungen, PIStB 2002, 283.

a) hberblick

Staffeltarif: Mit dem StlndG 2001 v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3794; BStBl. I
2002, 4) wurde fnr Einnahmen aus im Inland ausgenbten knnstlerischen, sport-
lichen, artistischen und ohnlichen Darbietungen ein Staffelsatz eingefnhrt. Er
reduziert die Abzugsteuer auf 0, 10, 15 und 20 vH (bis 31. 12. 2002: 25 vH; s.
Anm. 119). Er findet Anwendung auf Einnahmen iHv. bis zu 1000 E. Fnr alle
nbrigen Vergntungen, insbesondere aus der Verwertung iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1,
findet er keine Anwendung. Er setzt
– Einnahmen (Anm. 121) aus
– im Inland ausgenbten Darbietungen (Anm. 122),
– knnstlerische, sportliche, artistische oder ohnliche Darbietungen (Anm. 123)
und

– Einnahmen bis zu 1000 E (Anm. 124).
voraus.
Bedeutung: Mit der Einfnhrung des Staffeltarifs wollte der Gesetzgeber in den
Bereichen Sport und Kultur den Austausch frrdern. Dies betrifft insbes. die so-
gen. Kleinkunst wie auch den Austausch zwischen den kleinen Sportvereinen.
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Im Bereich kleiner Einzelhonorare sollte eine Milderung der Besteuerung er-
reicht und damit eine gezielte Entlastung fnr „kleinere“ Veranstaltungen erreicht
werden (BTDrucks. 14/7341, 12). Zur Kritik s. Anm. 124.
Einkunftsartunabhgngig ist die Anwendung des Staffeltarifs ausgestaltet. Auf
dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 unterliegende Einknnfte ist er an-
wendbar.
Zeitlicher Anwendungsbereich: Der Staffeltarif ist anwendbar auf Vergntun-
gen, die nach dem 31. 12. 2001 zufließen (§ 52 Abs. 58 a Satz 1). Durch eine
zeitliche Verlagerung des Zuflußzeitpunkts konnte dadurch ein geringerer StAb-
zugssatz zur Anwendung kommen und der StAbzugsbetrag gesenkt werden
(vgl. Anm. 119).

b) Einnahmen

Der Begriff Einnahmen ist identisch mit diesem Begriff in Satz 2. Erfaßt
werden neben Geldleistungen auch Sachleistungen, Reisekosten usw.; vgl.
Anm. 116. Nur auf die unmittelbar aus den inlond. Darbietungen (s. Anm. 122)
erzielten Einnahmen ist der Staffeltarif anwendbar (BMF v. 1. 8. 2002, BStBl. I,
709).
Mehrere Personen als Glgubiger (Gruppen, Personengesellschaften) einer
Vergntung fnr die Darbietung krnnen jede fnr sich die Milderungsregelung in
Anspruch nehmen. Legen die Empfonger der Vergntung keinen Aufteilungs-
maßstab dar, teilt die FinVerw. die Gesamtvergntung nach Krpfen auf (BMF v.
1. 8. 2002 aaO; OFD Erfurt v. 30. 4. 2002, FR 2002, 801; Hensel, PIStB 2002,
283 [285]).
Beschrgnkt steuerpflichtige Kjrperschaften als Gloubiger der Vergntung
(zB Fußballverein, Chor, Symphonieorchester, Knnstlerverleihfirma) erzielen
selbst die Einknnfte; eine Aufteilung auf die beteiligten Personen soll nicht vor-
zunehmen sein (BMF v. 1. 8. 2002 aaO; Holthaus, IStR 2002, 454 [455]).

c) Im Inland ausgefbte Darbietung

Darbietung: Der Begriff „Darbietung“ ist identisch mit diesem Begriff in § 49
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d. Darbietung ist danach eine Veranstaltung, im Rahmen
derer einem Publikum eine Totigkeit vorgefnhrt, gezeigt oder zu Gehrr gebracht
bzw. das Ergebnis einer Totigkeit gezeigt wird (s. Massbaum, Die beschr.
StPflicht der Knnstler und Berufssportler, 1991, 186; ohnlich BMF v.
23. 1. 1996, BStBl. I, 89 [91]; Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 99). Zu den Einzel-
heiten s. § 49 Anm. 521.
„Ausgefbte“ Darbietung: Abs. 4 Satz 5 setzt die Erzielung von Einnahmen
aus der Darbietung voraus. Einnahmen aus der Verwertung einer Darbietung
werden nicht erfaßt (zur Abgrenzung der Ausnbung gegennber der Verwertung
s. § 49 Anm. 690 und Anm. 756). Eine Personenidentitot wird nicht verlangt
(BMF v. 1. 8. 2002, BStBl. I, 709; s. auch § 49 Anm. 521). Auch Dritte, wie zB
Knnstlerverleih- und -managementgesellschaften, die Knnstler, Sportler,
Artisten und ohnliche Darbietende prosentieren, unterliegen mit ihren Einnah-
men aus der ausgenbten Darbietung dem Staffeltarif. In der Praxis werden diese
Gesellschaften allerdings idR Einnahmen oberhalb der Betroge iSd Satz 5
erzielen.
Einheitlichkeit von Darbietungen: Der Gesetzeswortlaut stellt auf die ein-
zelne Darbietung ab, ohne den Umfang einer Darbietung zu definieren. Einheit-
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lichkeit liegt vor bei einem unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang der Darbie-
tung. Mehrere Theaterszenen oder eine Aneinanderreihung von Auftritten mit
anderen Darbietenden innerhalb einer Veranstaltung sind als einheitliche Dar-
bietung anzusehen. Ein starkes Indiz fnr unterschiedliche Veranstaltungen am
gleichen Tag kann ein unterschiedliches Publikum sein (Holthaus, IStR 2002,
454 [456]; s. auch das Beispiel Anm. 124).
Im Inland muß die Darbietung ausgenbt werden. Inland ist iSd. § 1 Abs. 1
Satz 2 zu verstehen (vgl. § 1 Anm. 57 ff.). Zum Ort der Darbietung s. § 49
Anm. 538.

d) Die von Satz 5 erfaßten Darbietungen

Abschließende Aufzghlung: Nur knnstlerische, sportliche, artistische und ohn-
liche Darbietungen unterliegen dem Staffeltarif. Die Art der Darbietungen ent-
spricht den Begrifflichkeiten des § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d (Schmidt/Heinicke
XXII. § 50a Rn. 13).
E Kcnstlerische Darbietungen sind grundsotzlich die Aktivitoten, die auch knnstleri-
sche Totigkeiten iSd. § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 sind. Keine Darbietungen sind ins-
besondere rein „schaffende Totigkeiten“, wie zB Maler, Komponisten usw.
(Holthaus, IStR 2002, 454; zu den Einzelheiten s. § 49 Anm. 525 ff.).
E Sportliche Darbietungen sind alle auf Bewegung, Spiel, Einzel- oder Wettkampf-
leistung gerichteten, nber den alltoglichen Rahmen hinausgehenden krrperlichen
Anstrengungen der Menschen (zu den Einzelheiten s. § 49 Anm. 530 ff.).
E Artistische Darbietungen sind knnstlerisch sportliche Darbietung, die gekenn-
zeichnet sind durch ein besonderes krrperliches Geschick. Sie kommen der
knnstlerischen Totigkeit nahe, erreichen sie jedoch im Ergebnis nicht (zu den
Einzelheiten s. § 49 Anm. 535).
E Den kcnstlerischen, sportlichen oder artistischen Darbietungen „dhnliche“ Darbietungen:
Dieser Begriff ist im Gesetz und in der Rspr. noch nicht einheitlich definiert.
UE ist der Wortlaut als Auslegungsregel fnr einen weiten Begriff der knnstleri-
schen, sportlichen und artistischen Darbietungen zu verstehen (zu den Einzel-
heiten s. § 49 Anm. 536).

e) Staffeltarif

Der Steuersatz betrogt bei Einnahmen in Hrhe von

– bis zu 250 E: 0 vH
– nber 250 E bis zu 500 E 10 vH der gesamten Einnahmen
– nber 500 E bis zu 1000 E 15 vH der gesamten Einnahmen
– nber 1000 E 20 vH der gesamten Einnahmen

(bei Zufluß bis 31. 12. 2002: 25 vH).

Unklare Bemessungsgrundlage: Die Formulierung des Gesetzes loßt offen,
ob die Nullzone bei Einnahmen bis zu 250 E und die Gleitklausel bei Einnah-
men bis zu 1000 E je begnnstigte Veranstaltung oder fnr die gesamten Einnah-
men eines VZ gelten sollen. UE ist auf die einzelne Veranstaltung abzustellen.
Der Gesetzgeber wollte mit der Regelung ausweislich der Gesetzesbegrnndung
(BTDrucks. 14/7341, 12) eine Milderung im Bereich relativ kleiner Einzelhono-
rare bewirken. Damit sollte gezielt eine Entlastung fnr „kleinere“ Veranstaltun-
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gen erreicht werden. Die FinVerw. wendet die Milderungsregelung fnr jeden ein-
zelnen Auftritt tages- und veranstalterbezogen an. Werden an einem Tag mit ei-
nem Veranstalter mehrere Auftritte durchgefnhrt, ist die Milderungsregelung fnr
alle mit diesem Veranstalter durchgefnhrten Auftritte nur einmal anzuwenden.
Werden an einem Tag Auftritte mit verschiedenen Veranstaltern durchgefnhrt,
wird die Milderungsregelung einmal pro Veranstalter fnr alle mit ihm durchge-
fnhrten Auftritte angewendet (BMF v. 1. 8. 2002, BStBl. I, 709; ebenso
Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 13). Diese Auslegung ergibt sich nicht aus
dem Gesetzeswortlaut. UE ist die Anwendung immer je Veranstaltung anzuwen-
den, unabhongig davon, ob am selben Kalendertag fnr den gleichen Veranstalter
weitere Veranstaltungen durchgefnhrt werden.

Beispiel: Ein Musikknnstler aus Frankreich gibt vormittags ein Konzert in einer deut-
schen Stadt in der Stadthalle und abends im selben Raum ein Galakonzert. Fnr beide
Veranstaltungen erholt er von der Stadt als Veranstalter ein einheitliches Entgelt iHv.
2000 E brutto. Die Vergntung ist auf zwei Veranstaltungen aufzuteilen, so daß nur iHv.
300 E AbzugSt. einzubehalten und abzufnhren ist (glA Holthaus, IStR 2002, 454
[456]; aA BMF v. 1. 8. 2002 aaO; Hensel, PIStB 2002, 283 [285]).

Einstweilen frei.

Erlguterungen zu Abs. 5:
Verfahren des Steuerabzugs bei § 50a

Verwaltungsanweisungen (s. auch vor. Anm. 35): BMF v. 7. 5. 2002, BStBl. I, 521
(Merkblatt zur Entlastung von deutscher Abzugsteuer gemoß § 50a Abs. 4 EStG aufgrund
von DBA); BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904 Merkblatt zum Antrag nach § 50d EStG auf
Erteilung einer Freistellungsbescheinigung und/oder Erstattung von deutscher Abzug-
steuer aufgrund von DBA bei Vergntungen an auslondische Knnstler und Sportler.
Schrifttum(s. auch vor Anm. 35): Teske, Neuregelung des Steuerabzugs bei beschronkt
Steuerpflichtigen, DStZ/A 1959, 91; Stuhr, Steuerabzug bei Korrespondenten, Autoren
und Verlagen im Ausland, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 677 (1983); M\ssner, Rechtspre-
chung zum intern. Steuerrecht im Jahre 1985, IWB F. 3 Deutschland Gr. 1, 1029 (1986);
M\ssner, Rechtsprechung zum intern. Steuerrecht im Jahre 1987, IWB F. 3a Recht-
sprechung Gr. 1, 57 (1988); Grothe, Grenzen der steuerlichen Ermittlungsbefugnis der
Finanzbehrrden bei Auslandsbeziehungen, StbJb. 1988/89, 339; wfr, Soll der Steuer-
schuldner einer abgefnhrten Quellensteuer die Steueranmeldung anfechten oder einen Er-
stattungsantrag nach § 37 Abs. 2 AO stellen?, DB 1989, 1801; Salzmann, Zur Bedeutung
des Freistellungsverfahrens bei Quellensteuerabzug, DB 1990, 1061; Pietsch, Einkom-
mensbesteuerung von Eigenveranstaltungen auslondischer Knnstler, DB 1990, 1490;
Schalast, Das Abzugsverfahren fnr Einknnfte beschronkt Steuerpflichtiger – Verholtnis
von DBA und innerstaatlichem Verfahrensrecht, FR 1990, 212; M\ssner, Rechtsprechung
zum internationalen Steuerrecht im Jahre 1995, IWB F. 3 a Rechtsprechung Gr. 1, 517
(1996); Grams, Zur Rechtmoßigkeit der Steueranmeldung nach § 50a Abs. 5 Satz 3 EStG
i.V.m. § 51 Abs. 1 Nr. 1d EStG i.V.m. § 73e EStDV, BB 1995, 121; Grams, Der Erstat-
tungsanspruch im Steuerabzugsverfahren nach § 50a Abs. 4 EStG, BB 1997, 70; ders.,
Auswirkung zivilrechtlicher Vertragsgestaltungen auf das Steuerabzugsverfahren nach
§ 50a Abs. 4 EStG, RIW 1997, 55; ders., Außenprnfungen im Zusammenhang mit der
Besteuerung beschronkt steuerpflichtiger Knnstler, DStZ 1997, 77; ders., Die Steueran-
meldung nach § 73e EStDV, zugleich eine Anmerkung zum BFH-Beschl. v. 13. 8. 1997,
DStZ 1998, 24; Kramer, Quellensteuerabzug bei Lizenzgebnhren: Anmerkungen zu einer
Entscheidung des US Tax Court in einem Fall des Treaty Shopping, IStR 1998, 557; KB,
Anm. zu BFH v. 24. 3. 1999, IStR 1999, 369; Hey, Anm. zu FG Mnnchen v. 3. 6. 1998,
RIW 1999, 236.
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A. Entstehung der Steuer mit Zufluß (Abs. 5 Satz 1)

Die AbzugSt. fnr beschr. Stpfl. entsteht abweichend von § 38 AO im Zeitpunkt
des Zuflusses (§ 11) der Aufsichtsratsvergntungen nach Abs. 1 bzw. der sonsti-
gen Vergntungen nach Abs. 4 beim Gloubiger der Vergntungen. Diese Regelung
entspricht derjenigen bei der KapErtrSt. (§ 44 Abs. 1 Satz 2) und bei der LSt.
(§ 38 Abs. 2 Satz 2).
Zuflußzeitpunkt:
E Zahlung, Verrechnung, Gutschrift: Zufluß mit diesen Vorgongen (§ 73c Nr. 1
EStDV).
E Hinausschiebung der Zahlung wegen vorcbergehender Zahlungsunfdhigkeit des Schuldners:
Zufluß bei Zahlung, Verrechnung oder Gutschrift (§ 73c Nr. 2 EStDV). Wird
die Zahlung im Interesse des Gloubigers hinausgeschoben, kommt es nach
Richter (StBp. 1978, 245 [251]) ebenfalls auf die tatsochliche Zahlung an.
E Gewdhrung von Vorschcssen: Zufluß bei Zahlung, Verrechnung oder Gutschrift
der Vorschnsse (§ 73c Nr. 3 EStDV)
E Wechsel: zu Zweifelsfragen vgl. Richter aaO.
E Treuhandkonten: Zahlungseingonge fließen idR dem Treugeber zu (vgl. § 39
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 AO). Ist Treugeber fnr das Treuhandkonto der Vergntungs-
schuldner, fließt dem Vergntungsgloubiger erst bei Auszahlung die Vergntung
zu. Im umgekehrten Fall fließt bereits mit Zahlungseingang auf dem Treuhand-
konto die Vergntung zu (vgl. zum Zufluß auf Treuhandkonten BFH v.
30. 1. 1986 IV R 125/83, BStBl. II, 404).

B. Vornahme des Steuerabzugs (Abs. 5 Satz 2)

I. Zeitpunkt

Der Vergntungsschuldner hat den Abzug im Zeitpunkt der Entstehung der Ab-
zugSt. vorzunehmen, dh. nach Abs. 5 Satz 1 dann, wenn die Vergntung dem
Gloubiger zufließt (s. vorstehend Anm. 130).
Praktische Schwierigkeiten entstehen, wenn Abfluß beim Schuldner und Zufluß
beim Gloubiger auseinanderfallen (zB bei Zahlung mit Wechsel; s. Richter,
StBp. 1978, 245 [251]), da dann der Schuldner den Zuflußzeitpunkt nicht kennt.

II. Abzugspflicht des Vergftungsschuldners

Der StAbzug ist von dem Schuldner der Vergntung vorzunehmen. Zur Aus-
nahme bei Vergntungen fnr Urheberrechte, die an Beauftragte geleistet werden,
in Abs. 6 vgl. Anm. 160 ff. Zum Absehen vom StAbzug bei Freistellung vgl.
Anm. 133.
Vergftungsschuldner ist derjenige, der zivilrechtlich zur Zahlung der Ver-
gntung an den Gloubiger verpflichtet ist. Vergntungsschuldner kann jede (teil-)
rechtsfohige Person sein (BFH v. 20. 7. 1988 I R 174/85, BStBl. II 1989, 87 zur
Gesamthandsgemeinschaft; BFH v. 17. 2. 1995 VI R 41/92, BStBl. II, 391 fnr
GbR als LSt.-Abzugsverpflichtete; weitere Beispiele in BMF v. 23. 1. 1996,
BStBl. I, 89 Tz. 6). Schuldet gleichzeitig ein Vergntungsgloubiger zB. als Knnst-
lervermarktungsgesellschaft gegennber einem weiteren Vergntungsgloubiger eine

§ 50a Anm. 130–132 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen

130

131

132



HHR Lfg. 211 August 2003 Maßbaum

Vergntung, so wird auch die Gesellschaft Vergntungsschuldner. Grundsotzlich
hat auch diese Gesellschaft den StAbzug vorzunehmen (zu auslond. Vergntungs-
schuldnern s. u.). In diesen Follen besteht das Risiko der Doppelbesteuerung
(„Kaskadeneffekt“, Kramer, IStR 1998, 557 [560]). Dem will die FinVerw mit
Billigkeitsmaßnahmen begegnen (BMF v. 23. 1. 1996 aaO Tz. 4.2; s. auch BMF
v. 7. 5. 2002, BStBl. I, 521 Tz. 4 zur Erstattung nach § 50d). Gerade diese Fall-
gestaltungen sind allerdings ein Grund fnr die Annahme eines mrglichen Ver-
stoßes gegen Verfassungs- und EG-Recht, weil Billigkeitsmaßnahmen nur
Ermessensentscheidungen, nicht aber einen konkreten Anspruch darstellen (s.
zum Verstoß gegen hrherrangiges Recht Anm. 4). Zu den verfahrensrechtl. Pro-
blemen der Erstattung zuviel entrichteter Steuer vgl. Grams, BB 1997, 70 und
Anm. 133.
Einschrgnkung auf inlgndische Schuldner?
E Nach dem Gesetzeswortlaut keine Einschrdnkung: Im Gegensatz
– zur LSt. (§ 38 Abs. 1 Satz 1: Einschronkung auf inlond. ArbG und auslond.
Verleiher) und

– zur KapErtrSt. (§ 43 Abs. 1 iVm. Abs. 3: grundsotzlich KapErtrSt. nur bei
KapErtr. inlond. Schuldner)

kennt die Abzugspflicht nach § 50a keine Einschronkung auf Vergntungsschuld-
ner mit Inlandsverhaftung. Danach wore zum StAbzug nach § 50a jeder Vergn-
tungsschuldner verpflichtet, der eine Vergntung nach Abs. 1 oder Abs. 4 zahlt.
Dies wird seitens der FinVerw. begrnndet mit dem bereits durch die inlond. Ver-
anstaltung bestehenden Inlandsbezug des auslond. Vergntungsschuldners. (BMF
v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 3.1; BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904, Tz. 1.2). Das
FG Mnnchen (v. 3. 6. 1998, EFG 1998, 1266, rkr.) hat nunmehr unter ausdrnck-
licher Aufgabe der im Urt. v. 16. 11. 1986, EFG 1987, 250, rkr., vertretenen ge-
genteiligen Auffassung (s. dazu unten) diese Meinung der FinVerw. bestotigt
(Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 15: „Mit guten Grnnden“; Bl^mich/Wied,
§ 50 a Rn. 62; ohne Begrnndung bei auslond. Vergntungsschuldnern Abzugsver-
pflichtung angenommen: BFH v. 2. 2. 1994 I B 143/93, BFH/NV 1994, 864;
FG Mnnster v. 23. 5. 2001, EFG 2001, 1376, nrkr., Rev.: I R 46/02).
E Einschrdnkung auf Vergctungsschuldner mit Inlandsbezug nach dem Sinn des § 50a:
Nach FG Mnnchen v. 16. 11. 1986 (EFG 1987, 250, rkr.) sind allerdings entspre-
chend § 38 Abs. 1 zum StAbzug nach § 50a Abs. 4 nur inlond. Vergntungs-
schuldner (Wohnsitz, gewrhnlicher Aufenthalt, Geschoftsleitung, Sitz, Betriebs-
stotte oder stondigen Vertreter im Inland) verpflichtet. Dies wird mit der in § 38
zum Ausdruck kommenden Grundeinstellung und mit dem Umstand begrnn-
det, daß beide Vorschriften beschr. Stpfl. ArbN umfassen, die nicht unterschied-
lich behandelt werden dnrfen (Heinicke, FR 1986, 389; M\ssner, IWB F. 3a
Rechtsprechung Gr. 1, 57 [64]; Massbaum, Die beschr. StPflicht der Knnstler
und Berufssportler, 1991, 239; Grams, RIW 1997, 55 [58]; ders., Anm. zu FG
Mnnster v. 23. 5. 2001 in IStR 2002, 744). § 38 wurde gerade – anders als § 50a
Abs. 5 – aufgrund der Rspr. des BFH um die Voraussetzungen, die den inlond.
ArbG definieren, ergonzt. Der BFH hatte entschieden, daß nur derjenige zum
LStAbzug verpflichtet ist, der eine einer Betriebsstotte ohnliche feste rrtliche
Einrichtung im Inland besitzt (BFH v. 30. 10. 1973 I R 50/71, BStBl. II 1974,
107 [110]). Mit Einfnhrung des LStAbzugs in § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Halbs. 2
bei Vorliegen eines inlond. ArbG (JStG 1996, s. Anm. 36) soll nun nach Auffas-
sung der FinVerw. die Anwendung des § 50a Abs. 4 auf auslond. ArbG vorge-
nommen werden (BMF v. 23. 1. 1996 aaO; BRDrucks. 171/95, 139). UE nber-

E 63

Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen Anm. 132 § 50a



E 64 Maßbaum

zeugt auch dies nicht. Die Auslegung der FinVerw. unter Verwendung eines Tat-
bestandsmerkmal „Inlandsbezug“ findet keine Grundlage im Wortlaut des Ge-
setzes (Lademann/Nieland, § 50 a Rn. 173). Der auslond. ArbG hat keine Ver-
wurzelung im Inland, die als Rechtfertigung fnr die Verpflichtung zum StAbzug
herangezogen werden krnnte. Nur bei einer solchen stondigen „Verwurzelung“
zum Inland braucht eine auslond. Person damit zu rechnen, zur Hilfestellung ge-
gennber der FinVerw. verpflichtet zu sein (Hey, Anm. zu FG Mnnchen v.
3. 6. 1998, RIW 1999, 236).
Nichtberufliche Vergftungsschuldner: Insbes. bei Vergntungen nach Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 erscheint es problematisch, wie der StAbzug bei Fehlen eines in-
lond. Veranstalters, zB. bei Eigenveranstaltungen des beschr. stpfl. Knnstlers,
durchgefnhrt werden soll, da man wohl kaum vom Koufer der Eintrittskarte die
Durchfnhrung des StAbzugs erwarten kann (s. Bundessteuerberaterkammer,
DStR 1987, 738). Aus tatsochl. Grnnden kommt in diesen Follen eine Inan-
spruchnahme des Vergntungsempfongers durch Nachforderungsbescheid (§ 50a
Abs. 5 Satz 6) in Betracht (BMF v. 23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 3.1; Buob, StBp.
1970, 160 [163]; Pietsch, DB 1990, 1490; Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 62;
Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 15 aE; s. Anm. 144).
Dritte als Vergftungsschuldner (zB Sponsoren, Mozene): Dritte sind nur in-
soweit zum Einbehalt verpflichtet, als sie Vergntungsschuldner sind und deshalb
eine Vergntung aufgrund eines mit dem beschr. Stpfl. bestehenden Schuldver-
holtnisses schulden. Auf die Art des Schuldverholtnisses kommt es dabei nicht
an. Jedoch muß sich die Zuwendung des Dritten auf eine Darbietung bzw. eine
Totigkeit oder deren Verwertung im Inland beziehen.
Fnr freiwillige Zuwendungen durch Dritte hat der Vergntungsschuldner den
StAbzug nicht durchzufnhren, da eine § 38 Abs. 1 Satz 2 (Lohnzahlung durch
Dritte) entsprechende Regelung in Abs. 5 nicht enthalten ist. Entsprechendes
gilt auch, wenn der Dritte sich gegennber einem inlond. Veranstalter zu be-
stimmten Leistungen verpflichtet hat.
Sachleistungen: Soweit die Barvergntung nicht zur Deckung der AbzugSt. aus-
reicht oder ausschließlich eine Sachleistung gewohrt wird, unterbleibt der StAb-
zug (s. Anm. 116).

III. Ffr Rechnung des beschrgnkt steuerpflichtigen Glgubigers
(Steuerschuldner)

Der Abzugsverpflichtete hat den StAbzug fnr Rechnung des beschronkt stpfl.
Gloubigers vorzunehmen. Letzterer ist der Steuerschuldner (Klammerdefinition
und Abs. 5 Satz 4, s. Anm. 139).
Abzug ohne rechtlichen Grund: Der Vergntungsgloubiger (= Steuerschuld-
ner) kann Erstattung der abgefnhrten Steuer verlangen, wenn der StAbzug ohne
rechtlichen Grund (zB keine inlond. Einknnfte) erfolgte (§ 37 Abs. 2 AO; s.
BMF v. 7. 5. 2002, BStBl. I, 521 Tz. 2.1; FG Brandenburg v. 23. 9. 2000, EFG
2001, 326, nrkr., NZB: I B 9/01; Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 25; s. auch
F. W., IStR 1994, 240). Der Erstattungsanspruch ist durch den Vergntungsglou-
biger mit Antrag auf Erlaß eines Freistellungsbescheids als Grundlage fnr die
Erstattung geltend zu machen (BFH v. 20. 6. 1984 I R 283/81, BStBl. II, 828; v.
23. 1. 1985 I R 64/81, BStBl. II, 330; v. 16. 2. 1996 I R 64/95, DStR 1996, 865;
s. zu weiteren Einzelfragen der Erstattung Grams, BB 1997, 70). Voraussetzung
dafnr ist, daß die StAnmeldung als eigenstondiger rechtl. Grund geondert, be-
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richtigt oder aufgehoben wird (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 70). Der Antrag ist in-
nerhalb der vierjohrigen Festsetzungsfrist des § 169 Abs. 2 Nr. 2 AO zu stellen.
Der Vergntungsschuldner hat keinen eigenen Erstattungsanspruch (BFH v.
29. 10. 1997 I R 35/96, BStBl. II 1998, 235), kann aber vom Vergntungsgloubi-
ger bevollmochtigt werden (FG Krln v. 24. 2. 2000, EFG 1189, Rev. I R 1/01
mit Hauptsacheerledigung.).
Zum Erstattungsverfahren bei Eingreifen eines DBA vgl. § 50d.
Abtretung der Vergftungsforderung: Die AbzugSt. ist zu Lasten des Abtre-
tenden abzuziehen, denn durch die Abtretung wird nicht bewirkt, daß der Tat-
bestand der Einkunftserzielung vom Abtretungsempfonger verwirklicht wird (s.
BFH v. 23. 1. 1985 I R 64/81, BStBl. II, 330; v. 27. 1. 1993 II S 10/92, BFH/
NV 1993, 350). Zur Minderung der Bemessungsgrundlage infolge der Abtre-
tung in Ausnahmenfollen vgl. Anm. 116.
Auswirkung von Doppelbesteuerungsabkommen: Der StAbzug ist grund-
sotzlich ungeachtet der Anwendung eines DBA in voller Hrhe vorzunehmen
(§ 50d Abs. 1). Die Freistellung vom StAbzug ist in § 50d geregelt. Danach
kommt als Regelentlastungsverfahren das Erstattungsverfahren zur Anwendung
(§ 50d Abs. 1. Sotze 2 ff.). Als Erleichterung ist fnr Vergntungen iSd. § 50a
Abs. 4 das Freistellungsverfahren (§ 50d Abs. 2) und unter bestimmten Voraus-
setzungen das Kontrollmeldeverfahren fnr Vergntungen iSd. § 50a Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 und 3 (§ 50d Abs. 5) zugelassen. Nur unter den genannten Voraussetzun-
gen kann vom StAbzug abgesehen werden (s. im einzelnen dazu BMF v.
7. 5. 2002, BStBl. I, 521; Merkblotter des BfF v. 9. 10. 2002 BStBl. I, 904 und
916; BMF v. 18. 12. 2002 BStBl. I, 1386, sowie die Erl. zu § 50d).

Fnr bis zum 31. 12. 1988 zugeflossene Vergntungen hatte der BFH entschieden, daß
das in § 73h geregelte Freistellungsverfahren keine gesetzliche Grundlage hat, so daß
sich ein inlond. Vergntungsschuldner unmittelbar auf die in einem DBA vorbehaltlos
vereinbarte StBefreiung berufen konnte (BFH v. 22. 10. 1986 I R 261/82 BStBl. II
1987, 171, [173]; I R 128/83, BStBl. II 1987, 253 [255]). Mit dem StReformG 1990 v.
25. 7. 1988 (BGBl. I, 1093; BStBl. I, 224) wurde § 50d in das EStG eingefngt. Dadurch
wurde § 73h EStDV nberflnssig und aufgehoben.

C. Abffhrung der Abzugsteuer (Abs. 5 Satz 3)

I. Abffhrung (§ 73e Satz 1 EStDV)

Der Vergntungsschuldner und damit zum Abzug Verpflichtete hat die innerhalb
eines Kj. einbehaltene Steuer jeweils bis zum 10. des dem Kalendervierteljahr
folgenden Monats an das fnr ihn zustondige FA abzufnhren. Maßgebend ist die
tatsochlich einbehaltene, nicht die (objektiv) einzubehaltende Steuer, sofern letz-
tere mrglicherweise einen grrßeren Betrag ergibt (BFH v. 25. 11. 2002 I B 69/
02, BStBl. II 2003, 189 [191]). § 73e EStDV hat in § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d
eine ausreichende Rechtsgrundlage (BFH v. 2. 2. 1994 I B 143/93, BFH/NV
1994, 864: Steueranmeldung ist „formell rechtmoßig“; ebenso: Lademann/
Nieland, § 50 a Rn. 178; aA Grams, BB 1995, 121).
Vierteljghrlich: Die innerhalb eines Kalendervierteljahres einbehaltene Steuer
ist jeweils bis zum 10. 4., 10. 7., 10. 10. und 10. 1. abzufnhren. Zeitlich weicht
der Zahlungszeitpunkt damit vom Zeitpunkt ab, an dem die Steuer einzubehal-
ten ist.
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Zustgndiges Finanzamt ist das fnr die Besteuerung nach dem Einkommen
des Vergntungsschuldners zustondige FA (Finanzkasse; BMF v. 23. 1. 1996,
BStBl. I, 89 Tz. 4.1; BFH v. 18. 5. 1994 I R 21/93, BStBl. II, 697). Dies ist regel-
moßig das BetriebsFA (s. § 20 AO). Ist der Schuldner keine Krrperschaft und
stimmen Betriebs- und WohnsitzFA nicht nberein, so ist die einbehaltene Steuer
an das BetriebsFA abzufnhren. Das FA des Bezirks, in dem der Anlaß fnr die
Amtshandlung hervortritt, soll zustondig sein, wenn das FA nach § 73e EStDV
nicht zu ermitteln ist. Bei einer Tournee soll das FA zustondig sein, in dessen Be-
zirk die Tournee beginnt (BMF v. 23. 1. 1996 aaO; zustimmend FG Mnnchen v.
3. 6. 1998, EFG 1998, 1266, rkr.).
Bezeichnung: „Steuerabzug von Aufsichtsratsvergntungen“ oder „Steuerabzug
von Vergntungen im Sinne des § 50a Abs. 4 Einkommensteuergesetzes“.

II. Anmeldung (§ 73e Sgtze 2–4 EStDV)

Die Steueranmeldung ist auf speziellen Vordrucken der Fl abzugeben. Sie
wirkt nach § 168 Satz 1 AO als StFestsetzung unter dem Vorbehalt der Nach-
prnfung (ggf. nach Zustimmung durch das FA, § 168 Satz 2 und 3 AO) und ist
damit eine StErklorung iSd. § 150 Abs. 1 Satz 3 AO. Die angemeldete Steuer ist
ohne weiteres Leistungsgebot nach § 249 Abs. 1 Satz 2 AO vollstreckbar, jedoch
nur gegennber dem Vergntungsschuldner (BFH v. 13. 8. 1997 I B 30/97,
BStBl. II, 700 []). Die Steueranmeldung bildet einen eigenstondigen Rechtsgrund
iSd. § 37 Abs. 2 AO (BFH v. 17. 5. 1995 I B 183/94, BStBl. II, 781).
Verwaltungsakt mit Drittwirkung: Die Steueranmeldung ist ein Verwaltungs-
akt, der mit der Einreichung beim FA zu einem solchen mit Drittwirkung wird
(Massbaum, Die beschronkte Steuerpflicht der Knnstler und Berufssportler,
1991, 243). Der Vergntungsschuldner ist aufgrund dessen berechtigt, nur den
um die Steuer geminderten Teil der Vergntung an den Vergntungsgloubiger aus-
zuzahlen (BFH v. 27. 7. 1987 I R 28/87, BStBl. II 1989, 449; v. 13. 8. 1997 I B
30/97, BStBl. II, 700). Es erfolgt – abgesehen von der Bescheinigung nach
Satz 7 ab 1997, s. Anm. 146 ff. – keine Bekanntgabe an den Vergntungsgloubiger
als Steuerschuldner, so daß dies in der Literatur als „merkwnrdige Situation“
und „rechtsstaatlich bedenklich“ bezeichnet wird (M\ssner, IWB F. 3 Deutsch-
land Gr. 1, 1029 [1051]).
Zeitpunkt und zustgndiges Finanzamt:Wie bei Abfnhrung (s. Anm. 134).
Zur Festsetzung von Verspotungszuschlogen bei verspoteter Abgabe vgl. OFD
Hamburg v. 9. 8. 1984, StEK AO 1977 § 152 Nr. 15.
Inhalt: Gloubiger, Hrhe der Vergntung, Hrhe des StAbzugs. Unterschrift:
durch Vergntungsschuldner.
Anmeldepflicht trotz Doppelbesteuerungsabkommen:Wird aufgrund eines
DBA kein Abzug oder ein Abzug nicht in voller Hrhe vorgenommen, so loßt
dies die Anmeldepflicht unbernhrt (§ 73e Satz 3; vgl. zur Anwendung von DBA
§ 50d).
Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprffung: Der Eingang der
Steueranmeldung wirkt als StFestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprnfung
(§ 168 Satz 1 AO), eine StFestsetzung ist nur erforderlich, wenn die Festsetzung
zu einer abweichenden Steuer fnhrt (§ 167 Abs. 1 Satz 1 AO). Steuerschuldner
ist der Vergntungsgloubiger; ihm wird aber der Steuerbescheid nicht bekannt ge-
macht. Vgl. dazu M\ssner, IWB F. 3 Deutschland Gr. 1, 1051 (1986): „rechts-

§ 50a Anm. 134–135 Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen

135



HHR Lfg. 211 August 2003 Maßbaum

staatlich bedenklich“. Bei Abgabe der Steueranmeldung nach Ablauf der Frist
soll dies zur StFestsetzung ohne Vorbehalt der Nachprnfung fnhren (FG Mnn-
chen v. 30. 11. 1994, EFG 1995, 510, rkr.).
Anfechtung auch durch den Steuerschuldner:
E Anfechtungsberechtigt hinsichtlich der Steueranmeldung ist sowohl der Vergn-
tungsschuldner wie auch der Vergntungsgloubiger (= Steuerschuldner). Sie kann
mit dem Einspruch und ggf. der Klage angefochten werden (BMF v.
23. 1. 1996, BStBl. I, 89 Tz. 4.2; BFH v. 27. 7. 1987 I R 28/87, BStBl. II 1989,
449 fnr Vergntungsgloubiger; v. 13. 8. 1997 I B 30/97, BStBl. II, 700; v.
24. 3. 1999 I B 113/98, BFH/NV 1999, 1314; Schmidt/Heinicke XXII. § 50a
Rn. 19; krit. zur Rspr. Schauhoff, IStR 1997, 662; Grams, DStZ 1998, 24; noch
offen gelassen: BFH v. 20. 6. 1984 I R 22/80, BStBl. II, 1985, 5; zur Hinzu-
ziehung/Beiladung des Schuldners bei Anfechtung durch den Gloubiger s. FG
Mnnchen v. 21. 2. 2001, EFG 2002, 629, rkr., zu LSt.). Die Frist zur Anfechtung
louft ohne Rechtsbehelfsbelehrung (BFH v. 25. 6. 1998 V B 104/97, BStBl. II,
649); Erfohrt der Gloubiger innerhalb der Anfechtungsfrist nichts von der Ein-
behaltung der Quellensteuer, zB weil ihm die Bescheinigung nach Satz 7 nicht
rechtzeitig zugeht, ist zu prnfen, ob Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
(§ 110 AO) zu gewohren ist (wfr, DB 1989, 1801).
E Aussetzung der Vollziehung (§ 361 AO; § 69 FGO) krnnen sowohl der Vergn-
tungsgloubiger wie auch der Vergntungsschuldner beantragen. Der auslond. Ver-
gntungsgloubiger kann aber die Vollziehung nicht mit der Maßgabe ausgesetzt
bekommen, daß die Steuer gegen den Willen des Vergntungsschuldners an ihn
zu erstatten ist. In diesen Follen bleibt nur einstweiliger Rechtsschutz im Verfah-
ren nach § 50d (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 68). Kann eine materiell-rechtliche
Abfnhrungsverpflichtung unter keinem denkbaren Gesichtspunkt in Betracht
kommen, bleibt es bei der AdV (BFH v. 13. 8. 1997 I B 30/97 aaO, 701; v.
24. 3. 1999 I B 113/98 aaO, 1315 mit Anm. KB, IStR 1999, 369; zur Kritik im
Hinblick auf einen erschwerten Rechtsschutz Grams, DStZ 1998, 24). Wegen
der unterschiedlichen Zustondigkeiten krnnen die Voraussetzungen einer StEr-
stattung aufgrund einer DBA-Regelung nicht im die StAnmeldung nach § 50a
Abs. 4 und 5 betreffenden Verfahren geltend gemacht werden, sondern nur im
Verfahren nach § 50d (BFH v. 17. 5. 1995 I B 183/94, BStBl. II, 781; s. dazu
Grams, BB 1997, 70). Dogmatisch wird diese Regelung in der Literatur als pro-
blematisch angesehen, da die StAnmeldung grundsotzlich den Rechtsgrund fnr
die Zahlung der AbzugSt. darstellt (s. M\ssner, IWB F. 3a Rechtsprechung Gr.
1, 517 [540], [1996]).
Hat der Abzugsverpflichtete den Antrag auf AdV gestellt, hat er zunochst seine
Abfnhrungsverpflichtung nicht erfnllt. Wird der Einspruch/die Klage endgnltig
negativ beschieden, hat er den Steuerbetrag abzufnhren und ggf. Aussetzungs-
zinsen zu entrichten (Frotscher, § 50 a Rn. 28).
E Aufforderung zur Anmeldung ist idR kein anfechtbarer und aussetzbarer Verwal-
tungsakt (FG Mnnchen v. 10. 4. 1995, EFG 1995, 752, rkr.; differenzierter FG
Brandenburg v. 29. 1. 1996, EFG 1996, 1107, rkr.: abhongig vom Erklorungs-
willen des FA). Auch der Hinweis auf die bestehende Anmeldungspflicht ist kein
anfechtbarer VA (vgl. BFH v. 2. 7. 1997 I R 45/96, BFH/NV 1998, 14; v.
12. 6. 1997 I R 72/96, BStBl. II 1997, 660).
E Betriebsprcfungen beim Vergctungsschuldner beschweren den Vergntungsgloubiger
nur mittelbar. Sie bednrfen deshalb keiner Bekanntgabe an den Vergntungsglou-
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biger und sind von ihm nicht anfechtbar (FG Mnnchen v. 4. 8. 1997, EFG 1997,
1286, rkr.).
dnderung des in der StAnmeldung liegenden StBescheids krnnen sowohl der
Abzugsverpflichtete wie auch der Steuerschuldner beantragen (FG Hamburg v.
17. 1. 1997, EFG 1997, 593, insoweit nicht durch Beschwerde im AdV-Verfah-
ren bernhrt: BFH v. 13. 8. 1997 I B 30/97, BStBl. II, 700).
Zweifel an der Steuerpflicht berechtigen nicht, den StAbzug zu unterlassen.
Nur wenn der Gloubiger eine Bescheinigung des zustondigen FA vorlegt, kann
der Vergntungsschuldner vom StAbzug absehen (§ 73e Satz 5 EStDV).
Informationssammlung durch pbersendung der Anmeldungen nach § 73e
EStDV an das BfF: vgl. Anm. 136.

III. Aufzeichnungen und Steueraufsicht (§ 73d EStDV)

Aufzeichnungspflichten (§ 73d Abs. 1 EStDV): Der Vergntungsschuldner hat
aufzuzeichnen:
– Name und Wohnung des beschr. stpfl. Gloubigers (Steuerschuldners). Bei
Zweifeln, ob der Vergntungsgloubiger beschr. oder unbeschr. stpfl. ist, darf
der StAbzug nur bei Nachweis der unbeschr. StPflicht durch eine Bescheini-
gung des fnr den Gloubiger zustondigen FA unterlassen werden (§ 73e Satz 5
EStDV).

– Hrhe der Aufsichtsratsvergntungen oder der Vergntung iSv. Abs. 4 in Euro.
– Tag des Zuflusses der Vergntungen an den Steuerschuldner. Zum Zuflußzeit-
punkt vgl. Anm. 130.

– Hrhe und Zeitpunkt der Abfnhrung der einbehaltenen Steuer.
Eine Freistellungsbescheinigung des BfF bei DBA-Follen ist als Beleg gem.
§ 50d Abs. 2 Satz 5 (bzw. Abs. 5 Satz 6 beim Kontrollmeldeverfahren) zu den
Aufzeichnungen zu nehmen.
Steueraufsicht:
E Prcfung: Sowohl bei Veranlagung des Vergntungsschuldners (zur ESt. bzw.
KSt.) als auch bei Außenprnfungen ist nach § 73d Abs. 2 EStDV zu prnfen, ob
die Steuern ordnungsgemoß einbehalten und abgefnhrt wurden (s. im einzelnen
zur Außenprnfung Grams, DStZ 1977, 77).
Zur Zulossigkeit einer Außenprnfung beim Vergntungsschuldner vgl. BFH v.
23. 2. 1985 I R 53/81, BStBl. II, 566. In § 50b wurde durch das Haushalts-
begleitgesetz 1989 v. 20. 12. 1988 (BGBl. I, 2262; BStBl. I 1989, 19) ein Prn-
fungsrecht der Verholtnisse fnr die Nichtvornahme des StAbzugs bei den Ver-
fahrensbeteiligten verankert. Obwohl die lnderung im Hinblick auf den
KapErtrStAbzug erfolgt ist, ist die Norm nicht darauf beschronkt. Jeder StAb-
zug und damit auch der nach § 50a ist abgedeckt (Grams, DStZ 1997, 77 [80]).
E Auskcnfte an ausldndische FinVerw.: Beide derzeit praktizierten automatischen
Auskunftsverfahren betreffen StAbznge nach § 50a Abs. 4; BMF v. 3. 2. 1999,
Amtshilfemerkblatt, BStBl. I, 228 Tz. 4. 2. 2:
– im Rahmen des Kontrollmeldeverfahrens;
– bei Verzicht auf Wohnsitzbestotigung im Erstattungsverfahren (derzeit nur
USA).
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Eine vollstondige pbermittlung erfolgt nach Grothe, StbJb. 1988/89, 339 [348]
wegen des direkten Zusammenhangs mit der Abkommensanwendung mit eini-
ger Berechtigung.

Einstweilen frei.

D. Steuerschuldner (Abs. 5 Satz 4)

Obwohl bereits in Abs. 5 Satz 2 durch Klammerdefinition bestimmt
(Anm. 133), legt Abs. 5 Satz 4 nochmals ausdrncklich fest, daß der beschr. Stpfl.
beim StAbzug von Aufsichtsratsvergntungen und sonstigen Vergntungen der
Steuerschuldner ist. Handelt es sich um eine Krrperschaft oder Personenver-
einigung als Vergntungsgloubiger, ist KSt. einzubehalten (BFH v. 27. 7. 1988
I R 130/84, BStBl. II 1989, 101). Zur Zurechnung bei mißbrouchlichen Gestal-
tungen s. BFH v. 29. 10. 1997 I R 35/96, BStBl. II 1998, 235. Zur Abgrenzung
der Gloubiger- von der Vermittlerstellung s. FG Krln v. 18. 7. 2002, EFG 2002,
1457, rkr., mit Anm. Grams/Molennaar, IStR 2003, 245, und Anm. 250 „Ver-
mittler“.
Beschrgnkt Steuerpflichtiger: Aus dem Sinnzusammenhang kann dies nur der
beschr. stpfl. Vergntungsempfdnger sein. Der Wortlaut ist aber nicht eindeutig, da
auch ein beschr. stpfl. Vergntungsschuldner denkbar ist; s. Anm. 132.
Personengesellschaften/-gemeinschaften (s. auch Anm. 5): Wird die vergn-
tete Leistung durch den Zusammenschluß mehrerer natnrlicher Personen er-
bracht, ist das jeweilige Mitglied der Gesellschaft/Gemeinschaft anteilig beschr.
stpfl. (BFH v. 23. 10. 1991 I R 86/89, BStBl. II 1992, 185 [187]). Dies gilt auch,
wenn der Vertrag mit der Gruppe geschlossen wird. Ein StBescheid ist in diesen
Follen an die einzelnen Gruppenmitglieder zu richten (BFH v. 26. 7. 1995 I B
200/94, BFH/NV 1996, 311) dies kann in der Praxis zu erheblichen Problemen
fnhren (M\ssner, IWB F. 3a Rechtsprechung Gr. 1, 517 [540]).

Einstweilen frei.

E. Haftung ffr Einbehaltung und Abffhrung der Steuer
(Abs. 5 Satz 5)

Schrifttum (s. auch vor Anm. 130): Felix, Rechtsnatur der Haftung des Steuerabzugsver-
pflichteten nach § 50a Abs. 5 Satz 4 EStG, FR 1963, 356; Ebermann, Die Haftung nach
§ 50a Abs. 5 EStG und die Freistellung nach DBA, RIW 1984, 284; Friedrich, Muß der
Bnrger als Steuereinheber strenger haften als der Finanzbeamte?, BB 1984, 1114; Krabbe,
lnderungen des Steuerverfahrensrechts durch das Steuerreformgesetz 1990, DB 1988,
1719; R\ssler, Entschließungsermessen und Haftungsbescheid, DStZ 1990, 64; Mass-
baum, Die beschronkte Steuerpflicht der Knnstler und Berufssportler, Herne/Berlin 1991,
24 ff.; Giloy, Zur Drittwirkung von Steuerfestsetzungen und Haftunsbescheiden im
Steuerabzugsverfahren, BB 1993, 1410; Waterkamp, Haftungsbescheid gegen einen Veran-
stalter bei Auftritt eines auslondischen Knnstlers im Inland, FR 1994, 345; Grams, Knnst-
lerbesteuerung: Zur Bestimmtheit von Haftungs- und Steuerbescheiden, FR 1996, 620;
Schwedhelm/Binnewies, Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO im Rahmen
des Steuerabzugsverfahrens nach § 50a EStG, IStR 1998, 239.
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I. Vergftungsschuldner als Haftender

Der Schuldner der Aufsichtsrats- und sonstigen Vergntungen haftet sowohl fnr
die Einbehaltung als auch fnr die Abfnhrung der Steuer. Dies entspricht der Re-
gelung bei der LSt. (§ 42d Abs. 1) und der KapErtrSt. (§ 44 Abs. 5). Der Haf-
tende kann sich jedoch nicht entspr. § 42d Abs. 2 von der Haftung befreien.
Haftung setzt Abzugspflicht und Abzugspflicht setzt das Vorhandensein be-
schronkt stpfl. Vergntungen voraus (Akzessorietot der Haftung, § 191 Abs. 5
AO). Vergntungsschuldner ist derjenige, der zivilrechtlich zur Zahlung der Ver-
gntung an den Gloubiger verpflichtet ist; s. im einzelnen Anm. 132.

II. Ermessen bei Haftungsinanspruchnahme

Auswahlermessen (Inanspruchnahme des Haftungsschuldners oder des
Steuerschuldners): Bei auslond. Stpfl. reicht nach stRspr. der Hinweis auf die be-
schronkte StPflicht (und damit den Aufenthalt im Ausland) des Steuerschuldners
aus, um ermessensfehlerfrei den inlond. Haftungsschuldner in Anspruch zu neh-
men (BFH v. 22. 10. 1986 I R 261/82, BStBl. II 1987, 171 [174]; v. 20. 7. 1988
I R 61/85, BStBl. II 1989, 99; v. 5. 11. 1992 I R 41/92, BStBl. II 1993, 407
[411]; v. 3. 12. 1996 I B 44/96, BStBl. II 1997, 306; v. 8. 11. 2000 I B 59/00,
BFH/NV 2001, 448; ebenso FG Mnnchen v. 26. 11. 1986, EFG 1987, 250,
rkr.). Problematisch ist diese Argumentation, wenn sowohl Vergntungsschuldner
wie auch Vergntungsgloubiger beschr. Stpfl. sind (vgl. den Sachverhalt FG Mnn-
chen v. 3. 6. 1998, EFG 1998, 1266, rkr.) und damit gegennber beiden die glei-
che „Erschwernis“ zur Durchfnhrung des StAbzugs besteht. In diesen Follen
kommt eine primore Inanspruchnahme des Steuerschuldners (= Vergntungs-
gloubigers) in Betracht (Hey, RIW 1999, 236).
Die Inanspruchnahme des Abzugsverpflichteten als Haftungsschuldner ist uE
dann nicht zulossig, wenn der vorschriftsmoßige StAbzug mangels ausreichender
Barvergntung unterblieben ist (s. Anm. 116 „Sachleistungen“). In diesen Follen
hat das FA die Steuern von dem beschr. stpfl. Vergntungsgloubiger nach Abs. 5
Satz 6 Alt. 1 nachzufordern.
Zu den Fallgruppen, bei denen der Steuerschuldner in Anspruch genommen
werden kann, vgl. Abs. 5 Satz 6 (Anm. 144).
Entschließungsermessen: Nach dem Wortlaut von § 73g Satz 1 EStDV „hat“
das FA einen Haftungsbescheid zu erlassen, so daß insoweit kein Ermessen aus-
genbt werden kann (krit. zum von § 191 AO abweichenden Wortlaut Lade-
mann/Nieland, § 50 a Rn. 186 ff.). Gleichwohl hat sich das FA in Zweifelsfollen
mit der Frage auseinandersetzen, ob die Voraussetzungen fnr die Inanspruch-
nahme des Haftungsschuldners vorliegen und diese darzulegen. Ansonsten
handelt es ermessenfehlerhaft; s. FG Mnnchen v. 26. 11. 1986, EFG 1987, 250,
rkr.; FG Hamb. v. 13. 12. 1984, EFG 1985, 397, insoweit rkr. (EFG 1985, 586);
Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 77; R\ssler, DStZ 1990, 64.
Inanspruchnahme bei GbR als Vergftungsschuldner: Haftungsansprnche
krnnen gegen jeden Schuldner in voller Hrhe geltend gemacht werden (s. FG
Mnnchen v. 22. 7. 1985, EFG 1986, 76, rkr.).
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III. Einzelfragen

Kein Verschulden: Die Haftung des Vergntungsgloubigers ist verschuldensun-
abhongig (kritisch dazu: Friedrich, DB 1984, 1118).
Inanspruchnahme ffr ESt. oder KSt.: Ist der beschr. stpfl. Steuerschuldner
kstpfl., so ist die Inanspruchnahme des Haftungsschuldners fnr EStSchulden
rechtswidrig; s. BFH v. 27. 7. 1988 I R 130/84, BStBl. II 1989, 101 (fnr liechten-
steinische Anstalt); v. 27. 7. 1988 I R 87/85, BFH/NV 1989, 393 (fnr pana-
maische KapGes. mit Adreßanschrift in der Schweiz); v. 27. 7. 1988 I R 161/87,
BFH/NV 1989, 258 (fnr nach dem Recht von Hongkong bzw. Panama gegrnn-
dete KapGes.); aA BFH v. 22. 5. 1997 I B 114/96, BFH/NV 1997, 826: „Steuer
vom Ertrag“ ausreichend; FG Hamb. v. 14. 5. 1998, EFG 1998, 1413, rkr: Un-
terscheidung nach Est. u. KSt. ist „Formalismus“). Der Haftungsbescheid muß
die Steuerart erkennen lassen.
Steuersatz: Der fnr Nettovergntungsvereinbarungen geltende Abzugsteuersatz
von 25 vH statt 20 vH (vor 1. 1. 2003: 33,33 vH statt 25 vH; R 227c Abs. 2
EStR 2001) bzw. 42,85 vH statt 30 vH bei der ARSteuer (R 227c Abs. 1 EStR
2001) kann einem Haftungsbescheid nur zugrunde gelegt werden, wenn eine
ausdrnckliche entsprechende Vereinbarung vorliegt (Darlegungspflicht beim
FA); s. FG Mnnchen v. 22. 7. 1985, EFG 1986, 76, rkr.
Umfang der Haftung: Der Haftende hat nur in dem Umfang fnr die Steuer
einzustehen, in dem eine Steuerverbindlichkeit zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme noch besteht. In diesem Umfang sind Vergntungsschuldner und Ver-
gntungsgloubiger Gesamtschuldner iSd. § 44 Abs. 1 AO (Bl^mich/Wied, § 50 a
Rn. 72). Sind die Einnahmen stfrei, entfollt die Haftung (Schmidt/Heinicke
XXII. § 50a Rn. 22; s. auch Anm. 116). Ebenso, wenn der Steueranspruch
bereits vor Erlaß eines Haftungsbescheids verjohrt ist (BFH v. 11. 7. 2001 VII
R 28/99, BStBl. II 2002, 267; OFD Nnrnberg v. 15. 12. 1999, DStR 2000, 248).
Verjghrung: Ein Haftungsanspruch kann nicht mehr geltend gemacht werden,
wenn der Anspruch gegen den Steuerschuldner verjohrt ist (§ 191 Abs. 5 AO; s.
BFH v. 22. 10. 1986 I R 107/82, BStBl. II 1987, 293; v. 5. 11. 1992 I R 41/92
aaO [409]). §§ 169 ff. AO sind entsprechend anzuwenden. Die Festsetzungsfrist
beginnt nach § 191 Abs. 3 Satz 3 AO mit Ablauf desjenigen Jahres, in dem der
Haftungstatbestand (Nichteinbehaltung und Nichtabfnhrung der Steuer) ver-
wirklicht worden ist (Frotscher, § 50 a Rn. 30a). Die Anlaufhemmung des
§ 170 Abs. 2 Nr. 1 AO findet Anwendung (BFH v. 17. 4. 1996 I R 82/85,
BStBl. II, 608; v. 14. 7. 1999 I B 151/98, BFH/NV 1999, 1667; aA BMF v.
24. 4. 1997, BStBl. I, 414; dem zustimmend FG Mnnster v. 16. 3. 1999, EFG
1999, 636, rkr.; Schwedhelm/Binnewies, IStR 1998, 239; Frotscher, § 50a
Rn. 30a, da Hemmungstatbestonde personenbezogen seien; ab 1. 1. 2002 s.
§ 50d Abs. 1 Satz 7). Eine beim Vergntungsschuldner durchgefnhrte Außen-
prnfung hemmt nicht den Ablauf der Verjohrung des Steueranspruchs gegen
den auslond. Steuerschuldner (s. BFH v. 22. 10. 1986 I R 239/83, BFH/NV
1988, 70).
Haftungsbescheid (§ 73g EStDV): Das FA hat die Steuer bei dem Vergn-
tungsschuldner bzw. bei § 50a Abs. 6 bei dem entsprechenden Rechtstroger per
Haftungsbescheid anzufordern. UU kann auch ein Nachforderungsbescheid er-
lassen werden (BFH v. 13. 9. 2000 I R 61/99, BStBl. II 2001, 67; Krabbe, DB
1988, 1719; zweifelhaft, wenn bereits StAnmeldung erfolgte, FG Hamb. v.
17. 6. 1996, EFG 1997, 17, Hauptsacherledigung unter BFH I B 88/96, nv.; FG
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Mnnster v. 2. 2. 1998, EFG 1998, 823, rkr.; FG Mnnster v. 20. 9. 2000, EFG
2000, 1388, Rev. VI R 171/00; FG Dnss. v. 23. 4. 2001, EFG 2001, 1018, Rev. I
R 54/01). Bei ordnungsmoßiger Anmeldung der Steuer oder schriftlichem Aner-
kenntnis ist kein Haftungsbescheid erforderlich (§ 73g Abs. 2 EStDV).
E Bestimmtheit: Im Haftungsbescheid sind der Haftungsschuldner (Vergntungs-
schuldner), die Haftungsschuld und die AbzugSt. so genau zu bezeichnen, daß
feststeht, fnr welche Vergntung und welchen Vergntungsschuldner die Haftung
geltend gemacht wird. Hinweis nur auf § 50a Abs. 4 genngt nicht (FG Mnnchen
v. 25. 10. 1989, EFG 1990, 244, rkr.). Die Angabe des Steuerschuldners ist nicht
erforderlich, solange die Haftungsschuld in tatsochl. und rechtl. Hinsicht in an-
derer Weise ausreichend konkretisiert werden kann (BFH v. 3. 12. 1996 I B 44/
96, BStBl. II 1997, 306; v. 22. 5. 1997 I B 114/96 aaO; FG Krln v. 22. 10. 1998,
EFG 1999, 655, rkr.; aA Grams, FR 1996, 620 [622]). Haftungs- und Nachforde-
rungsbescheid sollen insoweit nicht gleich zu behandeln sein (BFH v.
3. 12. 1996 I B 44/96 aaO; Schmidt/Heinicke XXII. § 50a Rn. 22). Die Angabe
des Zeitraums, auf den sich die Steuerschuld bezieht, soll nicht erforderlich sein,
wenn dem Haftungsschuldner der Zeitraum bekannt ist (BFH v. 22. 5. 1997 I B
114/96 aaO). Mehrere Streitgegenstonde krnnen in einem Bescheid zusammen-
gefaßt werden (BFH v. 21. 6. 1989 VI R 31/86, BStBl. II, 909).
E Zustellung des Haftungsbescheids kann entfallen, wenn der Vergntungsgloubi-
ger die einbehaltene Steuer ordnungsgemoß angemeldet hat oder wenn er seine
Zahlungsverpflichtung schriftlich anerkannt hat (§ 73g Satz 2 EStDV).
E Rechtsschutz: Der Haftungsbescheid ist durch Einspruch und Klage durch Ver-
gntungsschuldner und Vergntungsgloubiger anfechtbar (Schmidt/Heinicke
XXII. § 50a Rn. 22; vgl. fnr Anfechtung nach lnderung des Bescheids BFH v.
24. 7. 1984 VII R 122/80, BStBl. II, 791; im Klageverfahren BFH v. 26. 11.
1986 I R 256/83; BFH/NV 1988, 82; bei Herabsetzung der Haftungssumme
BFH v. 6. 3. 1990 VII R 132/87, BFH/NV 1991, 7). Dies gilt grundsotzlich
auch fnr AdV (BFH v. 1. 12. 1992 I R 48/93, BFH/NV 1994, 549; FG Ba.-
Wnrtt. v. 27. 3. 1995, EFG 1995, 812, rkr.). Wegen Akzessorietot der Haftung
besteht fnr Vergntungsschuldner das Recht, alle Einwendungen geltend zu
machen, die auch der Steuerschuldner geltend machen kann einschl. der Mrg-
lichkeit, Erlaß der Steuer zu beanspruchen (Waterkamp, FR 1994, 345 [347]).
Rechtsirrtum: Handelte der Abzugsverpflichtete in einem entschuldbaren
Rechtsirrtum nber seine Abzugsverpflichtung, kann ein Haftungsbescheid nicht
erlassen werden (BFH v. 27. 7. 1988 I R 130/84, BStBl. II 1989, 89 [101 aE];
FG Mnnchen v. 25. 10. 1989, EFG 1990, 245, rkr.). Ebenso bei Unkenntnis nber
die beschronkte StPflicht FG Mnnchen v. 24. 10. 1991, EFG 1992, 276, rkr.
Freistellungsbescheinigung:
E Doppelbesteuerungsabkommen: Im Haftungsverfahren kann sich der Vergntungs-
schuldner nicht auf DBA-Rechte des Gloubigers berufen (§ 50d Abs. 1 Satz 7),
solange keine Freistellungsbescheinigung nach § 50d Abs. 2 vorliegt.
E Unilaterale Freistellung, zB nach § 50 Abs. 7: Auch hierfnr ist nach Auffassung
der FinVerw. eine entsprechende Freistellungs- bzw. Ermoßigungsbescheinigung
des zustondigen FA Voraussetzung (s. Gr^tzner, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3,
1249 [1267]). Zum Freistellungsverfahren bei auslond. Kulturvereinigungen vgl.
§ 50 Anm. 500 und Hamb. v. 1. 4. 1987, StEK § 50 Nr. 26.
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F. Inanspruchnahme des Steuerschuldners (Abs. 5 Satz 6)

Nach Satz 6 kann der Steuerschuldner (vgl. Satz 4) nur in zwei Follen in An-
spruch genommen werden:
– wenn der Vergntungsschuldner die Vergntung nicht vorschriftsmoßig geknrzt
hat (Satz 6 Nr. 1) oder

– wenn der Vergntungsschuldner die einbehaltene Steuer nicht vorschriftsmoßig
abgefnhrt hat, der Steuerschuldner dies weiß, es dem FA aber nicht unverzng-
lich mitteilt (Satz 6 Nr. 2).

Nachforderungsbescheid gegen Steuerschuldner: Die Steuer ist durch
StBescheid anzufordern (§ 73g Abs. 1 EStDV). Es gelten §§ 155 ff. AO. Ist Ver-
gntungsgloubiger eine PersGes., so ist der Bescheid an die Gesellschafter zu
richten (BFH v. 26. 7. 1995 I B 200/94, BFH/NV 1996, 311 mit Anm. Grams,
IStR 1995, 581; Grams, FR 1996, 620 [627]; aA die Vorinstanz FG Mnnchen v.
13. 10. 1994, EFG 1995, 626; aA ebenfalls Schmidt/Heinicke XXII. § 50a
Rn. 21; Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 71: an die Gesellschaft). Anfechtung mit Ein-
spruch (§ 347 Abs. 1 Nr. 1 AO) durch den Steuerschuldner. Bei Eigenveranstal-
tungen kann ein Nachforderungsbescheid erlassen werden (BMF v. 23. 1. 1996,
BStBl. I, 89 Tz. 3.1. Nach BMF v. 23. 1. 1996 aaO tritt auch bei Nachforde-
rungsbescheiden die abgeltende Wirkung des § 50 Abs. 5 Satz 1 EStG ein.
Die Nachforderung erfolgt durch StBescheid des fnr die Besteuerung des Ver-
gntungsschuldners nach dem Einkommen zustondigen FA (§ 73g iVm. 73e
Satz 1 EstDV; BFH v. 18. 5. 1994 I R 21/93, BStBl. II 1994, 697).
Die Tatbestgnde von Satz 6 Nr. 1 und 2:
E Satz 6 Nr. 1 (Vergctung durch Vergctungsschuldner nicht ordnungsgemdß gekcrzt): Die
nicht ordnungsgemoße Knrzung kann darin bestehen, daß eine zu niedrige Ver-
gntung oder ein zu niedriger Steuersatz zugrunde gelegt wird oder eine Knrzung
unterbleibt.
Auf die Kenntnis des Steuerschuldners (Vergntungsgloubigers) von der nicht
ordnungsgemoßen Knrzung kommt es nicht an.
E Satz 6 Nr. 2 (Kenntnis von Nichtabfchrung ohne Meldung an das FA): Bei Nr. 2 mns-
sen fnr die Inanspruchnahme drei Bedingungen kumulativ erfnllt sein:
– Der Vergntungsschuldner fnhrt die einbehaltene (sonst schon Nr. 1) AbzugSt.
nicht ordnungsgemoß ab.

– Der Steuerschuldner (Vergntungsgloubiger) weiß, daß keine ordnungsgemoße
Abfnhrung erfolgt.

– Der Steuerschuldner teilt dies nicht unverznglich dem FA mit.
Dem Wortlaut nach ist damit auch eine Inanspruchnahme des Vergntungsglou-
bigers mrglich, wenn der Vergntungsschuldner den StAbzug nicht vorgenom-
men hat, der Vergntungsgloubiger dies auch weiß, aber nicht er, sondern der
Vergntungsschuldner dies dem FA unverznglich mitgeteilt hat (Lademann/
Nieland, § 50 a Rn. 195).
Keine Inanspruchnahme des Steuerschuldners ist daher mrglich, wenn
– der Steuerschuldner nicht weiß, daß der Vergntungsschuldner die einbehal-
tene Steuer nicht ordnungsmoßig abfnhrt;

– der Steuerschuldner dies zwar weiß, es aber dem FA unverznglich mitteilt.
Zustondiges FA ist das FA iSv. § 73e Satz 1 EStDV (vgl. BFH v. 18. 5. 1994
I R 21/93 aaO; ebenso Lademann/Nieland, § 50 a Rn. 194).
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Inanspruchnahme des Vergftungsschuldners (Haftender) oder des Ver-
gftungsglgubigers (Steuerschuldner): vgl. Anm. 141.

Einstweilen frei.

G. Bescheinigung ffr beschrgnkt steuerpflichtige
Vergftungsglgubiger (Abs. 5 Satz 7)

I. hberblick

Mit dem JStG 1997 v. 20. 12. 1996 (BGBl. I, 2049; BStBl. I, 1523) wurde in
Abs. 5 der Satz 7 eingefngt. Danach hat der Vergntungsschuldner dem beschr.
stpfl. Vergntungsgloubiger auf Verlangen eine Bescheinigung nach amtlichem
Muster (Merkblatt des BfF v. 9. 10. 2002, BStBl. I, 904, Anlage 1) zu erteilen.
Diese Bescheinigung muß den Namen und die Anschrift des Vergntungsgloubi-
gers, die Art der Totigkeit nebst Hrhe der Vergntung in Euro, den Zahlungstag,
den Betrag der einbehaltenen und abgefnhrten Steuer nach Abs. 4 sowie das FA,
an das die Steuer abgefnhrt wurde, enthalten.
Bedeutung: § 50 Abs. 5 sieht in bestimmten Follen eine Veranlagung beschr.
stpfl. ArbN (Satz 2 Halbs. 2 Nr. 2) bzw. eine Erstattung von AbzugSt. nach
§ 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 (Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3) vor. Die im Rahmen des
§ 50a Abs. 4 einbehaltene Pauschalsteuer wird nach § 32b berncksichtigt (§ 50
Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 2 Satz 6) bzw. kann im Rahmen des Erstattungsver-
fahrens ganz oder teilweise erstattet werden (§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3).
Zweck der Neuregelung ist insbesondere die Vermeidung einer pberbesteue-
rung durch die Abgeltungswirkung des StAbzugs nach § 50a Abs. 4 iVm. § 50
Abs. 5 Satz 1. Zum Nachweis der nach § 50a Abs. 4 abgezogenen und abgefnhr-
ten Steuer hat der Vergntungsschuldner die Bescheinigung nach Abs. 5 Satz 7
seinem Antrag beizufngen. Der Inhalt wurde in Anlehnung an die fnr die Kapt-
ErtrStAnrechnung erforderliche Bescheinigung nach § 45a Abs. 2 geregelt
(BTDrucks. 13/5952, 103).
Zeitlicher Anwendungsbereich: Nach § 52 Abs. 1 Satz 1 idF JStG 1997 findet
das EStG idF des JStG 1997 erstmals ab dem VZ 1997 Anwendung. Dem ent-
spricht das BMF-Schreiben v. 19. 12. 1996, mit dem der amtl. Vordruck fnr die
StBescheinigung nach Satz 7 erstmals verrffentlicht wurde (BStBl. I 1996,
1500). Gleichwohl findet gem. § 52 Abs. 31 Satz 2 idF JStG 1997 der § 50
Abs. 5 Satz 4 Nr. 3 idF JStG 1997 (jetzt: § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3) be-
reits fnr Vergntungen Anwendung, die nach dem 31. 12. 1996 zufließen. Man
wird im Fall des Erstattungsverfahrens nach § 50 Abs. 5 Satz 4 Nr. 3 EStG 1997
deshalb entweder auf eine Bescheinigung nach Satz 7 verzichten mnssen oder
den Vordruck bereits fnr den VZ 1996 anwenden. Letzteres wnrde dem Geset-
zeswortlaut von § 50 Abs. 5 Satz 4 Nr. 3 und § 52 Abs. 31 Satz 2 idF JStG 1997
entsprechen, krnnte aber uU praktische Schwierigkeiten bereiten.

II. Erteilung der Bescheinigung

Verpflichtung des Schuldners zur Bescheinigungserteilung: Satz 7 ver-
pflichtet den Vergntungsschuldner zur Ausstellung der Bescheinigung. Die Ver-
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pflichtung besteht allerdings nur dann, wenn der Vergntungsgloubiger die Be-
scheinigung verlangt. Sie kann erst erteilt werden, wenn die Steuer abgefnhrt ist.
Bescheinigungserteilung an den Vergftungsglgubiger: Der Vergntungs-
schuldner hat die Bescheinigung dem Vergntungsgloubiger zu erteilen. Dies muß
nicht der Vergntungsgloubiger in Person sein, da beispielsweise eine PersGes. als
Vertragspartner nicht selbst Vergntungsgloubiger iSd. § 50a Abs. 4 sein kann
(BFH v. 26. 7. 1995 I B 200/94, BFH/NV 1996, 311). In diesen Follen ist die
Bescheinigung dem einzelnen Gesellschafter der PersGes. zu erteilen. Im nbri-
gen ist eine Bescheinigung dem Gloubiger auch dann erteilt, wenn sie demjeni-
gen nbergeben wird, von dem aufgrund seiner Berechtigung zum Vergntungs-
empfang angenommen werden kann, daß er auch zur Empfangnahme der
Bescheinigung fnr den Gloubiger berechtigt ist.
Name und Anschrift des beschrgnkt steuerpflichtigen Glgubigers (Satz 7
Nr. 1): Name und Anschrift des Gloubigers sollen diesen einwandfrei als Emp-
fonger identifizieren. Sind sie unrichtig angegeben, ist eine berichtigte Bescheini-
gung auszustellen. Entgegen der Regelung in § 45a Abs. 6 fnr den KapErtrSt-
Abzug entholt Satz 7 keine eigene Berichtigungsregelung. Man wird deshalb
nicht verlangen krnnen, daß nur bei Rnckgabe der Originalbescheinigung die
berichtigte Bescheinigung erteilt werden darf. Das Gesetz entholt keinen Ver-
weis auf § 45a. Darnber hinaus wird dieses im Rahmen der beschr. StPflicht
auch vielfach aus praktischen Grnnden nicht mrglich sein.
Tgtigkeitsart und Vergftungshjhe (Satz 7 Nr. 2): Die Bescheinigung muß
die Art der Totigkeit enthalten, fnr die die Vergntung gezahlt wurde. Eine
Beschreibung der der Vergntung zugrundeliegenden Totigkeit ist ausreichend.
Alternativ kann auch die Bezeichnung der Totigkeit im Gesetz angegeben
werden. Die Vergntung selbst ist mit dem der Besteuerung unterliegenden
Bruttobetrag in Euro anzugeben. Der amtliche Vordruck (Merkblatt des BfF v.
9. 10. 2002, BStBl. I 2002, 904, Anlage 1) verlangt darnber hinaus die Angabe
des Zeitraums der Totigkeit, ohne daß dies durch Satz 7 vorgesehen ist.
Zahlungstag (Satz 7 Nr. 3): Anzugeben ist der tatsochliche Zahlungstag der
Barzahlung oder pberweisung.
Einbehaltener und abgeffhrter Steuerbetrag (Satz 7 Nr. 4): Der einbehal-
tene und abgefnhrte Steuerbetrag ist entsprechend dem im Abzugsverfahren tat-
sochlich einbehaltenen und abgefnhrten Betrag anzugeben. Als Steuerbetrag ist
hier auch der Solidaritotszuschlag zu nennen, fnr den der amtliche Vordruck ein
eigenes Feld entholt. Darnber hinaus ist das Kalenderquartal zu benennen, fnr
das der StAbzug angemeldet wurde.
Bezeichnung des Abffhrungsfinanzamts (Satz 7 Nr. 5): Das FA, an das der
Vergntungsschuldner nach Satz 3 die einbehaltene Steuer (einschl. des Solidari-
totszuschlags) abgefnhrt hat, ist anzugeben. Die Angabe umfaßt die Steuernum-
mer des Vergntungsschuldners.

Einstweilen frei.
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Erlguterungen zu Abs. 6:
Modifiziertes Einbehaltsverfahren, wenn bestimmte

Vergftungen iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
an einen Beauftragten geleistet werden

A. Ermgchtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung

I. Abs. 6 als Ermgchtigungsgrundlage

Abs. 6 ermochtigt zum Erlaß einer RechtsVO, nach der bei Vergntungen fnr Ur-
heberrechte iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3, die nicht direkt an den beschr. stpfl. Gloubi-
ger, sondern an einen von ihm Beauftragten geleistet werden, dieser Beauftragte
anstelle des Schuldners die Steuer einzubehalten und abzufnhren hat und auch
dafnr haftet. Diese Ermochtigung wurde durch § 73 f EStDV ausgefnllt. Danach
braucht der Schuldner dann den StAbzug nicht vorzunehmen, wenn er die Ver-
gntungen aufgrund eines pbereinkommens statt an den beschr. stpfl. Gloubiger
an die Gesellschaft fnr musikalische Auffnhrungsrechte (Gema) abfnhrt. Bei an-
deren Beauftragten mnssen die obersten Finanzbehrrden der Londer mit Zu-
stimmung des BMF einwilligen, daß sie an die Stelle des Vergntungsschuldners
treten. Der Wortlaut der Norm entholt keine Beschronkung auf im Inland ansos-
sige Beauftragte, so daß auch auslond. Verwertungsgesellschaften Beauftragte
sein krnnen (vgl. BMF v. 7. 5. 2002, BStBl. I, 521 Tz. 5; aA Lademann/Nieland,
§ 50a Rn. 202, der nur im Inland ansossige Rechtstroger erfassen will).

II. Ausffllung der Ermgchtigung durch § 73 f EStDV

Aufgrund der Ermochtigung in Abs. 6 wurde mit § 73 f EStDV eine ent-
sprechende RechtsVO geschaffen.
Beauftragter: § 73 f Satz 1 EStDV bestimmt jedoch nicht in allgemeiner Form,
wer Beauftragter iSv. Abs. 6 sein kann. Vielmehr legt er fest, daß die Gesellschaft
fcr musikalische Auffchrungsrechte (Gema, Bayreuther Str. 37, 10787 Berlin; Rosen-
heimer Str. 11, 81667 Mnnchen; www. gema. de) oder andere Rechtstroger Be-
auftragte sind. Andere Rechtstroger krnnen aber nur mit Einwilligung der ober-
sten Finanzbehrrden der Londer mit Zustimmung des BMF an die Stelle des
Schuldners treten. Solche Einwilligungen liegen vor fnr:
– Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten mbH (GVL), Heimhuder
Straße 5, 20148, Hamburg, www. gvl. de; s. FinMin. NRW v. 22. 7. 1988,
StEK EStG § 50a Nr. 57 = DB 1988, 1774;

– Verwertungsgesellschaft Bild-Kunst rechtsfdhiger Verein, Weberstraße 61, 53113
Bonn, www. vgbildkunst. de; s. BMF v. 18. 4. 1974, BStBl. I, 360;

– Verwertungsgesellschaft Wort, Goethestraße 49, 80336 Mnnchen, www.vgwort.
de; FinMin. Bayern v. 17. 11. 1986, StEK EStG § 50a Nr. 52 = DB 1986,
2574.

Verfahren: Der als Beauftragter handelnde Rechtstroger hat den StAbzug vor-
zunehmen. Fnr ihn gelten Abs. 5 und §§ 73d und 73e EStDV entsprechend
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(§ 73 f Satz 2 EStDV). Auch § 50d ist anwendbar (FinMin. NRW v. 22. 7. 1988
aaO).

B. Der Abzugstatbestand des Abs. 6

I. An Beauftragte geleistete Vergftungen ffr Urheberrechte

1. Vergftungen ffr die Nutzung oder das Recht auf Nutzung von
Urheberrechten (Abs. 4 Satz 1 Nr. 3)

Das besondere Verfahren nach Abs. 6 gilt nur fnr einen Teil der Vergntungen,
die der AbzugSt. nach § 50a Abs. 4 unterliegen.
Zur Abgrenzung der Vergntungen fnr Urheberrechte vgl. im einzelnen
Anm. 99.

2. Nicht unmittelbar an den Glgubiger, sondern an einen Beauftragten
geleistete Vergftungen

Glgubiger: Es muß sich um einen beschr. stpfl. Gloubiger handeln, da sonst
§ 50a nicht anzuwenden ist. Der Gloubiger bleibt Steuerschuldner (§ 73 f Satz 1
EStDV).
Leisten an einen Beauftragten:
E Beauftragter : Von der FinVerw. werden nur bestimmte Rechtstroger als Beauf-
tragte iSv. Abs. 6 anerkannt; vgl. Anm. 161. Zur Abgrenzung des Handelns als
Schuldner oder als Beauftragter vgl. FG Hamburg v. 19. 1. 1981, EFG 1981,
513, bestot. durch BFH v. 23. 1. 1985 I R 53/81, BStBl. II, 566.
E ebereinkommen: Die Leistung des Schuldners an den Beauftragten muß nach
§ 73 f Satz 1 EStDV aufgrund eines pbereinkommens erfolgen.

II. Einbehalt und Abffhrung der Steuer durch den Beauftragten

An Stelle des Schuldners: Der Beauftragte tritt hinsichtlich Einbehalt, Abfnh-
rung und Haftung fnr die AbzugSt. an die Stelle des Vergntungsschuldners
(Abs. 6 aE; s. auch BMF v. 7. 5. 2002, BStBl. I, 521 Tz. 5).
Einbehalt: Von den Vergntungen an den (beschronkt stpfl.) Gloubiger hat der
Beauftragte die AbzugSt. nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 einzubehalten. Fnr den Be-
auftragten gelten Abs. 5 Satz 1 und 2 und die Aufzeichnungspflichten des § 72d
EStDV entsprechend (§ 73 f Satz 2 EStDV).
Der Einbehalt ist von den Betrogen vorzunehmen, die aufgrund des
Verteilungsplans an den beschr. Stpfl. zu zahlen sind; es kommt nicht darauf an,
auf welchen Autor die einzelnen Lizenzgebnhren entfallen (BFH v. 24. 6. 1964
I 166/61 U, BStBl. II, 544).
Abffhrung ist durch den Beauftragten entsprechend Abs. 5 Satz 3, 73e EStDV
zu veranlassen (§ 73 f Satz 2 EStDV).
Haftung: Der Beauftragte haftet fnr Einbehalt und Abfnhrung der Abzugsteuer
entsprechend Abs. 5 Satz 5 (§ 73 f Satz 2 EStDV).
Doppelbesteuerungsabkommen: Gem. FinMin. NRW v. 22. 7. 1988 (StEK
EStG § 50a Nr. 57 = DB 1988, 1774) darf der Beauftragte den StAbzug nur
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unterlassen bzw. nach einem niedrigeren Satz vornehmen, wenn eine entspre-
chende Bescheinigung des BfF vorliegt (§ 50d).

Einstweilen frei.

Erlguterungen zu Abs. 7 aF:
Steuerabzug ffr Vergftungen an auslgndische

Werkvertragsunternehmer

Verwaltungsanweisungen: BMF v. 31. 5. 1999, BStBl. I, 491; v. 11. 8. 1999, BStBl. I,
728; OFD Rostock v. 23. 8. 1999, FR 1999, 1150.
Schrifttum: Birk/Kulosa, Verfassungsrechtliche Aspekte des Steuerentlastungsgesetzes
1999/2000/2002, FR 1999, 433; Dautzenberg, Internationale Aspekte des Steuerentla-
stungsgesetzes, StuB 1999, 184; Grotherr, International relevante lnderungen durch das
Steuerbereinigungsgesetz, IWB F. 3 Gr. 3, 1291; Gr^tzner, Das Steuerabzugsverfahren
nach § 50a EStG unter Berncksichtigung von DBA-Vergnnstigungen, IWB F. 3 Deutsch-
land Gr. 3, 1249; Handzik, Steuerabzug gegennber dem auslondischen Vergntungsgloubi-
ger nach § 50a Abs. 7 EStG, NWB F. 3, 10785; Hey/Lieber, Steuerabzugspflicht bei Zah-
lungen an auslondische Werkvertragsunternehmen, IWB F. 3 Gr. 3, 1211; Hoffmann,
Praxishinweise zur neuen Abzugssteuer fnr auslondische Werkvertragsunternehmer, DStR
1999, 1061; Horsch/Oberhauser, Wirtschaftliche Folgen des Steuerabzugs bei auslondi-
schen Nachunternehmern, BB 1999, 1173; Korn/Strahl, Steuerentlastungsgesetz 1999/
2000/2002: pbersicht und erste Beratungserkenntnisse, KtSDI 1999, 11964; Kroppen/
Schreiber, International relevante Aspekte des Steuerentlastungsgesetzes, IWB F. 3 Gr. 3,
1227; Kumpf/Roth, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: Einschneidende neue Ein-
behaltspflichten bei Zahlungen an Steuerauslonder (§ 50a Abs. 7 und Abs. 8 EStG), DB
1999, 815; dies., Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: lnderungen fnr Steuerauslon-
der, DB 1999, 1132; dies., Einfnhrungserlass zu § 50a Abs. 7 EStG, DB 1999, 1289;
Letzsch, Die neue Abzugsbesteuerung gemoß § 50a Abs. 7 EStG, BB 1999, 1515; L^dik-
ke, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: lnderungen bei beschronkt Steuerpflichti-
gen, IStR 1999, 193; Schauhoff, § 50 a Abs. 7 EStG oder Happy End beim Trauerspiel,
IStR 1999, 499; Stapperfend, Der neue Steuerabzug gegennber auslondischen Werkunter-
nehmern aus europarechtlicher und verfassungsrechtlicher Sicht, FR 1999, 742; Stickan/
Schwenker, Anwendungsprobleme bei der neuen Abzugsbesteuerung von Vergntungen
fnr Werkleistungen auslondischer Unternehmen, FR 1999, 733; Th\mmes/Scheipers, Aus-
gewohlte Fragen zum Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: Internationales Steuer-
recht, DStR 1999, 609; de Weerth, Neues zum aufgehobenen § 50a Abs. 7 EStG: Erstat-
tung der Abzugssteuer, IStR 2000, 210.

Einffhrung des Steuerabzugsverfahrens: Mit dem durch das StEntlG 1999/
2000/2002 v. 24. 3. 1999 (s. Anm. 2) eingefngten Abs. 7 wurde eine unbedingte
gesetzliche Verpflichtung des Vergntungsschuldners zum StAbzug iHv. 25 vH
fnr ab dem 1. 4. 1999 gezahlte Vergntungen an auslond. Werkvertragsunterneh-
mer fnr die Herstellung eines Werkes eingefngt, sofern nicht bereits nach ande-
ren Vorschriften ein StAbzug vorzunehmen war. Mit dieser Regelung sollten vor
allem auslond. Unternehmen des Bausektors erfaßt werden, die auf deutschen
Baustellen totig waren. Der Vergntungsschuldner durfte vom StAbzug nur ab-
sehen, wenn eine entsprechende Bescheinigung des fnr den Gloubiger zustondi-
gen FA oder des BfF (bei StBefreiung oder -ermoßigung nach einem DBA) im
vorhinein vorlag. Der StAbzug hatte keine abgeltende Wirkung (Abs. 7 Satz 5
aF).
Aufhebung des Steuerabzugsverfahrens: Durch das StBereinG 1999 v.
22. 12. 1999 (s. Anm. 2) wurde Abs. 7 aF rnckwirkend wieder aufgehoben. Be-
reits im Vorgriff auf diese beabsichtigte rnckwirkende Abschaffung der Neu-
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regelung ordnete das BMF mit Schreiben vom 3. 8. 1999 (BStBl. I, 728) an, von
der Erhebung des StAbzugs mit sofortiger Wirkung abzusehen und bereits ab-
gefnhrte Steuer zu erstatten, soweit die Voraussetzungen fnr eine Freistellung
vom StAbzug oder fnr die Erstattung der Steuer erfnllt sind. Die Abschaffung
des StAbzugsverfahrens war die Folge erheblicher Kritik sowohl in der inlond.
Wirtschaft wie auch in den Nachbarstaaten im Hinblick auf die Hrhe des StAb-
zugs (25 vH unterstellt einen Reingewinn in Hrhe von 50 vH), den Umfang der
umfaßten Leistungen und die Praktikabilitot der Umsetzung. Die EU-Kommis-
sion hatte zuvor beschlossen, der Bundesrepublik ein Fristsetzungsschreiben
(Art. 226 EG-Vertrag) zu nbermitteln (s. BB 1999, 1640).
Schadensersatzanspruch wegen Einffhrung des Abs. 7 aF? Umstritten ist,
ob wegen der durch die Einfnhrung des Abs. 7 aF verursachten Kosten oder Li-
quiditotsnachteile Schadensersatzansprnche wegen legislativen Unrechts gegen
die rffentliche Hand entstanden sind. In der Literatur ist dies umstritten. Unter
Hinweis auf das genannte Vertragsverletzungsverfahren der EU-Kommission (s.
Anm. 166) wird ein Schadensersatzanspruch von de Weerth bejaht (IStR 2000,
210). Demgegennber sieht Schauhoff (IStR 1999, 499 [501]) den Tatbestand
des legislativen Unrechts noch nicht als erfnllt an.

Einstweilen frei.

Erlguterungen zu Abs. 7 nF:
Steuerabzug durch Anordnung des Finanzamts

Schrifttum: Streck, Die Anordnung eines Steuerabzugs fnr beschr. Stpfl. nach § 50a
Abs. 7 des EStG, BB 1984, 846; M^ller, Zweifelsfragen bei der Anordnung des Steuerab-
zugs gemoß § 50a Abs. 7 EStG, DB 1984, 2221; Unterbusch, Zur Frage der Rnckwirkung
des § 50a Abs. 7 EStG, DB 1985, 302; Gr^tzner, Steuerabzugs- und Freistellungsverfah-
ren bei beschronkt Steuerpflichtigen, IWB F. 3 Gr. 3, 769 (1985); Delcker, Der Sicherstel-
lungsbescheid nach § 50a Abs. 7 EStG bei beschr. Stpfl., RIW 1985, 472; Delcker, Si-
cherstellung von Einkommen- und Lohnsteuer beschronkt Steuerpflichtiger, RIW 1990,
744; Lieven, Auslondische Werkvertragsunternehmen und der Steuerabzug nach § 50a
Abs. 7 EStG, IStR 1996, 153; Kumpf/Roth, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002:
Einschneidende neue Einbehaltspflichten bei Zahlungen an Steuerauslonder (§ 50a Abs. 7
und Abs. 8 EStG), DB 1999, 815; Dies., Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: lnde-
rungen fnr Steuerauslonder, DB 1999, 1132; Gr^tzner, Steuerabzug nach § 50a EStG, in
Becker/H\ppner/Grotherr/Kroppen, DBA, Anhang (2002).
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 21. 5. 2002, BStBl. I, 710.

A. Allgemeine Erlguterungen zu Abs. 7

I. hberblick zu Abs. 7

Abs. 7 regelt keinen gesetzlichen StAbzug, sondern entholt lediglich eine Anord-
nungsermochtigung. Hieraus ergeben sich Probleme hinsichtlich seiner Rechts-
natur (s. Anm. 182).
Der StAbzug hat ausschließlich den Zweck, Steueransprnche gegennber beschr.
Stpfl. sicherzustellen (Anm. 194). Hieraus erklort sich der vorloufige Charakter
dieser Maßnahme, die weder Abgeltungswirkung entfaltet, noch den Ausschluß
von Steueranrechnungen gegennber dem Steuerschuldner bewirkt (Anm. 210).
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Der StAbzug hat auf Anordnung des FA durch den Vergntungsschuldner auf
Rechnung des Vergntungsgloubigers zu erfolgen. Letzterer bleibt dabei der Steu-
erschuldner. Der Wortlaut wurde insoweit ab dem VZ 1996 klargestellt.
Der auf den StAbzug anzuwendende Steuersatz ist seit dem JStG 1996 (s.
Anm. 181) mit im Regelfall 25 vH festgelegt, wohrend zuvor das FA die Hrhe
unter Berncksichtigung der voraussichtlich auf die abzugspfl. Einnahmen entfal-
lenden Steuer festlegen konnte (s. Anm. 206).
Ab dem VZ 1996 ist das Verfahren durch den zunochst teilweisen und ab VZ
2000 vollstondigen Verweis auf Abs. 5 gesetzlich geregelt (s. Anm. 208). Die zu-
vor bestehenden Unklarheiten verfahrensrechtlicher Art sind damit weitestge-
hend beseitigt. Die Norm entholt eine Sanktionsmrglichkeit fnr das FA. Die
Haftung des Vergntungsschuldners ist nunmehr in Abs. 7 Satz 3 nber den Ver-
weis auf Abs. 5 geregelt (s. Anm. 208).

II. Rechtsentwicklung des Abs. 7

Vierte VO des Reichsprgsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Fi-
nanzen und zum Schutze des inneren Friedens v. 8. 12. 1931 (RGBl. I,
699): Hierdurch wurde § 88a in das EStG 1925 eingefngt. Die Vorschrift ent-
hielt zum einen die Ermochtigung des Reichsministers der Finanzen, bei beschr.
stpfl. Einknnften die ESt. im Wege des StAbzugs anzuordnen; zum anderen
wurde die Festsetzung des Steuersatzes nach „Lage des einzelnen Falles“ den
Fl anheimgestellt.
EStG 1934 v. 16. 10. 1934 (RGBl. I, 1005; RStBl. 1261): Der StAbzug bei
beschr. stpfl. Einknnften wurde in § 50 Abs. 6 aufgenommen. Die Norm stellt
den StAbzug dem Grunde und der Hrhe nach in das Ermessen des FA. Erst-
mals wurde die Sicherstellung des Steueranspruchs als Normzweck und als Vor-
aussetzung des StAbzugs genannt.
StdndG v. 18. 7. 1958 (BGBl. I, 473; BStBl. I, 412): Der bisherige § 50 Abs. 6
wurde unverondert nach § 50a als Abs. 7 nbernommen.
JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (BGBl. I, 1250; BStBl. I, 438): In Abs. 7 wurde Satz 1
dergestalt neu gefaßt, daß das FA den StAbzug zur Sicherstellung des Steueran-
spruchs anordnen kann. Der Gloubiger hat die Mrglichkeit, den im geonderten
Satz 2 festgelegten Standardsatz von 25 vH der gesamten Einnahmen durch
Nachweis einer geringeren tatsochlichen Steuer zu vermindern. Abs. 5 Sotze 1–5
finden Anwendung mit der Folge der Haftungsmrglichkeit des Vergntungs-
schuldners. Die Abgeltungswirkung des § 50 Abs. 5 Satz 1 wird durch den neuen
Satz 4 ausdrncklich ausgeschlossen.
JStG 1997 v. 20. 12. 1996 (BGBl. I, 2049; BStBl. I, 1523): In Satz 3 wird nun-
mehr nicht mehr auf Abs. 5 Satz 3 Bezug genommen. Dadurch spricht die Ab-
zugsanordnung das fnr den beschr. Stpfl. rrtlich zustondige FA aus.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): Durch
Einfngung eines neuen Abs. 7 wurde der bisherige Abs. 7 mit kleinen lnderun-
gen Abs. 8. Gleichzeitig wurde ab 1. 4. 1999 das FA des Vergntungsschuldners
durch lnderung von Satz 1 und 3 das fnr den StAbzug iSd. Abs. 8 zustondige
FA.
StBereinG 1999 v. 22. 12. 1999 (BGBl. I, 2601; BStBl. I 2000, 13): Durch rnck-
wirkende Aufhebung des durch das StEntlG 1999/2000/2002 eingefngten
Abs. 7 wurde Abs. 8 – ebenso wie vor diesem Gesetz – wieder zu Abs. 7 und
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gleichzeitig geondert. Ab VZ 2000 ist das FA des Vergntungsgloubigers nach
Abs. 7 Satz 1 nunmehr wieder fnr die Anordnung des StAbzugs zustondig. In
§ 73e EStDV wurde Satz 6 hinzugefngt.
StdndG 2001 v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3794; BStBl. I 2002, 4): Satz 3 bestimmt
jetzt, daß die vom Vergntungsschuldner einzubehaltende Steuer an das fnr die
Besteuerung des beschr. stpfl. Vergntungsgloubigers zustondige FA abzufnhren
und bei diesem auch anzumelden ist. Eine entsprechende Ergonzung des § 73e
Satz 6 EStDV erfolgte ebenfalls.

III. Bedeutung des Abs. 7

1. Rechtsnatur
Der StAbzug nach Abs. 7 ist kein gesetzlicher StAbzug, denn das Gesetz ordnet
den StAbzug nicht selbst an, sondern ermochtigt das FA, ihn nach pflichtgemo-
ßem Ermessen anzuordnen. Es gilt § 5 AO (vgl. BFH v. 26. 8. 1954 IV 341/53
U, BStBl. III 1955, 63; Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 85; Frotscher, § 50 a Rn. 37;
Streck, BB 1984, 846 [848]; Delcker, RIW 1985, 472 [475]).
Aus der fehlenden gesetzlichen Bestimmung des Sicherstellungsabzugs (Del-
cker, RIW 1985, 472 [475]) ergibt sich sein vorloufiger Charakter. Insoweit weist
er lhnlichkeit mit der Steuervorauszahlung nach § 37 auf (vgl. BFH v.
26. 8. 1954 IV 341/53 U aaO; FG Berlin v. 27. 1. 1967, EFG 1967, 513 [514]).
Soweit der BFH und ihm folgend das nberwiegende Schrifttum aus dieser lhn-
lichkeit allerdings weitergehende Folgerungen insbes. fnr die rnckwirkende An-
ordnung des StAbzugs zieht (vgl. Anm. 200), kann dem nicht gefolgt werden
(wie hier Frotscher, § 50 a Rn. 34; Unterbusch, DB 1985, 302 [304]). Vielmehr
bestehen erhebliche Unterschiede zwischen Vorauszahlungen und dem Sicher-
stellungsabzug nach Abs. 7, die wie folgt zum Ausdruck kommen:
p Unterschiedliche Zwecksetzung (s. Unterbusch, DB 1985, 302 [304]): Zweck der

Festsetzung von Vorauszahlungen ist es, in steuertechnischer Sicht, eine ra-
sche Anpassung an geonderte Verholtnisse zu ermrglichen (s. BFH v.
27. 9. 1976 VIII B 69/75, BStBl. II 1977, 33), in wirtschaftspolitischer Sicht,
stabilisierend zu wirken (so die Begr. zu § 35 Abs. 2 Satz 3 idF des StabG v.
8. 6. 1967, BTDrucks. V/1890, 17 f.) und in verfassungsrechtlicher Sicht, die
zeitliche Diskrepanz zwischen Entstehung der Steuerschuld und Entrichtung
der Steuer zu vermindern und damit zur Gleichmoßigkeit der Besteuerung
beizutragen (s. zur Bedeutung der Vorauszahlungen auch § 37 Anm. 12 f.).
Demgegennber dient der StAbzug aufgrund der Anordnung des FA gem.
Abs. 7 der Sicherstellung des Steueranspruchs (BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/
98, BFH/NV 1999, 1314 [1315]) und damit der ordnungsgemoßen Heranzie-
hung der beschr. Stpfl. (s. Begrnndung zu § 50 Abs. 6 EStG 1934, RStBl.
1935, 60).

p Unterschiedliche Anwendungshdufigkeit: Wohrend die Festsetzung von Vorauszah-
lungen aufgrund ihrer allgemeinen Zwecksetzung Regelcharakter hat, kommt
dem Sicherstellungsabzug Ausnahmecharakter zu (s. Unterbusch, DB 1985,
302 [305]). Der Ausnahmecharakter des Sicherstellungsabzugs kam in den
EStR 1934 (D. 5, abgedr. bei Streck, BB 1984, 846) dadurch zum Ausdruck,
daß dort bestimmt war, daß „von dieser Vorschrift nur in Einzelfollen Ge-
brauch zu machen“ ist.
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p Unterschiedliche Erhebung: Vorauszahlungen werden immer vom Stpfl. selbst er-
hoben und sind weder zeitlich noch dem Grunde nach an Geldzuflnsse, son-
dern ausschließlich an voraussichtliche Einkunftsverwirklichung gebunden.
Diese kann auch ohne Geldzufluß zB im Rahmen einer Entnahme aus dem
Betriebsvermrgen geschehen.
Der Sicherstellungsabzug dagegen richtet sich an einen Dritten und ist aus-
schließlich an Geldzuflnsse von Seiten des Dritten gebunden (s. Frotscher,
§ 50 a Rn. 34).

2. Rechtliche und verfassungsrechtliche Bedeutung des Steuerabzugs
Rechtlich: Die Bedeutung des StAbzugs nach Abs. 7 liegt in der Mrglichkeit,
zur Sicherstellung einer ordnungsgemoßen Besteuerung auf das Vermrgen eines
beschr. Stpfl. zuzugreifen, bevor es in seinen tatsochlichen Herrschaftsbereich
gelangt und durch Verbringung in das Ausland dem Zugriff des deutschen Fis-
kus endgnltig entzogen ist (vgl. BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/98, BFH/NV 1999,
1314 [1315]; s. auch Unterbusch, DB 1985, 302 [305]).
Verfassungsrechtlich: Vereinzelt sind verfassungsrechtliche Bedenken gegen
den Sicherstellungsabzug nach Abs. 7 erhoben worden (s Streck, BB 1984, 846
[849]). Diese Bedenken richten sich gegen die gesetzliche Ermochtigung des FA
zur Anordnung des StAbzugs nach eigenem Ermessen. Hierin wird ein Verstoß
gegen das Gebot der Gesetz- und Tatbestandsmoßigkeit gesehen (so Streck
aaO, unter Berufung auf Tipke, Steuerrecht, 9. Auflage 1983, 41 f., 43). UE sind
verfassungsrechtliche Bedenken gegen Abs. 7 sowohl in der Fassung vor VZ
1996 und erst Recht in der nunmehr geltenden Fassung unbegrnndet (ebenso
fnr Fassung vor VZ 1996 Delcker, RIW 1985, 473 [481 f.]). Mit der Anordnung
des Sicherstellungsabzugs nbt das FA lediglich hinsichtlich des Zeitpunkts der
Steuerzahlung ein Ermessen aus, nicht hinsichtlich der Begrnndung bzw. der
Hrhe der Steuerschuld. Diese entsteht von Gesetzes wegen und in gesetzlich
bestimmter Hrhe, nicht aufgrund der Anordnung des FA. Eine gewisse Unbe-
stimmtheit enthielt die Anordnungsermochtigung des Abs. 7 hinsichtlich des
Zeitpunkts der Leistungspflicht vor dem VZ 1996, als der Verweis auf Abs. 5
noch nicht enthalten war. Allerdings war diese Unbestimmtheit ihrerseits be-
grenzt auf das am Normzweck auszurichtende pflichtgemoße Ermessen des FA.
Damit war sie auf einen auch im Steuerrecht zulossigerweise verwendbaren (vgl.
BVerfG v. 19. 4. 1978 2 BvL 2/75, BStBl. II, 548 [551 ff.]) unbestimmten
Rechtsbegriff „zur Sicherstellung des Steueranspruchs zweckmoßig“ zurnckge-
fnhrt. Zusotzlich ist zu berncksichtigen, daß die Anordnungsermochtigung des
Abs. 7 Ausnahmecharakter hat und ihre Rechtfertigung letztlich in dem rechts-
staatlichen Gebot der allgemeinen und gleichmoßigen Durchsetzung des Steuer-
anspruchs auch gegennber beschr. Stpfl. hat, die sich aufgrund ihrer Exterrito-
rialitot leichter dem Zugriff der FinVerw. entziehen krnnen als unbeschr. Stpfl.
Dies rechtfertigt uE die in Abs. 7 auch vor dem VZ 1996 gegebenen Ermes-
sensspielroume bei der Durchfnhrung der Besteuerung.

3. Bedeutung in der Steuerpraxis
In der stl. Praxis scheint die Anordnung des StAbzugs durch das FA erst Mitte
der achtziger Jahre eine zunehmende Rolle zu spielen (s. Streck, BB 1984, 846;
M^ller, DB 1984, 2221; Delcker, RIW 1985, 472; Ders., RIW 1990, 744 f.).
Fnr beschr. stpfl. Artisten enthielt Abschn. 227b EStR 1984 eine allgemeine An-
ordnung des StAbzugs nach Abs. 7. Hierbei war die Steuerhrhe idR mit 15 vH
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der Einnahmen festzusetzen (zur rechtlichen Problematik einer allgemeinen An-
ordnung vgl. Anm. 199). Nach Inkrafttreten des StBereinG 1985 ist
Abschn. 227b idF der EStR 1984 nicht mehr anzuwenden und demzufolge seit
1987 in den EStR nicht mehr enthalten.

IV. Verhgltnis zu anderen Vorschriften

1. Verhgltnis zu anderen Vorschriften fber den Steuerabzug
Der StAbzug auf Anordnung des FA nach Abs. 7 hat im Verholtnis zum gesetz-
lichen StAbzug (LSt., KapErtrSt., Bauabzugsteuer, StAbzug nach Abs. 1 bzw. 4)
subsidioren Charakter. Dies bedeutet, daß fnr bereits dem StAbzug unterliegen-
de Einnahmen der StAbzug nach Abs. 7 nicht zusotzlich angeordnet werden
kann (fnr Bauabzugsteuer s. § 48 Abs. 4 Nr. 2 bzw. § 48b Abs. 5: StAbzug nach
§ 50a Abs. 7 unterbleibt, wenn die Bauabzugsteuer angemeldet und abgefnhrt
wurde bzw. eine Freistellungsbescheinigung vorliegt). Auch ist es nicht zulossig,
den StAbzug nach Abs. 7 anstatt eines anderen StAbzugs anzuordnen. Denn
wohrend es sich bei dem StAbzug nach Abs. 7 um eine bloße Anordnungser-
mochtigung handelt, haben alle anderen Formen des StAbzugs hinsichtlich ihrer
Anwendbarkeit zwingenden Charakter. Umgekehrt schließt dies aber nicht aus,
daß in Follen, in denen ein gesetzlicher StAbzug nicht vorgesehen ist, beispiels-
weise im Rahmen der Bauabzugsteuer bei Vermietung von nicht mehr als zwei
Wohnungen (§ 48 Abs. 1 Satz 2), eine Sicherungsanordnung ergehen kann.

2. Verhgltnis zu Steuervorauszahlungen
Der StAbzug nach Abs. 7 weist hinsichtlich seines vorloufigen Charakters lhn-
lichkeit mit der Steuervorauszahlung auf. Allerdings bestehen auch erhebliche
Unterschiede zwischen beiden Instrumenten (vgl. Anm. 182).
Der StAbzug kann neben, nicht jedoch anstelle von Steuervorauszahlungen an-
geordnet werden, wenn der Steueranspruch anderenfalls gefohrdet wore. § 37
hat insoweit zwingenden Charakter.
Ein infolge des Nachholverbots (s. Anm. 200) nicht mehr im Rahmen einer Ab-
zugsanordnung abziehbarer Steuerbetrag kann gleichwohl im Rahmen einer
nachtroglichen Steuervorauszahlung gem. § 37 Abs. 3 Satz 3 vom beschr. stpfl.
Vergntungsgloubiger erhoben werden.

3. Verhgltnis zu § 50 Abs. 5
Nach § 50 Abs. 5 Satz 1 hat der StAbzug nach § 50a bei beschr. Stpfl. grund-
sotzlich abgeltende Wirkung (zu den Ausnahmen s. § 50 Abs. 5 Satz 2). Dies gilt
fnr den vom FA nach Abs. 7 angeordneten StAbzug gem. Satz 4 ausdrncklich
nicht (s. Anm. 210).
Dies galt auch vor Ergonzung des Abs. 7 um den Satz 4 durch das JStG 1996 ab
dem VZ 1996, da der StAbzug ausschließlich Sicherungscharakter hat. Er kann
auch die Steuer nicht endgnltig festsetzen, da er selbst nicht gesetzlich normiert,
sondern in das Ermessen des FA gestellt ist (so auch BFH v. 26. 8. 1954 IV
341/53 U, BStBl. III 1955, 63, sowie das ganz nberwiegende Schrifttum:
Streck, BB 1984, 846 [847]; M^ller, DB 1984, 2221; Delcker, RIW 1985, 472
[474]; aA lediglich Klein/Flockermann/K^hr, EStG, 3. Aufl. 1981, § 50a
Rn. 28a).
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4. Verhgltnis zu §§ 2, 5 AStG
Der StAbzug nach Abs. 7 kann auch fnr Einknnfte angeordnet werden, die der
erweiterten beschr. StPflicht nach §§ 2, 5 AStG unterliegen. Dies ergibt sich dar-
aus, daß der StAbzug fnr alle beschr. stpfl. Einknnfte angeordnet werden kann,
soweit diese nicht bereits dem StAbzug unterlegen haben. Zwar wird der Kreis
der beschr. stpfl. Einknnfte in erster Linie durch § 49 bestimmt, jedoch erfohrt
diese Vorschrift eine sachliche Erweiterung durch §§ 2, 5 AStG (glA Delcker,
RIW 1985, 472 [475] mit eingehender Begrnndung).

5. Verhgltnis zu Doppelbesteuerungsabkommen
Die DBA verwehren grundsotzlich die Anordnung des Sicherungsabzugs nicht.
Dies gilt jedenfalls dann, wenn das deutsche Besteuerungsrecht durch das DBA
nicht eingeschronkt ist. Im nbrigen sind zwei Folle zu unterscheiden:
Kein oder eingeschrgnktes deutsches Besteuerungsrecht: Unklar ist, ob
und inwieweit bereits auf der Tatbestandsebene die Einschronkung des deut-
schen Besteuerungsrechts beim Erlaß einer StAbzugsanordnung zu berncksich-
tigen ist und diese verhindert, sofern Deutschland uneingeschronkt kein Be-
steuerungsrecht besitzt. § 50d Abs. 1 verweist uneingeschronkt auf § 50a, so
daß insoweit das DBA einem Abzug nicht entgegen steht. Der BFH entschied
im AdV-Verfahren, daß eine doppelbesteuerungsrechtliche StFreistellung nicht
die Pflicht zum StAbzug bernhrt (§ 50d Abs. 1) und es danach zumindest denk-
bar ist, „daß sie den Erlaß einer Abzugsanordnung nach § 50a Abs. 7 EStG
ebenfalls nicht hindert“ (BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/98, BFH/NV 1999, 1314
[1316]). Gleichwohl unterscheidet sich der StAbzug nach Abs. 7 von den nbri-
gen Tatbestonden des § 50a, da er nur durch behrrdliche Anordnung begrnndet
wird. Daß ein DBA fnr bestimmte Einknnfte den deutschen Besteuerungsan-
spruch ausschließt, wird deshalb im Rahmen der Ermessensausnbung im Hin-
blick auf das Ob und die Hrhe des StAbzugs nach Abs. 7 zu berncksichtigen
sein (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 84; ebenso Kirchhof/Gosch IV. § 50a Rn. 50;
aA Lieven, IStR 1996, 153 [154]; s. auch § 50d Anm. 33). Eine etwaige Anord-
nung durch das FA wore dann bei fehlerhafter Ermessenausnbung uE rechts-
widrig, da sie dem Gesetzeszweck, nomlich einen vorhandenen Steueranspruch
sicherzustellen, nicht entsproche. Anders ist die Rechtslage wohl zu sehen, wenn
Deutschland aufgrund von DBA nur ein eingeschronktes Besteuerungsrecht hat,
beispielsweise bei Steuersatzbeschronkungen oder wenn der Ausschluß des Be-
steuerungsrechts an bestimmte Bedingungen geknnpft ist. In diesen Follen
krnnte ein StAbzug solange vorgenommen werden, bis eine Bescheinigung nach
§ 50d nber eine entsprechende Minderung der Steuer vorliegt.
Anrechnung auslgndischer Steuern: Soweit in Sonderfollen ein DBA die An-
rechnung auslond. Steuern bei beschr. Stpfl. vorsieht (so zB Art. 4 Abs. 4 DBA-
Schweiz, vgl. Einf.-Schreiben zum DBA-Schweiz, BMF v. 26. 3. 1975, BStBl. I,
479 Tz. 2.2 ff.), kann der Sicherungsabzug nach Abs. 7 angeordnet werden. Vor-
aussetzung ist, daß kein anderweitiger StAbzug zur Anwendung kommt.

Einstweilen frei.
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B. Festsetzung des Steuerabzugs
durch das Finanzamt (Abs. 7 Satz 1)

I. Tatbestandsvoraussetzungen

1. Beschrgnkt Einkommensteuerpflichtiger
Der StAbzug nach Abs. 7 kann nur bei beschr. Stpfl. angeordnet werden. Be-
stehen Zweifel an der beschr. StPflicht des Vergntungsgloubigers, so hat dieser
dem anordnenden FA durch Bescheinigung seines zustondigen FA nachzuwei-
sen, daß er unbeschr. stpfl. ist (§ 73e Satz 5 EStDV analog). Das den Abzug an-
ordnende FA hat seine Anordnung daraufhin unverznglich zu widerrufen.
Der Sicherungsabzug nach Abs. 7 kommt auch fnr beschr. kstpfl. Vergntungs-
gloubiger in Betracht (§ 31 Abs. 1 KStG).

2. Beschrgnkt steuerpflichtige Einkfnfte
Der Sicherungsabzug darf nur beznglich beschr. stpfl. Einknnfte iSd. § 49 ange-
ordnet werden. Darnber hinaus ist die Anordnung des StAbzugs durch das FA
rechtswidrig. Abs. 7 Satz 1 ist uE so zu verstehen, daß der StAbzug nur insoweit
zulossig ist, als damit die Sicherstellung des Steueranspruchs auf beschr. stpfl.
Einknnfte bezweckt wird (BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/98, BFH/NV 1999, 1314
[1315]; s. auch Delcker, RIW 1985, 472 [475]).

Beispiel: Ein beschr. Stpfl. hatte inlond. Einknnfte iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 6 aus der Ver-
mietung eines im Inland belegenen und im Privatvermrgen befindlichen Wohnhauses
bezogen. Als das FA vom Verkauf des Grundstnckes erfohrt, ordnet es zur Sicherstel-
lung des Steueranspruchs auf die bisher nicht versteuerten Mieteinnahmen beim Kou-
fer den StAbzug nach Abs. 7 vom Kaufpreis an.
Die Anordnung ist rechtswidrig, da die Einnahmen aus der Veroußerung des Geboudes
nicht zu den beschr. stpfl. Einknnften iSd. § 49 gehrren.

Ferner ist im Rahmen der Ermessensausnbung zu berncksichtigen, ob Ein-
knnfte vorliegen, die aufgrund eines DBA oder anderer gesetzlicher Vorschrif-
ten von der ESt. befreit sind, da es insoweit an einem Sicherungszweck fehlen
kann (s. Anm. 189 und 194).
Bei unbeschronkter StPflicht greift der StAbzug nicht ein. Davon ausgenommen
ist die unbschr. StPflicht, die auf § 1 Abs. 3 beruht. Gem. § 1 Abs. 3 Satz 5 ist in
diesen Follen der StAbzug nach § 50a vorzunehmen (s. § 1 Anm. 230 ff. und
Anm. 296).

3. Kein anderweitiger Steuerabzug
Der Sicherungsabzug kommt nur subsidior in Betracht. Er darf weder zusotzlich
zu einem gesetzlichen StAbzug noch anstatt eines solchen angeordnet werden
(s. Anm. 185).
Somit verbleiben die folgenden beschr. stpfl. Einknnfte fnr die Anordnung des
Sicherungsabzugs (vgl. auch Delcker, RIW 1985, 472):
– Einkcnfte aus LuF (§ 49 Abs. 1 Nr. 1);
– Einkcnfte aus Gewerbebetrieb, außer den Einknnften aus knnstlerischen, sport-

lichen, artistischen oder ohnlichen Darbietungen (§ 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a–c und e–f) sowie außer den Einknnften, die dem StAbzug nach
§ 48 unterliegen;
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– Einkcnfte aus selbstdndiger Arbeit (§ 49 Abs. 1 Nr. 3), außer den ARVergntungen
(§ 50a Abs. 1) und den Einknnften, die nach § 50a Abs. 4 dem StAbzug un-
terliegen;

– Einkcnfte aus nichtselbstdndiger Arbeit (§ 49 Abs. 1 Nr. 4), soweit mangels eines
inlond. ArbG (s. § 38 Abs. 1) kein LStAbzug durchgefnhrt wird;

– Einkcnfte aus Kapitalvermggen (§ 49 Abs. 1 Nr. 5), soweit sie nicht nach § 43 der
KapErtrSt. unterliegen (s. dazu § 49 Anm. 815);

– Einkcnfte aus VuV von unbeweglichen Wirtschaftsgctern und Sachgesamtheiten (§ 49
Abs. 1 Nr. 6 außer Einknnften iSd. § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3);

– Sonstige Einkcnfte aus privaten Grundstccksverdußerungsgeschdften (§ 49 Abs. 1
Nr. 8);

– Abgeordnetenbezcge (§ 49 Abs. 1 Nr. 8 a).

4. Sicherstellung des Steueranspruchs
Die Anordnung des StAbzugs durch das FA setzt voraus, daß
– ein Steueranspruch besteht
– und der StAbzug zur Sicherstellung dieses Anspruchs zweckmoßig ist.
Bestehen eines Steueranspruchs: Der StAbzug darf ausschließlich zur Sicher-
stellung eines Steueranspruchs iSd. § 37 Abs. 1 AO angeordnet werden (vgl.
BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/98, BFH/NV 1999, 1314 [1315]). Er ist unzulossig,
soweit er sich auf Haftungsansprnche oder Ansprnche aus stl. Nebenleistungen
bezieht.
Der Steueranspruch muß sich aus beschr. stpfl. Einknnften ergeben, die nicht ei-
nem anderweitigen StAbzug unterliegen (s. Anm. 193). Ferner ist der Siche-
rungsabzug uE beschronkt auf den Steueranspruch aus den Einknnften, die er
betrifft. Dies ergibt sich aus der grammatikalischen Auslegung.
Zweckmgßigkeit zur Sicherstellung des Steueranspruchs: Der StAbzug
nach Abs. 7 darf nur zur Sicherstellung des Steueranspruchs aus beschr. stpfl.
Einknnften angeordnet werden. Dies setzt die anderweitige Gefohrdung des
Steueranspruchs voraus (s. Anm. 198). Bloße Vereinfachung des Besteuerungs-
verfahrens reicht als Begrnndung nicht aus. Der StAbzug muß der Sache nach
mrglich bzw. durchsetzbar sein. Hieran mangelt es jedoch in den Follen, in de-
nen Naturalvergntung vereinbart wird und der Barlohn nicht ausreicht, den
StAbzug zu decken, oder der StAbzug beim Vergntungsschuldner aus anderen
Grnnden nicht durchgesetzt werden kann, weil er zB weder unbeschr. noch
beschr. stpfl. ist.

Einstweilen frei.

II. Rechtsfolgen

1. hberblick
Sind somtliche oben genannten Tatbestandvoraussetzungen erfnllt, kann das FA
im Rahmen seines Ermessensspielraums den StAbzug anordnen.
Der Vergntungsschuldner ist aufgrund der Anordnung zum Einbehalt und zur
Abfnhrung der Steuer verpflichtet. Das Abzugsverfahren entspricht den Regeln
des § 50a Abs. 5 (s. Anm. 208). Der Vergntungsschuldner haftet fnr den Einbe-
halt und die Abfnhrung der Steuer (s. Anm. 208).
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Dem Steuerschuldner gegennber wirkt der StAbzug wie eine Steuervorauszah-
lung. Er hat keine Abgeltungswirkung nach § 50 Abs. 5 Satz 1 (Abs. 7 Satz 4, s.
Anm. 210) und bewirkt keine Einschronkung des Verlustausgleichs.

2. Anordnung des Steuerabzugs

a) Anordnung durch das FA
Die Anordnung hat durch das fnr den Vergntungsgloubiger (beschr. Stpfl. als
Steuerschuldner) zustondige FA zu dessen Steuernummer zu erfolgen. Dies ist
im Gesetz nunmehr ausdrncklich festgelegt.
Bis zum VZ 1995 war dies auch ohne ausdrnckliche Erwohnung im Gesetzes-
wortlaut das zustondige FA (Streck, BB 1984, 846 [847]). Ab dem VZ 1996
wurde durch JStG 1996 v. 11. 10. 1996 (s. Anm. 181) Satz 3 neu eingefngt. Die-
ser verwies uneingeschronkt auf Abs. 5, so daß das FA des Vergntungsschuld-
ners zustondig wurde. Mit dem JStG 1997 v. 20. 12. 1996 (s. Anm. 181) wurde in
Satz 3 der Verweis auf Abs. 5 Satz 3 gestrichen, so daß das FA des Vergntungs-
gloubigers ab dem VZ 1997 zustondig war. Durch StEntlG 1999/2000/2002 v.
24. 3. 1999 (s. Anm. 181) wurde das FA des Vergntungsschuldners als zustondi-
ges FA fnr die Anordnung des StAbzugs in Satz 1 festgelegt. Nachdem sich ins-
besondere bei mehreren Vergntungsschuldnern im Verholtnis zu einem beschr.
Stpfl. diese Regelung als unpraktikabel herausgestellt hat (vgl. Gr^tzner in
Becker/H\ppner/Grotherr/Kroppen, DBA, Anhang, Rn. 282), wurde durch
das StBereinG 1999 v. 22. 12. 1999 (s. Anm. 181) fnr VZ ab 2000 Satz 1 wieder
geondert und die ursprnngliche Rechtslage wiederhergestellt.
Sachliche Zustgndigkeit: Nach § 17 Abs. 2 FVG iVm. § 16 AO kann die sach-
liche Zustondigkeit fnr bestimmte Aufgaben einem FA fnr die Bezirke mehrerer
FA nbertragen werden. Dies geschieht durch RechtsVO der Landesregierung
bzw. in ihrem Auftrag durch oberste Landesbehrrden (vgl. zB Bad.-Wnrtt. v.
24. 6. 1983, BStBl. I, 393 Ziff. 13).
lrtliche Zustgndigkeit: Nach §§ 19 Abs. 2, 24 Abs. 4 AO ist bei beschr. Stpfl.
das FA rrtlich zustondig, in dessen Bezirk sich das Vermrgen des Stpfl. befindet
bzw. in dessen Bezirk er seine Totigkeit vorwiegend ausnbt oder verwertet. Ein
durch ein rrtlich unzustondiges FA angeordneter StAbzug ist rechtswidrig. Die
Rechtswidrigkeit kann weder nach § 126 AO (Heilung von Verfahrens- und
Formfehlern) noch nach § 127 AO (Unerheblichkeit der rrtlichen Zustondig-
keit) geheilt werden. § 127 AO ist nicht anwendbar, weil die Anordnung eine Er-
messensentscheidung voraussetzt (s. Streck, BB 1984, 846 [848]; Delcker, RIW
1985, 472 [479]).

b) Anordnung nach Ermessen
Die Anordnung des Sicherungsabzugs durch das FA ist Ermessensausnbung
und als solche am Zweck der Vorschrift zu messen (§ 5 AO). Das FA ist an den
Grundsatz der Verholtnismoßigkeit gebunden (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 85).
Da sie die Sicherstellung des Steueranspruchs bezweckt, hat die Ermessensent-
scheidung des FA nur bei Gefohrdung des Steueranspruchs zu erfolgen (ebenso
Delcker, RIW 1985, 472 [476]; Streck, BB 1984, 846 [848]; Frotscher, § 50 a
Rn. 37). Der Ansicht von M^ller (DB 1984, 2221 [2222]), wonach die Anord-
nung nicht von der Gefohrdung des Steueranspruchs auszugehen habe, sondern
der Sicherstellung lediglich nicht zuwiderlaufen dnrfe (ohnlich Bl^mich/Wied,
§ 50 a Rn. 85: zur Sicherstellung zweckmoßig ist), kann nicht zugestimmt wer-
den. Diese Meinung verkennt die in seiner Rechtsnatur begrnndeten Besonder-

E 87

Steuerabzug bei beschronkt Steuerpflichtigen Anm. 196–198 § 50a

197

198



E 88 Maßbaum

heiten des Sicherungsabzugs im Verholtnis zur Steuervorauszahlung (vgl.
Anm. 182).
Zu den Voraussetzungen, unter denen eine Gefohrdung des Steueranspruchs
vorliegen kann, vgl. Delcker, RIW 1985, 472 (475); FG Berlin v. 27. 1. 1967,
EFG 1967, 513, rkr. Der BFH, der ebenfalls den Sicherungszweck in Abs. 7
sieht, geht davon aus, daß jede Notwendigkeit einer Vollstreckung im Ausland
eine Gefohrdung des Steueranspruchs als zumindest mrglich erscheinen loßt
und deshalb eine Anordnung nach Abs. 7 rechtfertigt (BFH v. 24. 3. 1999 I B
113/98, BFH/NV 1999, 1314 [1315]; ebenso bereits BFH v. 3. 12. 1996 I B 44/
96, BStBl. II 1997, 306 [307], und Frotscher, § 50 a, Rn. 36). Wird die ESt. be-
reits durch Vorauszahlungen nach § 37 entrichtet, ist eine Gefohrdung des Steu-
eranspruchs und damit die Anordnung eines StAbzugs nach Abs. 7 regelmoßig
ausgeschlossen. Die Ermessensausnbung durch das FA unterliegt der gericht-
lichen Nachprnfung nach den Vorschriften der AO.
Ist eine Steuer bereits festgesetzt worden, ist ebenfalls eine Anordnung des
StAbzugs nicht mehr mrglich. Sie darf auch nicht der Beitreibung bereits festge-
setzter Steuern dienen (vgl. BFH v. 31. 5. 1978 I R 105/77, BStBl. II, 596 [597]).
Die Anordnung ist insbesondere auch kein Vollstreckungsersatz (Bl^mich/
Wied, § 50 a Rn. 85).
Bei der Ermessensausnbung ist die Rechtslage nach einem jeweils anwendbaren
DBA zu berncksichtigen. Zwar stehen DBA grundsotzlich dem StAbzug gem.
§ 50d Abs. 1 nicht entgegen (s. bereits Anm. 189). Steht jedoch von vornherein
fest, daß wegen der Beschronkung im anwendbaren DBA uneingeschronkt kein
deutsches Besteuerungsrecht fnr die im Inland erzielten Einnahmen besteht, be-
steht kein Grund zur Sicherung der Besteuerung. Die Anordnung des StAbzugs
wore in diesem Fall ermessensfehlerhaft (ebenso Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 90)
und darf nicht als zusotzliche Beitreibungsmrglichkeit verstanden werden (Un-
terbusch, DB 1985, 302 [305]).
Die Ermessensentscheidung ist zu begrnnden. Sie hat Ausfnhrungen zu enthal-
ten, weshalb der StAbzug zur Sicherstellung des Steueranspruchs zweckmoßig
ist und warum zur Sicherstellung der StAbzug angeordnet wird. Es ist jeweils
auf den konkreten Einzelfall abzustellen. Formelhafte Wendungen sind ungeeig-
net (Frotscher, § 50 a Rn. 37).

c) Einzelanordnung, generelle Anordnung
Aus der Zweckbestimmung des StAbzugs nach Abs. 7 als Sicherungsinstrument
ergibt sich uE unmittelbar, daß die Abzugsanordnung nur im Einzelfall unter
Berncksichtigung der konkreten Gefohrdung aufgrund besonderer Umstonde
erfolgen kann (s. ESt-KStRL 1934 unter D. 5, zitiert bei Streck, BB 1984, 846;
s. ferner Gr^tzner, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 769 [780], 1985). Eine allge-
meine Anordnung des Sicherungsabzugs fnr bestimmte Einknnfte bzw. Grup-
pen von beschr. Stpfl., wie dies durch Abschn. 227b EStR 1984 fnr Artisten vor
Inkrafttreten des StBereinG 1986 geregelt war, ist uE rechtswidrig.

d) Zeitliche Begrenzung des Steuerabzugs
Zukfnftige Zahlungen: Die Anordnung des StAbzugs durch das FA kann sich
ausschließlich auf solche Zahlungen beziehen, die nach Bekanntgabe des Ver-
waltungsakts erfolgen (s. FG Berlin v. 27. 1. 1967, EFG 1967, 513). Eine nach-
trogliche Anordnung des StAbzugs auf bereits geleistete Zahlungen ist unmrg-
lich zu befolgen und damit unwirksam (s. M^ller, DB 1984, 2221 [2224]).
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Keine Nachholung: Ob die Tatsache, daß frnher geleistete Zahlungen nicht
dem StAbzug unterlegen haben, bei der Bemessung der Hrhe der Abzugsteuer
von zuknnftigen Zahlungen berncksichtigt werden kann, ist umstritten. Sowohl
Befnrworter als auch Gegner der Rnckwirkung berufen sich auf BFH v.
26. 8. 1954 IV 341/53 U, BStBl. III 1955, 63.
Fcr die Rcckwirkung: M^ller, DB 1984, 2221 (2224); Unterbusch, DB 1985,
303 (305); Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 89. Gegen die Rcckwirkung: Streck, BB
1984, 846 (847); Frotscher, § 50 a Rn. 34. Das BMF loßt einen StAbzug fnr be-
reits an den beschr. stpfl. Gloubiger geleistete Zahlungen zu, wenn diese Teil-
zahlungen einer Gesamtvergntung waren. Ein StAbzug soll dann noch von den
verbleibenden Teilvergntungen angeordnet werden krnnen (BMF v. 21. 5. 2002,
BStBl. I, 710).
UE kann der StAbzug nicht rnckwirkend festgesetzt werden in dem Sinne, daß
er die ESt. frcherer VZ einbezieht. Soweit die Rnckwirkung mit der analogen An-
wendung von § 37 Abs. 3 Satz 3 begrnndet wird, ist dem nicht zuzustimmen, da
StAbzug nach Abs. 7 und Vorauszahlungen auf die ESt. sich wesentlich vonein-
ander unterscheiden (s. Frotscher, § 50a Rn. 34; Unterbusch, DB 1985, 302
[304]; zur Rechtsnatur des StAbzugs vgl. Anm. 182). Insoweit kann auch dem
Urteil des BFH v. 26. 8. 1954 IV 341/53 U (aaO) nicht gefolgt werden, das je-
doch wegen der damals fehlenden Mrglichkeit rnckwirkender Vorauszahlungen
zu einem Rnckwirkungsverbot auch fnr den StAbzug nach Abs. 7 kam. Weiter-
hin loßt sich entgegen Unterbusch (DB 1985, 302 [306], der die Grenze allein
in der Verjohrung sieht) die Rnckwirkung auch nicht aus Abs. 7 selbst herleiten.
UE ist Abs. 7 seinem Wortsinn nach so auszulegen, daß der StAbzug die auf die
betroffenen beschr. stpfl. Einknnfte voraussichtlich entfallende ESt. erfassen
soll. Da die ESt. eine Jahressteuer ist, wnrde jede weitere Auslegung dem Ab-
schnittsprinzip der ESt. widersprechen. Der Zweck der Vorschrift, nomlich den
Steueranspruch sicherzustellen, rechtfertigt eine rnckwirkende Anordnung des
StAbzugs ebenfalls nicht. Soweit Steueransprnche aus frnheren VZ bestehen,
sind sie ggf. im Rahmen der Schotzung durch StBescheid festzusetzen und im
Rahmen der Vollstreckung zu verwirklichen. Insoweit bedarf es uE nicht des zu-
sotzlichen Mittels des rnckwirkenden StAbzugs.
Werden Zahlungen nach Ergehen der Abzugsanordnung geleistet, die Einknnfte
frnherer VZ betreffen, so ist der StAbzug nur insoweit mrglich, als hinsichtlich
dieser Einnahmen noch keine Veranlagung durchgefnhrt worden ist (s. Frot-
scher, § 50 a Rn. 36).
Eine Nachholung des StAbzugs auf frnhere Zahlungen des laufenden VZ ist uE
ebenfalls nicht zulossig (ebenso Frotscher, § 50a Rn. 34).

Beispiel: Ein auslond. Unternehmer wird aufgrund zweier Bauausfnhrungen im Inland
beschr. estpfl. Das FA erfohrt von der Bauausfnhrung A aufgrund einer Kontrollmit-
teilung. Es ordnet daraufhin den StAbzug nach Abs. 7 in Hrhe der auf den geschotzten
Gewinn aus der Bauausfnhrung A entfallenden Steuer an. Die Bauausfnhrung B bleibt
dem FA bis zu ihrer Abrechnung unbekannt. Wird dem FA die Bauausfnhrung vor Ab-
lauf des auf die Abrechnung folgenden Kj. bekannt und ist noch keine Veranlagung er-
folgt, so kann das FA eine Vorauszahlung festsetzen, und zwar in der Hrhe, in der die
voraussichtliche ESt. die im Abzugswege erhobene ESt. nbersteigt. Die Anordnung
des StAbzugs nach Abs. 7 ist dagegen nach Zahlungsabwicklung ausgeschlossen; eben-
so die Berncksichtigung der Bauausfnhrung B bei der Bemessung der Abzugsteuer fnr
Bauausfnhrung A.

Begrfndung derselben Steuerschuld: Der StAbzug kann nur fnr Einnahmen
angeordnet werden, die zur Begrnndung derselben Steuerschuld fnhren (Bl^-
mich/Wied, § 50 a Rn. 89; Streck, BB 1984, 846 [847]; aA M^ller, DB 1984,
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2221 [2224]; Delcker, RIW 1985, 472 [477]; Unterbusch, DB 1985, 302 [306]).
Außer Betracht bleiben andere Zahlungen desselben Zahlungsschuldners aus
anderen Rechtsverholtnissen (Bl^mich/Wied aaO; aA M^ller aaO).

e) Inhalt und Bekanntgabe der Anordnung
Der Anordnungsbescheid ist kein StBescheid iSd. § 155 AO. Er unterliegt den
allgemeinen Vorschriften nber Verwaltungsakte (§§ 118 ff. AO). Insbesondere
muß der Bescheid
p inhaltlich hinreichend bestimmt sein (§ 119 Abs. 1 AO), dh. er muß den Zeitraum

sowie die Einknnfte, auf die sich der StAbzug bezieht, angeben, sowie den
Betrag der Steuer bzw. den anzuwendenden Steuersatz enthalten und den Ab-
zugsverpflichteten bezeichnen;

p schriftlich, elektronisch, mcndlich oder in anderer Weise erlassen werden (§ 119 Abs. 2
Satz 1 AO), ein mnndlich erteilter Bescheid ist schriftlich zu bestotigen, wenn
hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverznglich
verlangt (§ 119 Abs. 2 Satz 2 AO);

p unterschrieben werden oder die Namenswiedergabe des Behgrdenleiters, seines Vertreters
oder seines Beauftragten enthalten (§ 119 Abs. 3 AO); sofern die Anordnung
schriftlich erlassen wird, kann auf die Unterschrift nicht verzichtet werden (s.
Streck, BB 1984, 846 [848]), was sich daraus ergibt, daß eine formularmoßige
Anordnung dem Prinzip der Einzelanordnung widerspricht;

p begrcndet werden (§ 121 AO); dies gilt sowohl dem Steuerschuldner als auch
dem Abzugsverpflichteten gegennber (s. Streck aaO; M^ller, DB 1984,
2221 [2222]).

Der Anordnungsbescheid ist sowohl dem Steuerschuldner als auch dem Ab-
zugsverpflichteten bekanntzugeben (§ 122 AO). Vgl. dazu im einzelnen Del-
cker, RIW 1985, 472 (478);M^ller, DB 1984, 2221 f.

f) Rechtsbehelf
Gegen die Abzugsanordnung ist der Einspruch (§ 347 AO) und ggf. die Klage
gegeben. Befugt, den Rechtsbehelf einzulegen, sind sowohl der Steuerschuldner
(beschr. stpfl. Vergntungsgloubiger) als auch der Abzugsverpflichtete als Vergn-
tungsschuldner (BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/98, BFH/NV 1999, 1314). Letzte-
rer ist berechtigt, alle Grnnde, die gegen die Rechtmoßigkeit der Anordnung
sprechen, vorzubringen (s. M^ller, DB 1984, 2221 [2223]; Streck, BB 1984,
846 [848]). Zum Verfahren des Steuerschuldners ist der Abzugsschuldner zwin-
gend hinzuzuziehen und umgekehrt (§ 360 Abs. 3 AO). Beide krnnen AdV be-
antragen (BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/98 aaO). Gegennber dem beschr. stpfl.
Vergntungsgloubiger kann AdV grundsotzlich nur gegen Sicherheitsleistung ge-
wohrt werden (Bl^mich/Wied, § 50 a Rn. 94). Eine Ausnahme kommt nur dann
in Betracht, wenn der Vergntungsschuldner dem Antrag auf AdV ohne Sicher-
heitsleistung zugestimmt hat, wenn nur durch eine AdV ohne Sicherheitsleistung
die Existenz des Vergntungsgloubigers gerettet werden krnnte oder wenn die
Abzugsanordnung ohne jeden Zweifel und ohne Heilungsmrglichkeit rechts-
widrig wore (BFH v. 24. 3. 1999 I B 113/98 aaO [1315]).

3. Wirkung des Steuerabzugs gegenfber dem Vergftungsschuldner
Der Vergntungsschuldner wird aufgrund der Anordnung des FA verpflichtet,
die Steuer in der angeordneten Hrhe von Zahlungen an den beschr. stpfl. Ver-
gntungsschuldner auf dessen Rechnung einzubehalten und abzufnhren. Dies
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wurde durch das JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (s. Anm. 181) ausdrncklich klarstel-
lend in den Wortlaut der Norm aufgenommen. Die Anordnung ist konstitutiv
und begrnndet die Anmeldungs-, Einbehaltungs- und Abfnhrungsverpflichtung.
Der Vergntungsschuldner ist Stpfl. iSd. § 33 Abs. 1 AO, nicht jedoch Steuer-
schuldner, da er fnr Rechnung des beschr. stpfl. Vergntungsgloubigers totig wird
(Abzugsverpflichteter). Der Anspruch des FA auf Durchfnhrung des StAbzugs
ist nach hM kein Anspruch aus dem Steuerschuldverholtnis iSd. § 37 Abs. 1 AO,
da er sich nicht auf eine Geldleistung bezieht (Boeker in HHSp., § 37 AO
Rn. 8). Zum Abzugsverfahren und zur Haftung s. u. Anm. 208.

Auch ohne daß die Formulierung „anordnen, daß der Schuldner der Vergntung fnr
Rechnung des beschronkt steuerpflichtigen Gloubigers (Steuerschuldner)“ in das Ge-
setz aufgenommen wurde, ergaben sich diese Rechtsfolgen (vgl. Streck, BB 1984, 846
[848]; M^ller, DB 1984, 2221; Gerber, DB 1984, 954 mwH fnr den LStAbzug; aA
Delcker, RIW 1985, 472 [479] ohne Begrnndung). Die Gesetzesonderung mit dem
JStG 1996 hatte insoweit nur klarstellende Bedeutung.

4. Wirkung des Steuerabzugs gegenfber dem Steuerschuldner
Obwohl der Sicherungsabzug sich seiner Rechtsnatur nach von der Steuervor-
auszahlung unterscheidet (vgl. Anm. 182), entfaltet er gegennber dem beschr.
stpfl. Steuerschuldner die gleiche Wirkung. Im einzelnen gilt:
Keine Abgeltungswirkung: Im Gegensatz zu den Formen des gesetzlichen
StAbzugs wirkt der Sicherheitsabzug nicht abgeltend (Satz 4, s. Anm. 210).
Keine Einschrgnkung des Verlustausgleichs und Verlustabzugs: Die Ein-
schronkungen des Verlustausgleichs und Verlustabzugs nach § 50 Abs. 2 sind
Folge des Abgeltungsprinzips und deshalb nach hM ebenfalls nicht auf den Si-
cherungsabzug anzuwenden (s. 50 Anm. 131; Delcker, RIW 1985, 472 [476]).
Veranlagung: Da der Sicherungsabzug keine abgeltende Wirkung hat, sind die
betroffenen Einknnfte in die Veranlagung des beschr. Stpfl. einzubeziehen. Die
durch StAbzug erhobene ESt. ist nach § 36 Abs. 2 Nr. 2 auf die veranlagte ESt.
anzurechnen.

Einstweilen frei.

C. Hjhe des Steuerabzugs: 25 vH (Abs. 7 Satz 2)

Steuersatz generell 25 vH:Wohrend bis zum VZ 1995 die Hrhe des StAbzugs
gonzlich im Ermessen des FA lag, ist ab dem VZ 1996 der Steuersatz bei Anord-
nung des StAbzugs mit 25 vH vorgeschrieben. Ein hrherer Steuersatz ist unzu-
lossig. Ein niedrigerer Steuersatz kommt zur Anwendung, wenn (bis zum
31. 3. 1999: solange) der beschr. Stpfl. Gloubiger glaubhaft macht, daß die vor-
aussichtlich geschuldete Steuer niedriger ist (s. u.).
Zum Teil wird die Auffassung vertreten, der Steuersatz in Abs. 7 Satz 2 hotte zu-
sammen mit den Steuersatzsenkungen in Abs. 4 Satz 4 und 5 (s. Anm. 119 ff.)
ebenfalls gesenkt werden mnssen (Schmidt/Heinicke XXIII. § 50a Rn. 11). Da
Abs. 7 eine Sicherungsanordnung darstellt ist dies uE nicht zwingend geboten.
Zur Rechtslage bis zum VZ 1995 vgl. Delcker, RIW 1985, 472 (476).
Gesamte Einnahmen als Bemessungsgrundlage: Die Formulierung weicht
zwar von Abs. 4 Satz 2 ab, der als Bemessungsgrundlage den „vollen Betrag der
Einnahmen“ benennt. Daraus ist aber keine andere Bemessungsgrundlage abzu-
leiten, so daß insoweit auf Anm. 116 verwiesen werden kann, sofern dem nicht
die Unterschiede des Abs. 7 zum Abs. 4 Satz 2 entgegenstehen. Dies ist uE ins-
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besondere bei fehlender Barvergntung der Fall (s. Anm. 194). Die Formulierung
erfaßt zu Recht nicht die Betroge iSd. § 3 Nr. 13 und Nr. 16. Sie gelten nur fnr
ArbN, fnr die ohnehin bereits eine StAbzugsverpflichtung besteht, so daß inso-
weit kein StAbzug nach Abs. 7 in Betracht kommt. Abznge fnr BA, SA usw. sind
nicht zulossig, sofern der beschr. Stpfl. dem FA nicht eine voraussichtlich niedri-
gere Steuer glaubhaft macht. In die Bemessungsgrundlage ist auch die USt. ein-
zubeziehen, wenn der Vergntungsgloubiger Schuldner der USt. ist (BMF v.
21. 5. 2002, BStBl. I, 710).
Niedrigerer Steuersatz nur bei Glaubhaftmachung voraussichtlich niedri-
gerer Steuer: Der beschr. stpfl. Gloubiger kann glaubhaft machen, daß voraus-
sichtlich eine niedrigere Steuer als 25 vH geschuldet wird. Folglich ist nicht der
Abzugsverpflichtete, sondern nur der Vergntungsgloubiger in der Lage, den
StAbzug zu vermindern. Der Vergntungsschuldner kann sich insoweit auf die
Anordnung des FA fnr die Hrhe des StAbzugs berufen. Glaubhaft machen ist
weniger als beweisen. Ein erhebliches Maß an Wahrscheinlichkeit (§ 294 ZPO)
ist ausreichend. In Betracht kommen in erster Linie Kalkulationsunterlagen nber
die vom StAbzug betroffenen Einknnfte.

Einstweilen frei.

D. Steuerabzugsverfahren (Abs. 7 Satz 3)

Wohrend bis zum VZ 1995 das Verfahren fnr den StAbzug nach Abs. 7 in dieser
Norm nicht gesetzlich kodifiziert war, ist ab dem VZ 1996 durch das JStG 1996
v. 11. 10. 1995 (s. Anm. 181) mit Satz 3 ein Verweis auf Abs. 5 eingefngt. Da-
nach gelten nunmehr die Grundsotze fnr den StAbzug nach Abs. 1 und Abs. 4
auch fnr Abs. 7.
Zum Verfahren bis zum VZ 1995 s. Streck, BB 1984, 846 ff.; Delcker, RIW
1985, 472 ff.
Steuerentstehung bei Zufluß: Durch den Verweis auf Abs. 5 Satz 1 findet das
Zuflußprinzip beim StAbzug nach Abs. 7 Anwendung, so daß die Steuer beim
Zufluß entsteht (s. § 73c EStDV und Anm. 130).
Zuflußzeitpunkt als Steuerabzugszeitpunkt: Der Verweis auf Abs. 5 Satz 2
bedeutet, daß der Vergntungsschuldner iSd. Abs. 7 Satz 1 zum Zeitpunkt des
Zuflusses seiner Zahlung der Vergntung den StAbzugsbetrag einzubehalten hat
(s. Anm. 131).
Abzugspflicht nur eines inlgndischen Vergftungsschuldners? Beim StAb-
zug nach Abs. 4 ist zu Abs. 5 Satz 2 umstritten, ob nur der inlond. oder auch der
auslond. Vergntungsschuldner zum StAbzug verpflichtet ist (s. im einzelnen da-
zu Anm. 132). Aufgrund des Sicherungscharakters des Abs. 7 dnrfte die Ein-
schronkung nicht bestehen, so daß auch auslond. Vergntungsschuldner zum
StAbzug nach Abs. 7 verpflichtet werden krnnen.
Zustgndiges Finanzamt: Die Anordnung hat durch das fnr den Vergntungs-
gloubiger (beschr. Stpfl. als Steuerschuldner) zustondige FA zu dessen Steuer-
nummer zu erfolgen (zur Entwicklung der Zustondigkeit s. Anm. 197).
Abffhrungs- und Anmeldungszeitpunkt:
E Bis VZ 1995 war der Zeitpunkt der Entstehung der Steuer gleichzeitig der Anmel-
dungs- und Abfnhrungszeitpunkt.
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E Im VZ 1996 war kalendervierteljdhrlich jeweils zum 10.4., 10.7., 10.10. und 10.1.
die innerhalb eines Kalendervierteljahres einbehaltene Steuer anzumelden und
abzufnhren.
E In den VZ 1997–1999 war jeweils im Zuflußzeitpunkt die einbehaltene Steuer
abzufnhren, da aufgrund Wegfalls des zunochst mit dem JStG 1996 eingefngten
Verweises auf Abs. 5 Satz 3 im JStG 1997 v. 20.12.1996 (s. Anm. 181) auch die
Regelung zur quartalsweisen Anmeldung und Abfnhrung der Abzugsteuer ent-
fallen ist. Auffallend ist, daß in diesem Zeitraum eine Steueranmeldung nicht ab-
zugeben war (Frotscher, § 50a Rn 40).
E Ab VZ 2000 ist wieder jeweils kalendervierteljdhrlich zum 10.4., 10.7., 10.10. und
10.1. die innerhalb des Kalendervierteljahres einbehaltene Steuer anzumelden
und abzufnhren. Nach lnderung des Satzes 3 durch das StBereinG 1999 v.
22.12.1999 (s. Anm. 181) verweist Satz 3 nunmehr wieder uneingeschronkt auf
Abs. 5 und in § 73e EStDV wurde Satz 6 hinzugefngt, so daß die bereits zuvor
geltende Rechtslage wiederhergestellt wurde.
Beschrgnkt steuerpflichtiger Vergftungsglgubiger bleibt Steuerschuld-
ner: Obwohl bereits in Abs. 7 Satz 1 durch Klammerdefinition bestimmt, legt
nber den Verweis auf Abs. 5 Satz 4 dieser nochmals fest, daß der beschr. Stpfl.
auch beim angeordneten StAbzug nach Abs. 7 der Steuerschuldner ist.
Haftung des Vergftungsschuldners: Erstmals durch das JStG 1996 v.
11.10.1995 (s. Anm. 181) wurde nber den Verweis auf Abs. 5 Satz 5 eine Haf-
tung des Vergntungsschuldners fnr die Einbehaltung und Abfnhrung der Steuer
gesetzlich im Abs. 7 geregelt (vgl. dazu Anm. 141 ff.). Die Einschronkung der
Inanspruchnahme des Vergntungsgloubigers in Abs. 5 Satz 6 besteht allerdings
erst ab dem VZ 2000, da mit dem StBereinG 1999 v. 22.12.1999 (s. Anm. 181)
erstmals uneingeschronkt auf Abs. 5 und damit auch auf Abs. 5 Satz 6 verwiesen
wird. Folglich kommt eine Inanspruchnahme des Vergntungsgloubigers nur in
Betracht, wenn der Vergntungsschuldner die Vergntungen nicht ordnungsgemoß
geknrzt hat, oder wenn der Vergntungsgloubiger es unterloßt, das FA davon zu
unterrichten, daß der Vergntungsschuldner nach seiner Kenntnis die einbehalte-
ne Steuer nicht ordnungsgemoß abgefnhrt hat (zu den Einzelheiten s.
Anm. 144).
Eine Haftung des Vergntungsschuldners ist uE dann ausgeschlossen, wenn die
Vollziehung der Abzugsanordnung ausgesetzt wurde und der Vergntungsschuld-
ner wohrend dieses Zeitraums die geschuldete Vergntung vollstondig an den
Vergntungsgloubiger ausgezahlt hat. Dies hat der BFH in seiner Entscheidung v.
24.3.1999 – I B 113/98, BFH/NV 1999, 1314, offengelassen (Bl^mich/Wied,
§ 50a Rn. 95 aE).
Zur Haftung fnr VZ vor Normierung in Abs. 7 vgl. Streck, BB 1984, 846 (848);
M^ller, DB 1984, 2221 (2224 f.).
Steuerbescheinigung: Der Vergntungsschuldner ist ab dem VZ 2000 ver-
pflichtet, dem Vergntungsgloubiger auf Verlangen eine StBescheinigung nach
amtlichem Muster zu erteilen. Der uneingeschronkte Verweis auf Abs. 5 beinhal-
tet auch Satz 7 (zu den Einzelheiten der Bescheinigung s. Anm. 147 f.).

Einstweilen frei.
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E. Keine Abgeltungswirkung (Abs. 7 Satz 4)

Ab dem VZ 1996 wird durch den mit dem JStG 1996 v. 11.10.1995 (s.
Anm. 181) angefngten Satz 4 ausdrncklich klargestellt, daß § 50 Abs. 5 Satz 1
keine Anwendung findet und der StAbzug nach Abs. 7 damit keine abgeltende
Wirkung entfaltet. Der StAbzugsbetrag ist eine Vorauszahlung auf die durch die
Veranlagung festzusetzende Steuer. Dem StAbzugsverfahren hat ein Veranla-
gungsverfahren nachzufolgen, in dem die einbehaltene ESt. oder KSt. auf die
sich danach ergebende endgnltige Steuer angerechnet wird (Gr^tzner in
Becker/Hrppner/Grotherr/Kroppen, DBA, Anhang, Rn. 280).
Auch zuvor war dies schon herrschende Meinung: § 50 Anm. 245; M^ller, DB
1984, 2221; Streck, BB 1984, 846 (847).

Einstweilen frei.

ABC des Steuerabzugs

Abfindungen: Soweit es sich um Entlassungsabfindungen an einen beschr.
stpfl. ArbN handelt, ist iHd. nach § 3 Nr. 9 stfreien Betrags vom StAbzug abzu-
sehen (BFH v. 27.7.1988 – I R 28/87, BStBl. II 1989, 449 [450 f.]). Ggf. kann
die Aufteilung der Abfindung notwendig sein. Nach BFH v. 24.2.1988 – I R
143/84 (BStBl. II 1988, 819) stellt die Abfindung kein zusotzliches Entgelt fnr
eine frnhere Totigkeit dar und ist nach Art. 15 Abs. 1 DBA-Schweiz ausschließ-
lich im Wohnsitzstaat des ArbN stpfl. Vgl. auch Anm. 116.
Abffhrung der Abzugsteuer (Abs. 5 Satz 3, § 73e Satz 1 EStDV): bis zum 10.
des einem Kalendervierteljahr folgenden Monats (vgl. Anm. 134). Dies gilt nun-
mehr auch fnr die Abfnhrung der Abzugsteuer nach Abs. 7 (§ 73e Satz 6
EStDV); vgl. Anm. 208.
Abgeltungswirkung (§ 50 Abs. 5): s. dazu allg. Anm. 3. Zur abgeltenden Wir-
kung des StAbzugs nach Abs. 4 vgl. Anm. 53. Zur fehlenden Abgeltungswir-
kung des Einbehalts nach Abs. 7 vgl. Anm. 210 und § 50 Anm. 245; zu den Aus-
nahmen von der Abgeltungswirkung s. § 50 Abs. 5 Satz 2 sowie „Erstattung der
Abzugsteuer“ und „Veranlagung auf Antrag“.
Abtretung: Die Abzugsteuer ist zu Lasten des Abtretenden einzubehalten (vgl.
Anm. 22 betr. ARSteuer und Anm. 133).
E Minderung der Bemessungsgrundlage: Nur wenn die Abtretung dem (Lizenz-)
Schuldner zugute kommt, handelt es sich um eine die Bemessungsgrundlage der
Abzugsteuer herabsetzende Einkommensminderung.
Verwendet der (Lizenz-)Gldubiger die Lizenzeinnahmen zu eigenen Zwecken, so
liegt eine nicht zu berncksichtigende Einkommensverwendung vor (FG Hamb.
v. 6.3.1972, EFG 1972, 490, rkr.; s. Anm. 116).
Abzugsteuer als Teil der Bemessungsgrundlage: vgl. Anm. 29 (ARSteuer) und
Anm. 116 (Abzugsteuer nach Abs. 4). Zu den sich dadurch bei pbernahme der
Abzugsteuer durch den Vergntungsschuldner ergebenden Nettosteuersotzen vgl.
Anm. 10.
Abzugsverpflichteter ist der Vergntungsschuldner (Abs. 5 Satz 2; vgl.
Anm. 132), fnr den StAbzug nach Abs. 7 vgl. Anm. 203. Ausnahme: Zahlung
von Urheberrechtsvergntungen an Beauftragte (Abs. 6; vgl. Anm. 160 ff.). Der
Abzugsverpflichtete haftet fnr Einbehalt und Abfnhrung der Steuer (Abs. 5
Satz 5; vgl. Anm. 141). Fnr den StAbzug nach Abs. 7 war bis zum VZ 1995

§ 50a Anm. 210–250 ABC des Steuerabzugs

210

211–249

250



HHR Lfg. 218 Morz 2005 Maßbaum

keine Haftung vorgesehen; ab dem VZ 1996 ist nunmehr nber den Verweis in
Abs. 7 Satz 3 die Haftungsregelung des Abs. 5 Satz 5 anwendbar (vgl.
Anm. 208).
Agentur (s. auch „Konzertdirektion“): Vergntungen, die an eine auslond. Kon-
zert- oder Knnstleragentur fnr die Vermittlung eines Knnstlers, Artisten usw. zu
zahlen sind, werden fnr Leistungen im Zusammenhang mit einer Darbietung er-
bracht und sind nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 abzugspfl.
Alleinunterhalter: s. „Knnstler“.
Alleinvertriebsrecht (s. auch „Vertriebslizenz“): Es handelt sich um ein imma-
terielles WG. „Lizenz“-Zahlungen dafnr an eine auslond. Krrperschaft ohne in-
lond. BS sind mangels StPflicht nicht abzugspfl. Dagegen besteht Steuer- und
Abzugspflicht, wenn die Vergntung fnr das Recht gezahlt wird, selbst Waren der
angemeldeten Art mit dem Warenzeichen zu versehen.

BFH v. 27.7.1988 – I R 130/84, BStBl. II 1989, 101 (102); v. 27.7.1988 – I R 87/85,
BFH/NV 1989, 393 (394).

Amateursportler: Soweit ein Amateursportler im Rahmen seiner Sportaus-
nbung oder damit zusammenhongenden Totigkeiten (zB Werbung) gewerblich
totig wird, kommt der StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bzw. Nr. 2 in Betracht.
Sportler, die bei Sportveranstaltungen Startgelder und Siegpromien erhalten,
werden als gewerblich angesehen (BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 6
Beisp. 2). Im Einzelfall kann auch ein Arbeitsverholtnis vorliegen; dann hat un-
ter bestimmten Voraussetzungen der LStAbzug gem. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
Halbs. 2 Vorrang, s. im einzelnen „Arbeitnehmer“. Dagegen ist ein StAbzug
nach Abs. 4 nicht vorzunehmen bei „echten“ Amateursportlern, da insoweit
keine beschr. stpfl. Einknnfte erzielt werden. Zur Begriffsabgrenzung vgl.
Dziadkowski, Zur Unternehmereigenschaft von Sportlern, BB 1986, 2377;
Reisch/Reichardt/Urbanke, DB 1988, 359.
Anfechtung der Steueranmeldung: Kann sowohl durch den Vergntungs-
schuldner als auch durch den Vergntungsgloubiger erfolgen, s. Anm. 135. Die
Anfechtungsberechtigung liegt beim Vergntungsschuldner bereits vor, wenn
Zweifel an der sachlichen StPflicht der Vergntungen besteht (BFH v. 28.1.2004
– I R 73/02, BFH/NV 2004, 869).
Anmeldung der Abzugsteuer (§ 73e Sotze 2 bis 4 EStDV): s. Anm. 135. Die
Abzugsteuer nach Abs. 7 ist an das FA, das den Abzug angeordnet hat, vorzu-
nehmen (Abs. 7 Satz 3, § 73e Satz 6 EStDV; s. zu den wechselnden Zustondig-
keiten in der Vergangenheit Anm. 197).
Antragsveranlagung ffr EU/EWR-Arbeitnehmer: s. „Veranlagung auf An-
trag“.
Arbeitnehmer: (s. auch „Amateursportler“, Artisten“, „Entlassungsabfindun-
gen“): Soweit ihre Einknnfte auch unter die Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 fallen, keine Freistellung aufgrund eines DBA vorliegt und ein Arbeitsver-
holtnis zu einem inlond. ArbG iSd. § 38 Abs. 1 Nr. 1 besteht, hat ab dem VZ
1996 der LStAbzug Vorrang vor dem StAbzug nach § 50a (s. Anm. 89).
Soweit die Einknnfte nicht unter Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 fallen (zB nichtselbst. Arti-
sten, Show-Master, Unterhalter) und LSt. mangels eines inlond. ArbG nicht ein-
zubehalten ist, kann zur Sicherung des StAnspruchs der StAbzug nach Abs. 7
angeordnet werden (s. Anm. 193).
Zu Entlastungen bei Unbilligkeit des Vorrangs von Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 vgl.
Anm. 90; fnr in der ehemaligen DDR ansossige ArbN vgl. auch § 50 Anm. 500
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„Deutsche Demokratische Republik“. Zur Einschronkung des deutschen Be-
steuerungsrechts bei Eingreifen eines DBA vgl. Anm. 92.
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat: Zur Vornahme des StAbzugs vgl.
Anm. 22. BA krnnen nicht in Ansatz gebracht werden (s. Anm. 27).
Artisten: Soweit sie nicht ArbN sind, unterliegen sie mit ihren im Inland erbrach-
ten bzw. verwerteten Darbietungen dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1. Es
handelt sich insoweit um beschr. stpfl. Einknnfte aus Gewerbebetrieb. Zur
Rechtslage vor 1.1.1986 vgl. § 49 Anm. 501. UE war die generelle Anordnung
des StAbzugs nach Abschn. 227b EStR 1984 vor Inkrafttreten des StBereinG
1986 (Anm. 36) rechtswidrig.
Soweit sie ArbN sind und keine Freistellung nach DBA erfolgt, unterliegen sie
mit ihrem auf inlond. Totigkeit bzw. Verwertung anteilig entfallenden Arbeits-
lohn dem LStAbzug (s. Anm. 89 und „Arbeitnehmer“).
Soweit der LStAbzug mangels inlond. ArbG nicht durchzufnhren ist, kann zur
Sicherung des StAnspruchs der Abzug nach Abs. 7 angeordnet werden (vgl.
Anm. 193).
Art. 17 OECD-MA (vgl. dazu Anm. 77 und 92) schließt Artisten ein (Massbaum
in Becker/Hrppner/Grotherr/Kroppen, DBA-Kommentar, 1997, Rn. 60;
Stockmann in Vogel, DBA, 4. Aufl. 2003, Art. 17 Rn. 34).
Aufffhrungen als abzugspfl. Darbietungen: s. § 49 Anm. 559 „Auffnhrungen“.
Aufnahmeleiter: s. „Filmschaffende“.
Aufsichtsratsvergftung: Sie unterliegt bei beschr. stpfl. Empfongern dem
StAbzug iHv. 30 vH nach Abs. 1 bis 3 (ARSteuer; vgl. Anm. 18 ff.). Zur ARVer-
gntung gehrren Vergntungen jeder Art fnr die pberwachung der Geschoftsfnh-
rung außer Reisekosten, soweit sie die tatsochlichen Auslagen nicht nbersteigen
(vgl. Anm. 21).
Aufteilung von Vergntungen: vgl. Anm. 97 und 116 „anteilige Einnahmen“.
Aufzeichnungspflichten (§ 73d EStDV): vgl. Anm. 136. Abs. 7 entholt fnr den
Sicherungsabzug keine besonderen Aufzeichnungsvorschriften. § 73d EStDV ist
nicht anzuwenden; abweichend von § 73e EStDV entholt er ausschließlich be-
reits dem Wortlaut nach nur Aufzeichnungspflichten fnr Schuldner der ARVer-
gntungen und Vergntungen iSd. Abs. 4 (vgl. auch Anm. 208).
Auskfnfte an auslond. FinVerw.: vgl. Anm. 136.
Auslgndischer Veranstalter: s. „Veranstalter“.
Auslgndischer Vergftungsschuldner: s. „Vergntungsschuldner“.
Auslandskorrespondenten: s. BMF v. 13.3.1998, BStBl. I 1998, 351. Sie unter-
liegen mit ihren Bezngen als Journalisten dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2.
Dies gilt auch fnr unselbst. totige Korrespondenten, soweit kein inlond. ArbG
vorliegt (vgl. „Arbeitnehmer“). Soweit sie Beitroge fnr inlond. Zeitungsunterneh-
men und Rundfunkanstalten liefern, wurde bis zum 31.12.1992 nach § 50 Abs. 7
vom StAbzug abgesehen; s. § 50 Anm. 500 „Auslandskorrespondenten“; vgl.
auch Stuhr, Steuerabzug bei Korrespondenten, Autoren und Verlagen im Aus-
land, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 678 (1983). Keine Korrespondenten sind da-
nach: Fotografen, Fotobeschaffer, Zeichner, Autoren, Bildberichterstatter (wenn
sie lediglich Fotos mit Bildunterschriften liefern), Presseagenturen; vgl. auch
Anm. 83.
Außenprffung: s. Anm. 136.
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Aussetzung der Vollziehung: s. „Anfechtung der Steueranmeldung“ und
Anm. 135.
Ausstellungen (s. auch „Galerie“): Sie krnnen Darbietungen iSd. Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 sein (s. § 49 Anm. 523 und 559 „Ausstellungen“). Verkaufsausstellungen
sind Teil der Verwertung knnstlerischer Totigkeit, der StAbzug ist nach Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 durchzufnhren; von Bedeutung ist dies im Hinblick auf die Anwen-
dung von DBA, die den Begriff der „Verwertung“ nicht enthalten (s. Anm. 77).
Ausfbung (s. auch „Textdichter“): Sie erfolgt regelmoßig dort, wo der Stpfl.
persrnlich totig wird (vgl. § 49 Anm. 670 ff.). Zu Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 s. auch
„Darbietung“, zu Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 vgl. Anm. 86. Zur Abgrenzung von der
„Verwertung“ s. dort.
Soweit die Totigkeit iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 im Inland ausgenbt wird oder
wurde, betrug der Abzugsteuersatz bis zum VZ 1995 15 vH statt 25 vH im Falle
der Verwertung (s. Anm. 86). Ab dem VZ 2002 kommt der Staffeltarif nach
Abs. 4 Satz 5 fnr Einnahmen bis 1000 E nur im Falle der Ausnbung zur Anwen-
dung (s. Anm. 120).
Auswahlermessen: s. Anm. 142.
Autogrammstunden von Berufssportlern: Es kann sich bei Nachhaltigkeit um
eine gewerbliche Totigkeit handeln, vgl. § 49 Anm. 559 „Autogrammstunden“.
Zur Rechtslage bis VZ 1985 vgl. Kessler, FR 1984, 172. Nach Einfngung von
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 ab dem VZ 1986 unterliegen die Vergntungen fnr die Auto-
grammstunden dann dem StAbzug, wenn die Autogrammstunde im Zusam-
menhang mit einer sportlichen Darbietung im Inland steht; vgl. auch FG Hamb.
v. 17.1.1997, EFG 1997, 621 (623), insoweit durch aufhebenden Beschl. des
BFH v. 13.8.1997 – I B 30/97, BStBl. II 1997, 700, nicht bernhrt.
Autor (s. auch „Dichterlesung“, „Filmschaffende“, „Roman“): Er kann ab-
zugspfl. Vergntungen iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (schriftstellerische Totigkeit,
Anm. 80 ff.) und iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (Nutzung oder Recht auf Nutzung von
Urheberrechten, Anm. 95 ff.) beziehen.
Seine Totigkeit wird dort verwertet, wo er dem Verleger die Autorenrechte nber-
loßt (s. BFH v. 20.7.1988 – I R 174/85, BStBl. II 1989, 87). Zur Verwertung der
Filmrechte an einem im Inland geschriebenen Roman durch den Autor vgl.
BFH v. 12.11.1986 – I R 268/83, BStBl. II 1987, 372. In diesem Fall dominiert
die Ausnbung nber die Verwertung (s. Anm. 123). Am Herstellungs- oder Ver-
kaufsort des Buches verwertet der Verleger und nicht der Autor seine Rechte.
Zur Ausnbung und zur Verwertung einer Totigkeit im Inland s. Anm. 86.
Autorennen als sportliche Darbietung iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1: s. § 49
Anm. 559 „Automobilrennen“.
Ballettanz als knnstlerische Darbietung: s. „Auffnhrungen“.
Bandenwerbung: pbertragung von Werbemrglichkeiten durch auslond. Ge-
sellschaft bei Sportveranstaltungen (Bandenwerbung) auf ein inlond. Unterneh-
men ist nicht stpfl. iSv. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d. StAbzug gem. Abs. 4 Satz 1
Nr. 3 nur, wenn pberlassung der Werbemrglichkeit Nutzung oder Recht auf
Nutzung von Rechten darstellt, nicht aber solche fnr die Veroußerung von Rech-
ten (H 227a EStR); letzteres nahm der BFH an, da sich die Rechtsnberlassung
mit jeder Sportveranstaltung „verbraucht“, BFH v. 16.5.2001 – I R 64/99,
BStBl. II 2003, 641; vgl. Anm. 99.
Beauftragte als Abzugsverpflichtete (Abs. 6, § 73f EStDV): vgl. Anm. 160 ff.
Belgien: s. „Bnhnenbildner“.
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Beratung: s. „Dienstleistung“.
Berufssportler (s. auch „Amateursportler“, „Autogrammstunden“): Er ist ge-
werblich totig, so daß ein StAbzug sowohl nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 (sportliche
Darbietung oder Verwertung einer sportlichen Darbietung im Inland; vgl.
Anm. 55) als auch nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (Ausnbung oder Verwertung einer
Totigkeit als Berufssportler; vgl. Anm. 80) in Frage kommt. Zur Einschronkung
des deutschen Besteuerungsrechts durch DBA vgl. Anm. 77 und 92.
Betriebspension: s. „Nachtrogliche Einnahmen“.
Bild-Kunst, Gesellschaft zur Wahrnehmung und Verwertung der Rechte und
Ansprnche bildender Knnstler: Beauftragte iSv. Abs. 6 (vgl. BMF v. 18.4.1974,
BStBl. I 1974, 360, und Anm. 161).
Bildberichterstatter: Vergntungen fnr die Totigkeit als Bildberichterstatter (vgl.
Anm. 83) fallen unter die Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (vgl. dazu
Anm. 80 ff.); s. auch „Auslandskorrespondenten“. Zur Einschronkung des Be-
steuerungsrechts bei Eingreifen eins DBA vgl. Anm. 90.
Bildplattenaufnahme (DVD) (s. auch „Schallplattenaufnahme“): Bildplatten-
aufnahmen in Studios unterliegen als Darbietungen dem StAbzug nach Abs. 4
(BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1986, 89, Tz. 2.2.1; s. auch § 49 Anm. 522). Bis zum
VZ 1995 unterlagen wegen der Verwandtschaft zur Mitwirkung an Filmproduk-
tionen Vergntungen fnr in inlond. Studios ausgenbte Totigkeiten nach Ansicht
der FinVerw. dem ermoßigten StAbzug von 15 vH (s. FinMin. NRW v. 22.11.
1974, DB 1974, 2437). Ab dem VZ 2002 kommt der Staffeltarif nach Abs. 4
Satz 5 fnr Einnahmen bis 1000 E nur im Falle der Ausnbung zur Anwendung
(s. Anm. 120).
Billigkeitsmaßnahmen: s. „Erlaß“.
Bruttosteuersystem: s. dazu allgemein Anm. 3.
Buchherstellungs- und -verkaufsort: s. „Autor“.
Bfhnenbildner: Sie nben eine knnstlerische Totigkeit aus. Wird ein im Ausland
entworfenes und gebautes Bnhnenbild im Rahmen einer im Inland stattfinden-
den knnstlerischen Darbietung nberlassen, so unterliegt die hierfnr gezahlte Ver-
gntung dem StAbzug nach Abs. 4 in Hrhe von 25 vH. Der ermoßigte StSatz
kommt insoweit nicht in Betracht (s. Anm. 122).

Zur Einordnung eines Bnhnenbildners und Regisseurs unter Art. 17 DBA Belgien vgl.
BFH v. 11.4.1990 – I R 75/88, BFHE 160, 513, sowie unter Art. 12 Abs. 2 Satz 2 DBA
Frankreich BFH v. 2.12.1992 – I R 77/91, FR 1993, 241 = BFHE 170, 127.

Bundesamt ffr Finanzen (s. auch „Informationszentrale Ausland“): Nach § 5
Abs. 1 Nr. 2 FVG ist es fnr die Entlastung (Erstattungen und Freistellungen)
von deutschen Abzugsteuern aufgrund von DBA zustondig. Zum Entlastungs-
verfahren vgl. § 50d. Das Bundesamt holt Merkblotter bereit fnr den StAbzug
nach § 50a, den StAbzug bei Knnstlern und den StAbzug bei Filmschaffenden.
Sie krnnen von der Internetseite (www. bff. de) in mehreren Sprachen herunter-
geladen werden.
Bfrokrgfte und -rgume: s. „Sachausstattung“.
Bfttenredner: s. § 49 Anm. 559 „Bnttenredner“.
Choreograph: s. „Filmschaffende“.
Conferencier (s. auch „Knnstler“): Je nach knnstlerischer Gestaltungshrhe wird
es sich um knnstlerische oder gewerbliche Totigkeit handeln (s. auch § 49
Anm. 559 „Conferencier“). Der StAbzug erfolgt demgemoß entweder nach
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 1 (ohnliche Darbietung).
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Container (s. auch „Nutzung beweglicher Sachen“): Da die beschr. StPflicht
nach § 49 Abs. 1 Nr. 9 fnr die Vermietung beweglicher Sachen die Nutzung im
Inland voraussetzt, unterliegen Mieten fnr Container auf hoher See oder im
Ausland nicht dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3, da sie keine inlond. Ein-
knnfte sind (s. Bl^mich/Wied, § 50a Rn. 66).
Darbietungen: s. § 49 Anm. 521.
Datenbank: Da Zahlungen fnr das Recht auf Nutzung des in der Datenbank
gespeicherten Know-Hows gezahlt werden, sind sie bei Vorliegen der weiteren
Voraussetzungen (vgl. Anm. 95 ff.) abzugspfl. nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3.

Ebenso vgl. Pankow, Nationalbericht Deutschland, in: International Fiscal Association
(Hrsg.), Steuerliche Behandlung von „computer software“, CDFI, Vol. LXXIIIb, De-
venter 1988, 151.

Deutsche Demokratische Republik: Zu Billigkeitsmaßnahmen fnr Knnstler,
Schriftsteller, Komponisten und ArbN, bei denen ein StAbzug nach Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 in Frage kam, vgl. § 50 Anm. 500 „Deutsche Demokratische Repu-
blik“.

Zur Befreiung von an Vergntungsberechtigte in der DDR gezahlten Filmlizenzen: So-
lange Gegenseitigkeit bestand, wurde keine Abzugsteuer auf Vergntungen fnr Film-
lizenzen erhoben (BdF v. 19.2.1981, StEK EStG § 50a Nr. 32). Nachdem durch gesetz-
liche Anordnung eines StAbzugs in der DDR die Gegenseitigkeit nicht mehr bestand,
ordnete das BdF die Wiederaufnahme des StAbzugs nach Abs. 4 fnr alle nach dem
30.6.1986 gezahlten Vergntungen an (BdF v. 22.8.1986, BStBl. I 1986, 443). Da die
DDR jedoch keinen Einbehalt von bestimmten Vergntungen praktizierte, galt die Be-
freiung vom StAbzug fnr Vergntungen weiter, die die rffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten und das ZDF zahlten (BdF v. 3.2.1987, StEK EStG § 50a Nr. 53 = IWB F. 1
Kurznachrichten S. 22). Nachdem auch die DDR eine Befreiung auf Gegenseitigkeit
eingefnhrt hatte, stellte das BdF den ursprnnglichen Zustand (kein StAbzug nach
Abs. 4) wieder her (BdF v. 6.8.1987, StEK EStG § 50a Nr. 56).

Dichterlesung im Inland: StAbzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2,
StSatz 15 vH (vgl. Kessler, FR 1984, 172) bis zum VZ 1995 sowie ab VZ 2002
Staffeltarif bei Einnahmen bis 1000 E.
Dienstleistung: Keine Know-how-pberlassung, sondern Anwendung des
Know-how durch den Berater (s. BFH v. 16.12.1970 – I R 44/67, BStBl. II
1971, 235). Daher keine Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (s. Anm. 100).
Dirigent (s. „Filmschaffende“, „Kulturvereinigung“): Der Erlaß der Abzug-
steuer bei Kulturvereinigungen ist nicht anwendbar auf die Vergntung, die dem
Dirigenten gewohrt wird (vgl. FinSen. Hamb. v. 1.4.1987, StEK EStG § 50
Nr. 26).
Doppelbesteuerungsabkommen krnnen den StAbzug nach § 50a ausschlie-
ßen oder in der Hrhe begrenzen. Zu den einzelnen Vergntungsgruppen vgl. fnr
ARVergntungen Anm. 15, fnr Vergntungen iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Anm. 77, fnr
Vergntungen iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Anm. 92, fnr Vergntungen iSv. Abs. 4
Satz 1 Nr. 3 Anm. 106 und fnr Abs. 7 Anm. 189. Zum Entlastungsverfahren s.
§ 50d.
Doppelerstattung bei zu Unrecht einbehaltenem StAbzug hat Erstattungsver-
pflichtung des Vergntungsschuldners, nicht des Vergntungsgloubigers zur Folge
(FG Krln v. 26.2.2004, EFG 2004, 1053 [1055], nrkr., Rev.: I R 33/04). Zur Ver-
meidung einer Doppelerstattung soll der Vergntungsschuldner die von ihm ausge-
stellte Originalsteuerbescheinigung (Abs. 5 Satz 7) vom Vergntungsschuldner zu-
rnckfordern und dem FA vorlegen (OFD Chemnitz v. 4.8.2004, FR 2004, 1082).
Drehbuch: s. „Filmrecht“.
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Drehbuchfbersetzer: s. „Filmschaffende“.
Eigenveranstaltungen auslond. Knnstler ohne inlond. Veranstalter: Knnstler
kann nur durch Nachforderungsbescheid direkt in Anspruch genommen wer-
den, s. Anm. 132 und BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 6 Beisp. 3.1.
Einnahmen, Einkfnfte: Dem StAbzug unterliegen nur stbare Einnahmen,
nicht jedoch Kostenerstattungen durch den ArbG bzw. Auftraggeber in dessen
ganz nberwiegend eigenbetrieblichem Interesse. Vgl. BFH v. 27.7.1988 – I R
28/87, BStBl. II 1989, 449; s. auch „Reisekosten“ und Anm. 116. Zum Verholt-
nis Einnahmen zu Einknnften vgl. Anm. 37 und 47.
Entlassungsabfindungen iSd. § 3 Nr. 9: Soweit eine an einen beschr. stpfl.
ArbN fnr eine der in Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 genannten Totigkeiten gewohrte Abfin-
dung anloßlich der Auflrsung seines Arbeitsverholtnisses nach § 3 Nr. 9 stfrei
ist, ist sie nicht in die Bemessungsgrundlage fnr den StAbzug einzubeziehen; s.
auch BFH v. 27.7.1988 – I R 28/87, BStBl. II 1989, 449, sowie „Abfindungen“
und Anm. 116 „Steuerfreie Einnahmen“. Soweit Entlassungsabfindungen stpfl.
sind, unterliegen sie dem StAbzug, und zwar ohne Ermoßigung.
Entlastungsverfahren bei Anwendbarkeit eines DBA: s. § 50d.
Entschließungsermessen: s. Anm. 142.
Entstehung der Abzugsteuer nach § 50a mit Zufluß (Abs. 5 Satz 1): vgl.
Anm. 130.
Erlaß nach § 50 Abs. 7 oder nach der AO s. Anm. 50 f., bei Abs. 4 Satz 1 Nr. 1
vgl. Anm. 75 f., bei Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 vgl. Anm. 90 f., bei Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
vgl. Anm. 105, bei selbst. Totigen aufgrund Gleichheitssatzes vgl. BFH v.
27.7.1988 – I R 28/87, BStBl. II 1989, 449; s. auch Anm. 4 und 116.
Ermessen bei Haftungsinanspruchnahme: s. Anm. 142.
Erstattung der Abzugsteuer (Durchbrechung der abgeltenden Wirkung): s.
§ 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 3: Unterliegen die Einnahmen dem StAbzug
nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 oder 2 und sind die mit diesen Einnahmen im unmittel-
barem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben hrher als die
Holfte der Einnahmen, ist eine (teilweise) Steuererstattung auf Antrag mrglich;
s. § 50 Anm. 390 ff. Zur Erstattung bei Einbehalt ohne rechtlichen Grund vgl.
Anm. 133.
Erstattungsverfahren bei Eingreifen eines DBA: s. § 50d.
Erweiterte beschrgnkte Steuerpflicht (§ 2 AStG): s. Anm. 5.
Erweiterte unbeschrgnkte Steuerpflicht (§ 1 Abs. 2 und 3): Der StAbzug
nach § 50a ist nicht vorzunehmen, da die Vergntungsgloubiger nicht beschr.
stpfl. sind.
Europarechtswidrigkeit: s. Anm. 4.
Fernsehfunk: s. „Filmschaffende“, „Live-pbertragung“, „Reisekosten“, „Rund-
funk“; „pbertragungsrechte“.
Fernsehlizenz: s. „pbertragungsrechte“ und Anm. 99.
Fernsehschaffende (s. auch „Filmschaffende“, „Lohnsteuerabzug“): Zur Ab-
grenzung der selbst. von der nichtselbst. Totigkeit bei Fernsehschaffenden vgl.
BMF v. 5.10.1990, BStBl. I 1990, 638, Tz. 1.3.
Filmarchitekt: s. „Filmschaffende“.
Filmaufffhrungsort: s. „Filmherstellung“.
Filmaufnahmen: s. „Filmherstellung“, „Bildplattenaufnahmen“.
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Filmherstellung (s. auch „Bildplattenaufnahmen“): Bei einem im Ausland ge-
drehten und im Inland hergestellten Film wird die Totigkeit des Schauspielers im
Inland verwertet (BFH v. 15.9.1971 – I R 202/67, BStBl. II 1972, 281 [283]).
Am Filmauffnhrungsort wird dagegen das Recht des Filmherstellers verwertet.

Vgl. BFH v. 12.11.1986 – I R 144/80, BFH/NV 1987, 761; v. 12.11.1986 – I R 38/83,
BStBl. II 1987, 377; v. 12.11.1986 – I R 69/83, BStBl. II 1987, 379; v. 12.11.1986 – I R
320/83, BStBl. II 1987, 381.

Vgl. auch § 49 Anm. 751 „Filmschauspieler“. Zur pbernahme von Reisekosten
s. Anm. 116; s. auch „Kleindarsteller“.
Filmkopierkosten: Nach FinMin. NRW v. 5.2.1979 (FR 1979, 175) krnnen
dem beschr. Stpfl. erstattete Kosten fnr zusotzliche Filmkopien dem StAbzug
nach Abs. 4 unterliegen; vgl. dazu auch Kessler, FR 1979, 12).
Filmlizenzen (s. auch „Filmverleih“) an Vergntungsberechtigte in der ehemali-
gen DDR: s. „Deutsche Demokratische Republik“.
Filmrecht: Vergibt ein Autor ein Filmrecht an einem im Inland verfaßten Ro-
man, so unterliegt die Vergntung dafnr aufgrund der Ausnbung der Totigkeit der
Besteuerung im Inland, so daß bis zum VZ 1995 der ermoßigte StAbzug von
15 vH (s. Anm. 36) zur Anwendung kam, auch wenn die Vergabe nach Wegzug
aus dem Inland erfolgt (s. BFH v. 12.11.1986 – I R 268/83, BStBl. II 1987, 372).
Zahlungen fnr die pberlassung der ausschließlichen Nutzungsrechte an einem
Drehbuch sind nach BFH (v. 1.12.1982 – I B 11/82, BStBl. II 1983, 367) Vergn-
tungen fnr die zeitlich begrenzte pberlassung von Rechten, die damit bei Ver-
wertung in einer inlond. BS oder anderen Einrichtung beschr. stpfl. nach § 49
Abs. 1 Nr. 6 sein krnnen. Dann ist auch Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
gegeben.
Filmschaffende (s. auch „Kleindarsteller“):
E Klassifizierung: Filmschaffende sind zunochst nach der Art ihrer Totigkeit zu
unterscheiden (zur Abgrenzung von selbst. zur nichtselbst. Totigkeit vgl. BMF v.
5.10.1990, BStBl. I 1990, 638):
p Filmschaffende, bei denen die Vermutung dafnr spricht, daß sie knnstlerisch

totig sind und deren Einnahmen deshalb dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 unterliegen: Schauspieler, Regisseure, Autoren, Komponisten, Dirigen-
ten und Musiker, musikalische Aufnahmeleiter, Filmarchitekten, Choreogra-
phen;

p Filmschaffende, die nicht dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, sondern
ggf. dem LStAbzug nach § 39d unterliegen: Aufnahmeleiter, Kamera- und
Regieassistenten, Produktionsleiter, Tonmeister, ggf. aber auch zB Schauspie-
ler und Regisseure, die nichtselbst. totig sind (s. auch „Lohnsteuerabzug“);

p Filmschaffende, bei denen das FA im Einzelfall entscheiden muß, ob sie eine
selbst. knnstlerische Totigkeit ausnben: Komparsen, Kameramonner, Dreh-
buchnbersetzer.

E Verfahren: Soweit Freistellung nach DBA in Frage kommt (insbes. bei Totig-
keit im Ausland, Anm. 77 und 92), ist entweder Freistellung fnr Vergntungen iSd.
Abs. 4 gem. § 50d beim BfF im vorhinein (§ 50d Abs. 2) oder fnr Arbeitslohn
nach § 39b Abs. 6 beim Betriebsstotten-FA zu beantragen. Lag eine Freistel-
lungsbescheinigung im vorhinein nicht vor, ist Erstattung der Steuer zu beantra-
gen (vgl. auch BMF v. 7.5.2002, BStBl. I 2002, 521). Fnr die Freistellungsantroge
holt das BfF allg. Vordrucke bereit. Spezielle Vordrucke gibt es im Verholtnis zu
Polen, zur Schweiz, zu Tschechien und den USA. Sie krnnen beim BfF im Inter-
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net heruntergeladen werden (www. bff. de). Bei Vergntungen iSv. Abs. 4 steht
zur Vereinfachung unter bestimmten Voraussetzungen das Kontrollmeldeverfahren
zur Verfngung (s. „Kontrollmeldeverfahren“; s. auch „Kleindarsteller“).
Filmverleih: Seit 1.7.1982 keine unilaterale Ermoßigung des StSatzes mehr auf
5 vH (BdF v. 25.2.1982, BStBl. I 1982, 372); s. § 50 Anm. 500 „Filmverleih“.
„for services of (fso)“-Klausel in englischsprachigen Vertragstexten kann so-
wohl eine Vertreterklausel wie auch eine Vereinbarung, mit der sich eine Partei
selbst fnr die Leistung eines Dritten verpflichtet, wie auch eine echte Vereinba-
rung zugunsten Dritter beinhalten. Es bedarf der Auslegung im Einzelfall (FG
Krln v. 18.7.2002, EFG 2002, 1457, rkr.).
Forschung und Entwicklung: Kostenumlagen und Vergntungen fnr Auftrags-
und Gemeinschaftsforschung lrsen als solche keine Abzugspflicht aus (BMF v.
30.12.1999, BStBl. I 1999, 1122, Tz. 4.4; § 49 Anm. 1110; aA Bl^mich/Wied,
§ 50a Rn. 72; s. Anm. 100). Zur Geltendmachung von Quellensteuer auf Lizenz-
gebnhren, die den Poolmitgliedern als solche insgesamt zustehen, sowie zum
Ausgleich zwischen den Poolmitgliedern bei nur einem einzelnen Poolmitglied
zustehender Quellensteuerstattung vgl. BMF v. 30.12.1999, BStBl. I 1999, 1122,
Tz. 4.4. StAbzug nach Abs. 4 ist vorzunehmen, wenn ein auslond. Poolmitglied
einem Leistungserbringenden inlond. Poolmitglied immaterielle WG entgeltlich
zur Nutzung nberloßt (BMF v. 30.12.1999, BStBl. I 1999, 1122 Tz. 4.4).
Fotografen fallen nach Stuhr (IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 678 [1983] nicht
unter die Sonderregelung fnr „Auslandskorrespondenten“ (s. dort).
Freiberufler:
Schrifttum: G\rl, Die freien Berufe im Internationalen Steuerrecht der Bundesrepublik
Deutschland, Mnnchen 1983; Massbaum, Die beschronkte Steuerpflicht der Knnstler und
Berufssportler unter Berncksichtigung des Steuerabzugsverfahrens, Herne/Berlin 1991.
Fnr Vergntungen aus bestimmten freiberuflichen Totigkeiten (s. „Bildbericht-
erstatter“, „Journalist“, „Knnstler“, „Schriftsteller“) besteht bei Vorliegen der wei-
teren Voraussetzungen Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2; vgl. Anm. 80 ff.
Freie Mitarbeiter bei Rundfunk- bzw. Fernsehgesellschaften: s. „Filmschaffen-
de“. Zur Abgrenzung von selbst. zur nichtselbst. Totigkeit vgl. BMF v.
5.10.1990, BStBl. I 1990, 638. Soweit eine selbst. Totigkeit ausgenbt wird, kann
noch in besonders gelagerten Follen ein Gewerbebetrieb anzunehmen sein (vgl.
§ 18 Anm. 52).
Freistellungsbescheid und -bescheinigung bei DBA: s. § 50d; s. auch
Anm. 133. Haftung bei Nichtvorliegen einer Freistellungsbescheinigung: s.
Anm. 143 „Freistellungsbescheinigung“. Freistellungsbescheid als Grundlage fnr
eine Erstattung bei Einbehalt ohne rechtlichen Grund: s. Anm. 133; zur Ausset-
zung der Vollziehung bei Ablehnung eines Freistellungsbescheids s. BFH v.
13.4.1994 – I B 212/93, BStBl. II 1994, 835; zu den mit der langsamen Bearbei-
tung der Freistellungsantroge in der Praxis verbundenen Nachteilen s. Holt-
haus, IStR 2004, 199, mit Anm. Wassermeyer, IStR 2004, 200; zur Freistellungs-
bescheinigung „mit Rnckwirkung“ bei Antragstellung vor dem Auftrittstag eines
Knnstlers und Erteilung nach dem Zuflußzeitpunkt der Vergntung s. OFD
Chemnitz v. 4.8.2004, FR 2004, 1082.
Freistellungsverfahren bei Eingreifen eines DBA (BMF v. 7.5.2002, BStBl. I
2002, 521; BfF v. 9.10.2002, BStBl. I 2002, 904; v. 9.10.2002, BStBl. I 2002, 916):
bis 31.12.1988 gem. § 73h EStDV (s. Anm. 133 aE); ab 1.1.1989 § 50d (s.
Anm. 133).
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Galerie: Haftung fnr Abzugsteuer nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 fnr an einen auslond.
Knnstler ohne DBA-Schutz nberwiesene Erlrse aus dem Verkauf seiner Kunst-
werke im Inland: s. FG Ba.-Wnrtt. v. 18.5.1978, EFG 1978, 546, rkr.; OFD
Frankfurt v. 19.2.2004, StEK EStG § 50a Nr. 118 = DB 2004, 1016). Gegen An-
nahme einer Verwertung selbst. Arbeit durch Kunstwerkverkauf Risse, BB 1974,
915, mit Hinweis, daß keine inlond. Einknnfte vorliegen, wenn ein gewerblicher
auslond. Kunsthondler ohne inlond. BS oder stV zwischengeschaltet ist.
Gema: Beauftragter iSv. Abs. 6 (§ 73f Satz 1 EStDV; vgl. Anm. 161).
Geschmacksmuster: s. „Gewerbliche Schutzrechte“.
Gesellschaft bfrgerlichen Rechts als Vergntungsschuldner: Die Gesellschaft
kann als Vergntungsschuldner zum StAbzug verpflichtet sein (BMF v. 23.1.1996,
BStBl. I 1996, 89, Tz. 6 Beisp. 2a). Jeder Gesellschafter kann in voller Hrhe fnr
die Abzugsteuer im Haftungswege in Anspruch genommen werden (s. FG Mnn-
chen v. 22.7.1985, EFG 1986, 76, rkr.); s. auch Anm. 139.
Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten mbH (GVL):
Beauftragte iSv. Abs. 6 (vgl. NRW v. 22.7.1988, StEK EStG § 50a Nr. 57, und
Anm. 161).
Gewerbliche Schutzrechte (s. auch „Lizenzen“): zur Definition vgl. § 73a
Abs. 3 EStDV. Vergntungen fnr ihre Nutzung oder fnr das Recht ihrer Nutzung
lrsen Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 aus (vgl. Anm. 99). Zur Einschron-
kung des deutschen Besteuerungsrechts durch DBA vgl. Anm. 106.
Gratifikationen: s. „Aufteilung der Vergntungen“, „Nachtrogliche Einnah-
men“.
Grundlagenforschung: Das Initiieren und Frrdern von Grundlagenforschung
fnhrt nicht zu einer Nutzung des Forschungsergebnisses, so daß kein StAbzug
nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 vorzunehmen ist, wenn das Forschungsergebnis frei
verrffentlicht wird und lediglich in wissenschaftlichen Kreisen des Initiators der
Forschung das Ergebnis errrtert wird (FG Hamb. v. 19.10.2000, EFG 2001,
289, rkr.)
Grundvermjgen: Miete fnr im Inland belegenes Grundvermrgen unterliegt
nicht der Abzugspflicht nach Abs. 4 (s. Anm. 98).
Haftungsbescheid (§ 73g EStDV): s. Anm. 141. Fnr den StAbzug nach Abs. 7
wurde eine Haftung mit dem JStG 1996 v. 11.10.1995 eingefnhrt (s. Anm. 208).
Hongkong: s. Anm. 143 fnr die rechtswidrige Inanspruchnahme einer KapGes.
fnr ESt.
Hjrfunk: s. „Rundfunk“.
Informationszentrale Ausland (IZA) des Bundesamts ffr Finanzen: Nach
BMF v. 15.9.1975 (BStBl. I 1975, 1018) waren die StAnmeldungen (§ 73e
EStDV) nach Ablauf des Kj. von den FA der IZA zuzusenden. Das BMF-Schr.
v. 29.4.1997 (BStBl. I 1997, 541, ergonzt durch FinMin. Nds. v. 16.3.2000, StEK
Doppelbesteuerung Nr. 187) sieht diese Meldungen nicht mehr vor.
Inlgndische Einkfnfte iSv. § 49 sind die Voraussetzung fnr einen StAbzug
nach § 50a. Zu ARVergntungen als inlond. Einknnfte vgl. Anm. 12. Fnr eine
pbersicht nber die durch Abs. 4 erfaßten Gruppen inlond. Einknnfte vgl.
Anm. 35.
Inlgndische Unternehmungen: Wenn sie zu den in Abs. 1 aufgefnhrten Un-
ternehmensarten gehrren, mnssen sie von den Vergntungen an die beschr. stpfl.
Mitglieder ihrer Aufsichtsgremien die ARSteuer einbehalten (s. Anm. 20).
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Inlgndischer Vergftungsschuldner: s. „Vergntungsschuldner“.
Interviewpartner (s. auch § 49 Anm. 559 „Interviews“): Werden prominenten
Knnstlern, Sportlern, Artisten oder sonstigen Angehrrigen der Unterhaltungs-
branche fnr ein Interview Vergntungen gezahlt, so sind diese Einnahmen Aus-
fluß der freiberuflichen bzw. gewerblichen Totigkeit dieser Personen. Die Vergn-
tungen krnnen dem StAbzug unterliegen nach
– Abs. 4 Satz 1 Nr. 1, wenn das Interview im Rahmen einer Darbietung, zB

Talkshow, oder im Zusammenhang mit einer Darbietung, zB anloßlich einer
Sportveranstaltung, gemacht wird;

– Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 bei Knnstlern, Journalisten, usw.
Jahreskontrollmeldung: Zusammenfassende Meldung von Jahresbruttovergn-
tungen und Abzugsteuer im Rahmen des Kontrollmeldeverfahrens (s. „Kon-
trollmeldeverfahren“).
Journalist: Vergntungen fnr die Totigkeit als Journalist (vgl. Anm. 83) fallen un-
ter die Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (vgl. dazu Anm. 80 ff.). Zum Er-
laß des StAbzugs s. „Auslandskorrespondenten“. Zur Einschronkung des Be-
steuerungsrechts bei Eingreifen eines DBA vgl. Anm. 92.
Kameraassistent: s. „Filmschaffende“.
Kameramann: s. „Filmschaffende“.
Kapitalertragsteuerabzug: Der StAbzug nach § 50a und der KapErtrStAbzug
nberschneiden sich nicht. Damit bestimmt sich bei beschr. Stpfl. der StAbzug
bei Kapitalertrogen allein nach §§ 43 ff. Fnr beide Abzugsformen gemeinsam gilt
fnr nach dem 31.12.1988 zugeflossene Ertroge das Entlastungsverfahren bei
Eingreifen eines DBA nach § 50d.
Kettenlizenzvertrgge: s. „Lizenzen“.
Kleindarsteller: Fnr Kleindarsteller gilt nach Abs. 5 Satz 5 fnr nach dem
31.12.2001 zufließende Vergntungen der Staffeltarif (s. Anm. 120).

Fnr Vergntungen bis 200 DM pro Film war in BMF v. 30.1.1978 (RIW 1978 350) ein
vereinfachtes Kontrollmeldeverfahren vorgesehen. Dies wurde ersetzt durch BMF v.
21.12.1993 (BStBl. I 1994, 4) und v. 18.12.2002 (BStBl. I 2002, 1386), die keine Klein-
darstellerregelung mehr enthalten (s. auch „Kontrollmeldeverfahren“ und § 50d).

Know-how:
Schrifttum: Sonntag, Die Besteuerung von Einkommen aus dem Transfer von Technologie,
Deutscher Nationalbericht zum Thema I des 51. IFA-Kongresses, IWB F. 1 IFA-Mittei-
lung, 1427.
Vergntungen fnr die pberlassung seiner Nutzung oder des Rechts auf seine Nut-
zung unterliegen der Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (vgl. dazu
Anm. 100). Zur Definition vgl. § 49 Anm. 1110. Zur Einschronkung des deut-
schen Besteuerungsrechts durch DBA vgl. Anm. 106 (s. auch „Dienstleistun-
gen“, „Forschung und Entwicklung“).
Komparse: s. „Kleindarsteller“.
Komponist: s. „Filmschaffende“. Fnr in der ehemaligen DDR ansossige Kom-
ponisten s. „Deutsche Demokratische Republik“.
Kontrollmeldeverfahren: s. § 50d Abs. 5; vgl. BMF v. 18.12.2002, BStBl. I
2002, 1386, und Merkblatt des BfF, abrufbar unter www. bff. de.
Konzernumlagen: s. „Kostenumlagen“.
Konzertdirektion, Kfnstlerverleihgesellschaft: Ab 1986 kann StPflicht nach
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d und die entsprechende Abzugspflicht nach Abs. 4
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Satz 1 Nr. 1 bestehen (s. Anm. 55, 73 und § 49 Anm. 525, 527). Zu den prakti-
schen Schwierigkeiten bei Fehlen eines inlond. Veranstalters vgl. Anm. 132. Zum
Erlaß und zur Notwendigkeit von Billigkeitsmaßnahmen bei hohen BA s. „Er-
laß“; zum deutschen Besteuerungsrecht bei Eingreifen eines DBA vgl. Anm. 77.

Vor 1986 bestand fnr auslond. Konzertdirektionen und Knnstlerverleihgesellschaften
im Inland regelmoßig mangels inlond. BS keine StPflicht; Abzugsteuer nach Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 war nicht einzubehalten (s. Anm. 81).

Kjrperschaftsteuerpflichtige (s. auch „Liechtensteinische Anstalt“): Fnr
beschr. stpfl. Vergntungsempfonger gelten die Steuereinbehalte nach Abs. 4 und
Abs. 7 (s. Anm. 5).
Korrespondenten: s. „Auslandskorrespondenten“.
Kostenumlagen (s. auch „Forschung und Entwicklung“) lrsen keine Quellen-
steuer aus, wenn sie den Voraussetzungen der Verwaltungsgrundsotze fnr die
Prnfung der Einkunftsabgrenzung durch Umlagevertroge zwischen intern. ver-
bundenen Unternehmen entsprechen (BMF v. 30.12.1999, BStBl. I 1999, 1122,
Tz. 4.4; s. Anm. 100; § 49 Anm. 1110; aA Bl^mich/Wied, § 50a Rn. 72).
Kreuzfahrt: s. „Schiff“.
Kulturaustausch (s. auch „Kulturvereinigung“): Zur Einschronkung des StAb-
zugs aufgrund DBA vgl. Stockmann in Vogel/Lehner, DBA, 4. Aufl. 2003,
Art. 17 Rn. 92 ff., Massbaum in Becker/Hrppner/Grotherr/Kroppen, DBA,
Art. 17 OECD-MA Rn. 291 ff., und Anm. 77, 92. Zur unilateralen Einschron-
kung des StAbzugs vgl. Anm. 74.
Kulturvereinigung:
Schrifttum: Holthaus, Befreiung von der Abzugsteuer nach § 50a EStG bei rffentlich ge-
frrderten auslondischen Kulturvereinigungen – Praxisprobleme und aktuelle Weisungsla-
ge, IStR 2003, 120.
Nach § 50 Abs. 7 iVm. BMF v. 20.7.1983 (BStBl. I 1983, 382, in der nberarbeite-
ten Fassung v. 30.3.1995, BStBl. I 1995, 336) kann bei Kulturvereinigungen vom
StAbzug abgesehen werden; s. zum Erlaß der Steuer Anm. 74 sowie im einzel-
nen auch § 50 Anm. 500 „Kulturvereinigungen“. Zu verfahrensrechtlichen Fra-
gen ab 1985 vgl. FinSen. Hamb. v. 1.4.1987, StEK EStG § 50 Nr. 16; zur Aus-
nbung des Ermessens im Rahmen der Entscheidung der FinVerw. s. FG Bdb. v.
20.6.2001, EFG 2001, 1284, rkr. Zur Ausnbung des Ermessens in BMF v.
20.7.1983 (BStBl. I 1983, 382) hinsichtlich solistisch besetzter Ensembles s.
Nds. FG v. 21.9.1999, EFG 2000, 220, rkr.). Eine evtl. Freistellung vom StAb-
zug nach § 50a Abs. 4 aufgrund des o.g. Kulturorchesterlasses setzt voraus, daß
der Inhaltsadressat der Bescheinigung gleichzeitig Vergntungsschuldner des
beschr. stpfl. Vergntungsgloubigers ist (FG Mnnchen v. 19.5.2004, EFG 2004,
1538, rkr.).
Kundenadressen: Einknnfte aus der pberlassung unterliegen auch bei vorheri-
ger Selektion nach best. Kriterien mangels pberlassung von know-how nicht
dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (H 227a EStH; BFH v. 13.11.2002 – I R
90/01, BStBl. II 2003, 249).
Kunsthgndler: s. „Galerie“.
Kfnstler: s. auch „Konzertdirektion“, „Knnstlerverleihgesellschaft“, „Lohn-
steuerabzug“; BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89; v. 7.5.2002, BStBl. I 2002,
521; BfF v. 9.10.2002, BStBl. I 2002, 904.
Schrifttum: Bode/Huber/St]hlin, Zur zwischenstaatlichen Besteuerung von Knnstlern
und Sportlern mit Hinweisen auf andere Londer, DStR 1989, 130; Maßbaum, Die be-
schronkte Steuerpflicht der Knnstler und Berufssportler unter Berncksichtigung des Steu-
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erabzugsverfahrens, Herne/Berlin 1991; Grams, Besteuerung von beschronkt steuerpflich-
tigen Knnstlern, Herne/Berlin 1999.
E Tdtigkeit: Vergntungen fnr die Totigkeit als Knnstler (vgl. Anm. 81) unterlie-
gen, sofern die sonstigen Voraussetzungen erfnllt sind, der Abzugspflicht nach
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2; vgl. Anm. 80 ff. Weiterhin besteht Abzugspflicht fnr (ge-
werbliche) Einknnfte durch knnstlerische Darbietungen nach Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 (vgl. Anm. 55 ff.). Zum Reisekostenersatz als Teil der Bemessungsgrundla-
ge s. Anm. 116.
E Verwertung: Entgelte fnr die Verwertung der knnstlerischen Totigkeit unterlie-
gen dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 (s. Anm. 73 und 86).
Nach FG Ba.-Wnrtt. v. 18.5.1978 (EFG 1978, 546, rkr.) stellt der Verkauf selbst
geschaffener Kunstwerke eine Verwertung selbst. Arbeit dar (s. auch „Galerie“).
E DDR: Fnr in der damaligen DDR ansossige Knnstler vgl. „Deutsche Demo-
kratische Republik“.
E DBA: Zur Einschronkung des Besteuerungsrechts bei Eingreifen eines DBA
vgl. Anm. 77 und 92. Zum Begriff des Knnstlers nach Art. 17 OECD-MA vgl.
§ 49 Anm. 508.
Kfnstlerverleihgesellschaft: s. „Konzertdirektion“.
Leasing fber die Grenze:
Schrifttum: Kieffer, Steuerliche Wirkungen des grenznberschreitenden Mobilien-Leasing,
Berlin 1983.
Leasingzahlungen an beschr. stpfl. Leasinggeber krnnen als Vergntungen fnr die
Nutzung beweglicher Sachen dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 unterliegen
(s. Anm. 98). Bei Eingreifen eines DBA kann das deutsche Besteuerungsrecht
ausgeschlossen oder eingeschronkt sein (vgl. Anm. 106).

In der Hrhe des StAbzugs (25 vH) krnnte wegen der geringen Margen im Leasingge-
schoft ein Verstoß gegen das pbermaßverbot liegen (s. Geissen/Haarmann, 7. Gene-
ralthema, JbFfStR 1987/88, 456 f.). Wegen der Gefahr einer pberbesteuerung hat die
OECD (Trends in international Taxation, 1985, 13) empfohlen, in zuknnftigen DBA
eine Quellenbesteuerung im Ursprungsland durch Umgliederung der Leasingzahlungen
von Art. 12 (Lizenzen) in Art. 7 (Unternehmensgewinn) OECD-MA auszuschließen.
In 1992 wurde deshalb in Art. 12 Abs. 2 OECD-MA der Begriff Ausrnstungen gestri-
chen, so daß eine Zuweisung des Besteuerungsrechts in diesen Follen nunmehr nach
Art. 7 OECD-MA bei Vorliegen einer BS erfolgt (s. dazu Portner in Becker/Hrpp-
ner/Grotherr/Kroppen, DBA, Art. 12 OECD-MA Rn. 12). Nicht alle bilateralen
DBA enthalten aber diese Neuregelung.

Leihgaben: s. „Ausstellungen“.
Leistungsschutzrechte (s. auch „Autoren“, „Urheberrechte“) gehrren zu den
Urheberrechten iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (s. FG Hamb. v. 29.1.1975, EFG 1975,
368, rkr. durch Rncknahme der Rev., und Anm. 99). Vergntungen fnr Autoren-
honorare unterliegen nicht der beschr. StPflicht nach § 49 Abs. 1 Nr. 9 (kein
Entgelt fnr pberlassung gewerblichen Erfahrungswissens), sondern ggf. nach
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, Nr. 3 oder Nr. 6 (s. BFH v. 20.7.1988 – I R 174/85,
BStBl. II 1989, 87 [89]).
Liebhaberei: Liegt sogenannte stl. unbeachtliche Liebhaberei zB im Reitsport
vor, ist mangels vom Vergntungsgloubiger erzielter beschr. stpfl. Einknnfte kein
StAbzug vorzunehmen. Die Grundsotze der Liebhaberei sind auch bei beschr.
Stpfl. anzuwenden (BFH v. 7.11.2001 – I R 14/01, BStBl. II 2002, 861; s. auch
Anm. 47).
Liechtensteinische Anstalt als Vergntungsgloubiger: Sie ist kstpfl. Daher ist
die Inanspruchnahme ihres Vergntungsschuldners fnr „Einkommensteuerschul-
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den“ rechtswidrig (s. BFH v. 27.7.1988 – I R 130/84, BStBl. II 1989, 101; aA
FG Hamb. v. 14.5.1998, EFG 1998, 1412 [1413], rkr.; s. auch Anm. 143).
Live-hbertragung (s. auch „Satellitennbertragung“, „pbertragungsrechte“)
von Bild und/oder Ton einer Darbietung ist Teil der Darbietung selbst und
nicht Verwertung derselben (BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 2.2.1., 2.3;
Krabbe, FR 1986, 425 [427]; Kessler, BB 1986, 1890 [1896]; s. auch § 49
Anm. 538 und 559 „Live-pbertragungen“).
Lizenzen (s. auch „Abtretung“, „Spanien“):

Schrifttum: Sonntag, Die Besteuerung von Einkommen aus dem Transfer von Tech-
nologie, Deutscher Nationalbericht zum Thema I des 51. IFA-Kongresses, IWB F. 1
IFA-Mitteilung, 1427; Janssen, Lizenzvereinbarungen in der Filmwirtschaft, StBp.
2004, 185.
Verwaltungsanweisungen: BfF v. 9.10.2002, BStBl. I 2002, 916.

E Grundsatz: Werden Lizenzen fnr die Nutzung oder das Recht auf Nutzung
von Rechten oder Know-how gezahlt, so sind sie nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 ab-
zugsteuerpfl. (vgl. im einzelnen Anm. 95 ff.).
E Form und Bezeichnung: Ob nach deutschem Recht abzugspfl. Vergntungen nach
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 vorliegen, ist unabhongig von Form und Bezeichnung (zB
Lizenzen). Die DBA knnpfen dagegen an den Ausdruck Lizenz an, den sie re-
gelmoßig im Abkommen definieren (vgl. Art. 12 Abs. 2 OECD-MA).
E DBA schronken regelmoßig das deutsche Besteuerungsrecht bei von StAus-
londern aus Deutschland bezogenen Lizenzen ein; vgl. Anm. 106. Zur Bemes-
sungsgrundlage der Abzugsteuer bei Lizenzen nach Luxemburg vgl. Anm. 52.
Zu Kettenlizenzvertrogen iVm. Treaty-Shopping vgl. Kramer, IStR 1998, 557.
E EG-Richtlinie 2003/49/EG („Zins- und Lizenzrichtlinie“, ABlEG L 157 v.
26.6.2003, 49ff): Aufgrund dieser EG-Richtlinie sind Lizenzzahlungen zwischen
verbundenen Unternehmen in der EU vollstondig vom Quellensteuerabzug be-
freit. Die Richtlinie war zum 1.1.2004 in nationales Recht umzusetzen, wurde
aber erst durch das „EG-Amthilfe-Anpassungsgesetz“ v. 2.12.2004 (BGBl. I
2004, 3112; BStBl. I 2004, 1148) in nationales Recht durch den neu eingefngten
§ 50g umgesetzt. Zur Anwendung der Richtlinie ab dem 1.1.2004 bis zur Umset-
zung vgl. BMF v. 26.4.2004, BStBl. I 2004, 479; D\rr/Krauss/Schreiber, IStR
2004, 469; zur Umsetzung s. Forst/Busch, EStB 2005, 35.
Lohnfortzahlung: s. „Aufteilung von Vergntungen“.
Lohnsteuerabzug (s. auch „Filmschaffende“, „Fernsehschaffende“):
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 5.10.1990, BStBl. I 1990, 638; v. 31.7.2002, BStBl. I 2002,
707.
Der Abzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 geht dem LStAbzug vor; anders bei nicht-
selbst. Arbeit und Vorliegen eines inlond. ArbG (vgl. Anm. 89). Bei gastspielver-
pflichteten Knnstlern an Theaterbetrieben, freien Mitarbeitern fnr den Hrr-
oder Fernsehfunk oder Mitarbeitern in der Film- und Fernsehproduktion, die als
nichtselbst. angesehen werden und vom ArbG fnr hrchstens sechs zusammen-
hongende Monate beschoftigt werden, kann aus Vereinfachungsgrnnden ein
pauschaler LStAbzug vorgenommen werden (BMF v. 31.7.2002, BStBl. I 2002,
707, Tz. 4; zur Kritik s. Anm. 89 aE).
Luxemburg: zur Bemessungsgrundlage der Abzugsteuer bei Lizenzen vgl.
Anm. 52.
Mgzen: zur Durchfnhrung des StAbzugs bei Zahlung durch Dritte vgl.
Anm. 132 aE.
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Miete: s. „Grundvermrgen“, „Leasing“, „Nutzung beweglicher Sachen“.
Motorradrennen als sportliche Veranstaltung iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1: s. § 49
Anm. 559 „Motorradrennen“.
Musiker: s. „Filmschaffende“.
Muster: s. „Know-how“.
Nachtrggliche Einnahmen: Hierzu gehrren ua. Betriebspensionen und Jah-
resgratifikationen. Stehen nachtrogliche Einnahmen sowohl zu abzugspfl. als
auch zu nichtabzugspfl. bzw. nicht stpfl. Einknnften im Zusammenhang, ist ggf.
nur beznglich des abzugspfl. Anteils der StAbzug durchzufnhren (vgl. Anm. 97
und 126 „Anteilige Einnahmen“).
Nachtrggliche Herabsetzung von Vergftungen: Der ursprnngliche StAbzug
wird durch die nachtrogliche Herabsetzung bzw. Rnckgewohr von Vergntungen
nicht bernhrt (vgl. BFH v. 13.11.1985 – I R 275/82, BStBl. II 1986, 193). „Ne-
gative“ Einnahmen aus der Rnckgewohr von Vergntungen krnnen mit anderen,
nicht dem StAbzug unterliegenden Vergntungen ausgeglichen werden. Ein Aus-
gleich mit Vergntungen, die dem StAbzug unterliegen, ist dagegen ausgeschlos-
sen (§ 50 Abs. 2 Satz 1; s. § 50 Anm. 136, 550 „Negative Einnahmen“).
Namensrechte: zur Nutzung von Namensrechten fnr Werbezwecke s. „Persrn-
lichkeitsrechte“.
Negative Einnahmen: s. „Nachtrogliche Herabsetzung von Vergntungen“.
Nettosteuersgtze: s. H 227c EStH und Anm. 10. Zur Anwendung des Netto-
steuersatzes im allgemeinen s. Anm. 119 sowie im Haftungsverfahren s.
Anm. 143.
Nettovergftungsvereinbarung: s. „Nettosteuersotze“.
Nullregelung bei der Umsatzsteuer (§ 52 Abs. 2 UStDV aF): s. „Umsatz-
steuer“ und Anm. 116.
Nutzung beweglicher Sachen (s. auch „Container“, „Leasing“): Vergntungen
dafnr lrsen bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen Abzugspflicht nach
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 aus (s. Anm. 98). Zur Einschronkung des deutschen Besteue-
rungsrechts durch DBA vgl. Anm. 106.
Nutzung von Rechten (s. auch „Gewerbliche Schutzrechte“, „Lizenz“, „Urhe-
berrechte“): Vergntungen fnr die pberlassung der Nutzung oder des Rechts auf
Nutzung von Rechten unterliegen, wenn die sonstigen Voraussetzungen von
Abs. 4 vorliegen, dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (s. Anm. 99).
Optionsgebfhren: Abzugspfl. Vergntung fnr pberlassung des Rechts auf Nut-
zung iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (s. Nieland, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 821
[1985]).
Organisationssystem (s. auch „Dienstleistung“): Vergntung fnr Planung und
pberwachung der Einfnhrung lrst keine Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
aus (s. Hess. FG v. 8.3.1973, EFG 1973, 496, rkr.).
Panama: s. Anm. 143 fnr die rechtswidrige Inanspruchnahme einer KapGes.
fnr ESt.
Patent: s. „Gewerbliche Schutzrechte“.
Patentrechtsverletzung: Dafnr geleisteter Schadenersatz ist eine Abzugspflicht
auslrsende Vergntung iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (s. Anm. 99).
Patentverwertung im Ausland: keine Abzugspflicht bei Patentverwertung in
auslond. Tochtergesellschaft (– RR –, FR 1978, 485) oder in auslond. BS (BFH v.
23.5.1973 – I R 163/71, BStBl. II 1974, 287; s. Anm. 99).
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Pauschalierter Lohnsteuerabzug: s. „Lohnsteuerabzug“.
Persjnlichkeitsrechte: pberlassung der Rechte eines prominenten Sportlers
am eigenen Namen und Bild auf Zeit durch einen Dritten zur Durchfnhrung ei-
ner Werbekampagne kann zu dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 unterlie-
genden Einknnften fnhren (BFH v. 28.1.2004 – I R 73/02, BFH/NV 2004, 869,
870; Wild/Eigelshoven/Reinfeld, DB 2003, 1867; Schauhoff, IStR 2004,
706). Auch ein Knnstlerauftritt kann in die pberlassung des Knnstlers und die
pbertragung des Namensrechts zur Nutzung aufgespalten werden (FG Krln v.
8.6.2000, DStRE 2001, 750; NZB wegen Unzulossigkeit abgewiesen: BFH v.
27.6.2001 – I B 153/00, BFH/NV 2001, 1563).
Personalgestellung: s. „Dienstleistung“.
Personenvereinigungen des rffentlichen und privaten Rechts: Zur Frage,
wann sie inlond. Unternehmungen iSd. ARSteuer sind, vgl. Anm. 20.
Pferderennen als sportliche Veranstaltung iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1: s. § 49
Anm. 531; s. auch „Liebhaberei“.
Pkw: s. „Sachausstattung“.
Plgne: s. „Know-how“.
Preise, Preisgelder: s. „Start- und Preisgelder“, „Sachleistungen“.
Presseagenturen fallen nach Stuhr (IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 679 [1983])
nicht unter die Sonderregelung fnr „Auslandskorrespondenten“ (s. dort).
Produktionsleiter: s. „Filmschaffende“.
Profisportler: s. „Berufssportler“.
Rechte: Vergntungen fnr die Nutzung oder fnr das Recht ihrer Nutzung lrsen
Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 aus; vgl. Anm. 99. Diese kann durch
DBA eingeschronkt oder ausgeschlossen sein (vgl. Anm. 106).
Regieassistent: s. „Filmschaffende“.
Regisseur: s. „Filmschaffende“. Zur Einordnung eines Regisseurs und Bnhnen-
bildners unter Art. 17 DBA-Belgien vgl. BFH v. 11.4.1990 – I R 75/88, BFHE
160, 513.
Reisekosten sind keine abziehbaren WK bzw. BA. Sie dnrfen die Bemessungs-
grundlage fnr den StAbzug nicht mindern (Abs. 4 Satz 3). Gesondert gewohrter
Reisekostenersatz an beschr. stpfl. AR ist, soweit er die tatsochlichen Aufwen-
dungen nicht nbersteigt, stfrei; vgl. Anm. 30. Dies gilt nicht bei beschr. stpfl.
Einknnften iSd. Abs. 4 (Abs. 4 Satz 2); s. im einzelnen und zur Kritik an der un-
terschiedlichen Behandlung in Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2 Anm. 116.
Reverse Charge Verfahren bei der Umsatzsteuer (§ 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
UStG: Umkehr der Steuerschuldnerschaft): s. „Umsatzsteuer“.
Roman: Der StSatz bei Vergabe der Filmrechte an einem im Inland verfaßten
Roman betrug aufgrund der Ausnbung der Totigkeit bis VZ 1995 15 vH (s. zur
lnderung der StSotze Anm. 119), auch wenn die Vergabe erst nach dem Wegzug
aus dem Inland erfolgt (s. BFH v. 12.11.1986 – I R 268/83, BStBl. II 1987, 372).
Rfckforderung eines erstatteten StAbzugsbetrags setzt Aufhebung des der Er-
stattung zugrundeliegenden Freistellungsbescheids voraus (s. BFH v. 18.12.1986
– I R 52/83, BStBl. II 1988, 521).
Rfckgewghr von Vergftungen: s. „Nachtrogliche Herabsetzung von Vergn-
tungen“.
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Rundfunk (s. auch „pbertragungsrechte“, „Wiederholungshonorar“): Klarstel-
lend zusammen mit dem Fernsehfunk in Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 als Empfonger der
dort als abzugspfl. bestimmten Totigkeiten genannt (s. Anm. 84).
Sachausstattung (Bnroroume, Bnrokrofte, Pkw) ist nicht Teil der Bemessungs-
grundlage fnr die Abzugsteuer, es sei denn, sie wird (auch) zur privaten Nutzung
nberlassen; s. Anm. 29 „ARSteuer“ und Anm. 116 „StAbzug nach Abs. 4“.
Sachleistungen, Sachpreise: Soweit die Barvergntung nicht zur Deckung des
StAbzugs ausreicht, unterbleibt der StAbzug (s. Anm. 116). Der Vergntungs-
schuldner haftet insoweit nicht.
Satellitenfbertragung: Die Nutzung eines Transponders auf einem Satelliten
zur Verbreitung eines Fernsehprogramms ist eine technische Dienstleistung,
aber keine isolierte Sachnberlassung oder Rechtsnutzung. Mangels Einknnfte
iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 6 iVm. § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 49 Abs. 1
Nr. 9 iVm. § 22 Nr. 3 scheidet ein Quellensteuerabzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
aus (BFH v. 17.2.2000 – I R 130/97, BFH/NV 2000, 1182; Rabe, RIW 1992,
135; Kessler, BB 1986, 1890 [1896]).
Schadenersatz stellt eine abzugspfl. Vergntung iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 dar (s.
Anm. 99).
Schall(platten)aufnahmen (ebenso Compact-Disc-Aufnahmen) in inlond.
Studios (s. auch „Bildplattenaufnahmen“): Nach Auffassung der FinVerw. han-
delt es sich auch bei nichtrffentlichen Studioaufnahmen um Darbietungen iSd.
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 im Inland (BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 2.2.1.; s.
auch § 49 Anm. 522) bzw. Ausnbung der Totigkeit iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 im
Inland (BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 2.3) Ein einheitliches Entgelt
fnr die Aufnahme und die spotere Verwertung wird wegen des Vorrangs des
Ausnbungstatbestands einheitlich behandelt. Die von der FinVerw. (s. FinMin.
NRW v. 21.8.1972, FR 1972, 422) vertretene Auffassung zur Aufteilung des Ent-
gelts dnrfte nberholt sein (s. § 49 Anm. 538).
Schauspieler (s. auch „Bildplattenaufnahmen“, „Filmschaffende“): Bei einem
im Ausland gedrehten und im Inland hergestellten Film verwertet der Schauspieler
seine Totigkeit im Inland (s. Anm. 86).
Schiff als Inland: Schiffe krnnen zum Inland gehrren (s. § 1 Anm. 57). Beschr.
stpfl. Einknnfte krnnen dem StAbzug unterliegen, wenn der Inlandsbezug (s.
Anm. 47) auf dem Schiff hergestellt wird, zB durch Ausnbung einer knnstleri-
schen Totigkeit.
Schriftsteller (s. auch „Autor“, „Dichterlesung“, „Roman“): Vergntungen fnr
die Totigkeit als Schriftsteller (vgl. Anm. 83) fallen unter die Abzugspflicht nach
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (vgl. dazu Anm. 80 ff.). Fnr in der ehemaligen DDR ansossi-
ge Schriftsteller s. „Deutsche Demokratische Republik“. Zur Einschronkung des
Besteuerungsrechts bei Eingreifen eines DBA vgl. Anm. 92.
Showmaster: s. „Freie Mitarbeiter“, „Knnstler“.
Software:
Schrifttum: Korn, Software im Steuerrecht, KtSDI 1985, 6190; Pankow, Nationalbericht
Deutschland, in International Fiscal Association (Hrsg.), Steuerliche Behandlung von
„computer software“, CDFI, Vol. LXXIIIb, Deventer 1988, 139; L^demann, Die ertrag-
steuerliche Behandlung der grenznberschreitenden pberlassung von Software, FR 2000,
83; Kessler, Qualifikation der Einknnfte aus dem Online-Vertrieb von Standardsoftware
nach nationalem und DBA-Recht, IStR 2000, 70 u. 98; Urbahns/Straatmann, Steuerab-
zug bei der Nutzung auslondischer Lizenzen und ohnlicher Rechte am Beispiel eines US-
amerikanischen Lizenzgebers, INF 2002, 202.
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Zahlungen fnr die Nutzungsnberlassung von Software unterliegen bei Vorliegen
der weiteren Voraussetzungen der Abzugsteuerpflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
(vgl. Anm. 95 ff.). Zur Erfassung von Veroußerungsentgelten vgl. Anm. 99 (str.).
Vergntungen aus dem Vertrieb von Standardsoftware fnhren nicht zu dem StAb-
zug unterliegenden Vergntungen nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (OFD Mnnchen v.
28.5.1998, DB 1998, 1307).
Solidaritgtszuschlag: Zum auf den StAbzug zu erhebenden Solidaritotszu-
schlag (§ 3 Abs. 1 Nr. 6 SolZG) vgl. FG Mnnchen v. 3.6.1998, EFG 1998, 1266,
rkr.; Kessler, Zum Solidaritotszuschlag bei der Kapitalertragsteuer und bei der
Abzugsteuer nach § 50a Abs. 4 EStG, DStR 1991, 1209.
Solist: Zur Freistellung auslond. Solisten bei Auftritten im Inland nach § 50
Abs. 7 s. § 50 Anm. 500 „Solisten“.
Spanien: Zur Behandlung von Lizenzzahlungen an spanische Lizenzgeber vgl.
Friese/Wilm (RIW 1988, 920) mit Entgegnung Selling (RIW 1989, 75).
Sponsor: Zur Durchfnhrung des StAbzugs bei Zahlung durch Dritte vgl.
Anm. 132.
Sportler: s. „Amateursportler“, „Berufssportler“.
Sportveranstaltungen sind sportliche Darbietungen iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 (s.
auch § 49 Anm. 530 ff.).
Start- und Preisgelder (s. auch „Sachleistungen“) fnr sportliche Darbietungen
bei Sportveranstaltungen im Inland unterliegen bei Gewerblichkeit der Sport-
ausnbung dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 (§ 49 Anm. 559 „Start- und
Preisgelder“); zur Einschronkung der deutschen Besteuerung bei Anwendbarkeit
eines DBA vgl. Anm. 77. Bei Amateursportlern lrsen sie keine Abzugspflicht
aus (s. „Amateursportler“).
Statist: s. „Kleindarsteller“.
Steuerabzug ohne rechtlichen Grund: Anspruch des Vergntungsgloubigers
auf Erstattung (vgl. Anm. 133).
Steueraufsicht bei StAbzug nach § 50a: s. Anm. 136.
Steuererstattung auf Antrag: § 50 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3; s. § 50 Anm. 390 ff.
Steuerfreie Einnahmen (s. auch „Reisekosten“) sind nicht Teil der Bemes-
sungsgrundlage (BFH v. 27.7.1988 – I R 28/87, BStBl. II 1989, 449; s. im einzel-
nen Anm. 29 betr. ARSteuer und Anm. 116 „Steuerfreie Einnahmen“ betr.
StAbzug nach Abs. 4.
Steuersgtze: s. Anm. 10 fnr die bei den einzelnen Vergntungsformen geltenden
Brutto- und Nettosteuersotze.
Steuerschuldner ist der Vergntungsgloubiger (Abs. 5 Satz 2 und Satz 4; vgl.
Anm. 133 und 139). Er kann nur unter den Voraussetzungen von Abs. 5 Satz 6
fnr die Abzugsteuer in Anspruch genommen werden (vgl. Anm. 144). Ein etwai-
ger Steuerbescheid wird aber nicht dem Steuerschuldner, sondern dem Vergn-
tungsschuldner bekanntgemacht (vgl. Anm. 135).
Studioaufnahmen: s. „Bildplattenaufnahme“, „Filmaufnahme“, „Live-pbertra-
gungen“, Schallplattenaufnahme“. Nach Auffassung der FinVerw. handelt es
sich auch bei nichtrffentlichen Studioaufnahmen um Darbietungen iSd. Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 im Inland (BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 2.2.1.; s. auch
§ 49 Anm. 522) bzw. Ausnbung der Totigkeit iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 im Inland
(BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 2.3).
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Talkshow: Sowohl die Totigkeit des Talkmasters als auch der Auftritt der Inter-
viewpartner in der Talkshow fnhrt nicht zu dem StAbzug unterliegenden Ein-
knnften iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 (BFH v. 21.4.1999 – I B 99/98,
BStBl. II 2000, 254; s. § 49 Anm. 559).
Tanzkapelle: Soweit die Musik rein handwerksmoßig dargeboten wird, fehlt es
an knnstlerischer Gestaltungshrhe (s. Richter, NWB F. 3, 6917, 6228 [1988]).
Die Einnahmen unterliegen dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1.
Technisches Personal: Vergntungen an ein mit der technischen Vorbereitung
und Betreuung der Darbietung beauftragtes Unternehmen stellen Vergntungen
fnr Leistungen dar, die im Zusammenhang mit einer Darbietung erbracht wer-
den, und unterliegen daher dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 (s. § 49
Anm. 549).
Textdichter (s. auch „Autor“): Er nbt seine Totigkeit dort aus, wo sich die
schrpferische Leistung in Form des Verfassens der Texte vollzieht (s. BFH v.
28.2.1973 – I R 145/70, BStBl. II 1973, 660).
Tonmeister: s. „Filmschaffende“.
Tourneetheater: Nach einer Verstondigungsvereinbarung mit der Schweiz ist
von Vergntungen an schweizerische Tourneetheater ab 1.7.1987 ein StAbzug
nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 von 15 vH vorzunehmen. Unbillige Besteuerungen in
Einzelfollen sollen im Verstondigungsverfahren behoben werden (s. BMF v.
5.3.1987, BStBl. I 1987, 371; zur Bemessungsgrundlage des StAbzugs bei
schweizerischen Tourneetheatern s. OFD Mnnster v. 21.6.1989, RIW 1989,
666).
Trick- und Zauberkfnstler: s. „Zirkusveranstaltung“.
Trikotwerbung: s. „Werbung“.
hberlassung
– beweglicher Sachen: s. „Nutzung beweglicher Sachen“;
– geschntzter Rechte: s. „Rechte“;
– ungeschntzter Rechte: s. „Know-how“.
hbertragungsrechte: s. auch „Live-pbertragung“, „Rundfunk“.
E Kcnstlerische Veranstaltungen: Der Veranstalter hat ein dem Urheberrecht ver-
wandtes Schutzrecht iSd. § 81 UrhG, dessen Nutzung nbertragen werden kann.
Die aus der pbertragung erzielten Einknnfte unterliegen entweder als Live-
pbertragung oder als Verwertung einer Darbietung dem StAbzug nach Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 oder bei Rechtenbertragung unabhongig von einer Darbietung dem
StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3.
E Sportveranstaltungen: Anders als bei knnstlerischen Veranstaltungen genießt der
Veranstalter von Sportveranstaltungen kein dem Urheberrecht verwandtes
Schutzrecht. Je nach Fallgestaltung krnnen ihm zum Schutz seiner wirtschaft-
lichen Interessen Ansprnche aus § 823 Abs. 1 BGB (Recht am eingerichteten
und ausgenbten Gewerbebetrieb), aus § 826 BGB oder wettbewerbrechtlichen
Ansprnchen (§ 1 GWB) zustehen. Als Besitzer oder Eigentnmer des Veranstalt-
ungsorts kann er ferner sein Hausrecht (§§ 854, 1004 BGB) gegennber Dritten
geltend machen. Die Erlaubnis des Veranstalters zur Fernsehnbertragung einer
Sportveranstaltung ist daher im Rechtssinn keine pbertragung von Rechten,
sondern eine Einwilligung in Eingriffe, die der Veranstalter aufgrund der ge-
nannten Rechtspositionen verbieten krnnte (BGHZ 110, 371, 383 f.; auch Rabe,
RIW 1991, 317 ff.). Einknnfte aus der Live-pbertragung oder deren Verwertung
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unterliegen dem StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1. Sofern und soweit der Ver-
anstalter seinem Vertragspartner genehmigt, seine Einwilligung an einen Dritten
(gegen Entgelt) zu nbertragen, kann in der pbertragung der Gestattung eine
Verwertung iSd. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 liegen; s. auch BMF v. 23.1.1996, BStBl. I
1996, 89, Tz. 6 Beisp. 10.
Umlagevertrgge: s. „Konzernumlagen“.
Umsatzsteuer als Teil der Bemessungsgrundlage der Abzugsteuer, auch im
Falle der sog. Nullregelung nach § 52 Abs. 2 UStDV aF bis zum VZ 2001, sowie
zur Anwendung des sogen. Reverse Charge Verfahrens (Umkehr der Steuer-
schuldnerschaft) nach § 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG: Vgl. Anm. 28 (ARSteuer)
und Anm. 116 (StAbzug nach Abs. 4); zur Beurteilung von Sportlern als Unter-
nehmer iSd. UStRechts vgl. Dziadkowski, Zur Unternehmereigenschaft von
Sportlern, BB 1986, 2377.
Umzugskosten sind „Betroge iSd. § 3 Nr. 13 und 16“ und deshalb grds. Teil
der Bemessungsgrundlage iSd. § 50a Abs. 4 Satz 2; s. dazu „Reisekosten“.
Urheberrechte (s. auch „Leistungsschutzrechte“, „Verteilungsplan“): zur Defi-
nition vgl. § 73a Abs. 2 EStDV. Vergntungen fnr ihre Nutzung oder fnr das
Recht ihrer Nutzung lrsen Abzugspflicht nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 aus; vgl.
Anm. 99. Der Steuereinbehalt kann unter den Voraussetzungen von Abs. 6
durch Beauftragte erfolgen; vgl. Anm. 160 ff. Zur Abgrenzung gegennber der
Verwertung knnstlerischer usw. Darbietungen (Abs. 4 Satz 1 Nr. 1) und Totigkei-
ten (Abs. 4 Satz 1 Nr. 2) vgl. Anm. 40. Zur Einschronkung des deutschen Be-
steuerungsrechts bei Anwendbarkeit eines DBA vgl. Anm. 106.
Urlaubsgeld: vgl. „Aufteilung von Vergntungen“.
Veranlagung auf Antrag: Nach § 50 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 Nr. 2 krnnen
beschr. stpfl. ArbN, die Staatsangehrrige eines EU- oder EWR-Mitgliedsstaats
sind, in einem dieser Staaten ihren Wohnsitz oder gewrhnlichen Aufenthalt ha-
ben und Einknnfte iSd. § 49 Abs. 1 Nr. 4 beziehen, auf Antrag zur ESt. veran-
lagt werden; s. im einzelnen § 50 Anm. 360 ff.
Veranstalter (s. auch „Konzertdirektion“, Knnstlerverleihgesellschaft“): Zum
StAbzug bei Fehlen eines inlond. Veranstalters vgl. Anm. 132.
Vergußerung: Zur Abzugspflicht bei Veroußerung von Rechten vgl. Anm. 99,
bei der Veroußerung von Know-how vgl. Anm. 100.
Vereinfachtes Steuererstattungsverfahren: s. „Steuererstattung“.
Verfahren
– fnr den StAbzug nach § 50a: Regelung in Abs. 5 (vgl. Anm. 130 ff.) und

Abs. 6 (vgl. Anm. 160 ff.),
– als Teil einer Know-how-pbertragung: s. „Know-how“.
Verfassungsmgßigkeit (s. auch „Leasing“): zur grundsotzlichen Verfassungs-
moßigkeit des Abzugs gem. § 50a bei gleichzeitig verfassungsrechtlich gebote-
nem Erlaß in Einzelfollen vgl. Anm. 4.
Vergftungsglgubiger: Er ist der Steuerschuldner (Abs. 5 Satz 2 und 4; vgl.
Anm. 133), kann aber nur unter den Voraussetzungen von Abs. 5 Satz 6 (vgl.
Anm. 144) in Anspruch genommen werden.
Vergftungsschuldner (s. auch „Gesellschaft bnrgerlichen Rechts“): Er ist Ab-
zugsverpflichteter (Abs. 5 Satz 2). Zur Einschronkung auf inlond. Vergntungs-
schuldner vgl. Anm. 132. Der Vergntungsschuldner haftet fnr Einbehalt und
Abfnhrung der Steuer (Abs. 5 Satz 5; vgl. Anm. 141).
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Verjghrung des Haftungsanspruchs: vgl. Anm. 143; zu unterschiedlichen Fri-
sten beim Quellensteuerabzug und beim Erstattungsanspruch aufgrund § 50d
iVm. einer Freistellung vom oder Minderung des Quellensteuerabzugs vgl. Bun-
zeck, DStR 1997, 750.
Verlag (s. auch „Auslandskorrespondent“, „Autoren“): zu den StAbzugspflich-
ten eines inlond. Verlags und der Situation auslond. Verlage mit Vergntungen aus
dem Inland vgl. Stuhr, IWB F. 3 Deutschland Gr. 3, 677 (1983).
Verleger: s. „Verlag“.
Vermittler, die tatsochlich eine Vermittlungsfunktion zwischen Vergntungs-
schuldner und Vergntungsgloubiger einnehmen und nur eine Vergntung fnr die
Vermittlung erhalten, unterliegen mit diesen Einknnften nicht dem StAbzug
(BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 6 Beisp. 4b). Zur Auslegung einer „for
services of (fso)“-Klausel s. „for services of“.
Verteilungsplan: Die sich danach ergebenden Betroge sind Bemessungsgrund-
lage fnr den durch Beauftragte nach Abs. 6 (vgl. Anm. 160 ff.) vorzunehmenden
StAbzug nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 bei Vergntungen fnr Urheberrechte (s. BFH v.
24.6.1964 – I 166/61 U, BStBl. III 1964, 544).
Vertriebslizenz (s. auch „Alleinvertriebsrecht“): Vergntung fnr pberlassung der
Nutzung eines Rechts und daher abzugspfl. nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3; s. FG
Mnnchen v. 6.3.1985, EFG 1985, 351; dazu Anm. von Heinicke, FR 1985, 674.
Der BFH (v. 27.7.1988 – I R 87/85, BFH/NV 1989, 393) hat das Urt. aus ande-
ren Grnnden aufgehoben, dabei aber darauf hingewiesen, daß im zu entschei-
denden Fall ein nicht stpfl. Alleinvertriebsrecht vorliegt; ebenso BFH v.
27.7.1988 – I R 130/84, BStBl. II 1989, 101.
Verwaltungsratsvergftung: Sie unterliegt bei beschr. stpfl. Empfongern dem
StAbzug iHv. 30 vH nach Abs. 1 bis 3 (sog. Aufsichtsratsteuer); vgl. Anm. 18 ff.
Verwertung (s. auch „Autor“, „Knnstler“, „Roman“ „Schauspieler“): Sie ist von
der Ausnbung zu trennen, da fnr sie unterschiedliche Regelungen beim StAbzug
gelten: Bei Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 ist jede Verwertung der aufgefnhrten Darbietun-
gen im Inland erfaßt, bei Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 muß die Verwertung durch den aus-
nbenden Stpfl. erfolgen.
Bei Verwertung betrug der StAbzug 25 vH bis zum VZ 1995 (Anm. 36) gegen-
nber 15 vH bei Ausnbung, ab VZ 1996 einheitlicher StSatz, ab VZ 2002 Staffel-
tarif fnr Darbietungen, nicht aber Verwertung.
DBA-Regelungen schronken in vielen Follen das deutsche Besteuerungsrecht bei
Verwertung im Inland ein. Zur Verwertung bei den Darbietungen iSv. Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 vgl. Anm. 55 und bei den Totigkeiten iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 vgl.
Anm. 86. Es krnnen sich pberschneidungen mit Vergntungen zur pberlassung
der Nutzung von Urheberrechten ergeben; s. dazu Anm. 40.
Verwertungsgesellschaft Wort vereinigt mit der Verwertungsgesellschaft Wis-
senschaft: Beauftragte iSv. Abs. 4 (vgl. FinMin. Bayern v. 17.11.1986, StEK
EStG § 50a Nr. 52, und Anm. 161).
Videoaufnahmen: s. „Bildplattenaufnahme“, „Filmherstellung“.
Vortrgge wissenschaftlicher und literarischer Art sind keine sonstigen Darbie-
tungen iSv. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und lrsen daher nicht die entsprechende Abzugs-
pflicht aus (BMF v. 23.1.1996, BStBl. I 1996, 89, Tz. 2.2.1).
Warenzeichen (s. auch „Gewerbliche Schutzrechte“ „Vertriebslizenz“): Zahlun-
gen fnr das Recht, Waren der angemeldeten Art mit dem Warenzeichen zu ver-
sehen, sind steuer- und abzugspfl., nicht dagegen Zahlungen fnr das Recht, Wa-
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ren mit einem bestimmten Warenzeichen zu vertreiben (s. BFH v. 27.7.1988 – I R
130/84, BStBl. II 1989, 101; v. 27.7.1988 – I R 87/85, BFH/NV 1989, 393; s.
auch Anm. 99 aE)
Wechsel: zum Zuflußzeitpunkt vgl. Richter (StBp. 1978, 251).
Werbeeinnahmen: s. § 49 Anm. 543, 549 u. 551 (mit knnstlerischen und sport-
lichen Darbietungen zusammenhongende Leistungen) sowie § 49 Anm. 559
„Werbeeinnahmen“.
Werbekampagne (s. auch „Persrnlichkeitsrechte“, „Werbeeinnahmen“): Die
Mitwirkung eines prominenten Sportlers an einer Werbekampagne sowie die
vertragliche Vereinbarung mit einem Dritten, diese Mitwirkung zu verschaffen,
sind gewerbliche Einknnfte, die mangels BS oder stV im Inland nicht dem StAb-
zug nach Abs. 4 unterliegen (BFH v. 28.1.2004 – I R 73/02, BFH/NV 2004,
869 [870]).
Wiederholungshonorar: Wiederholungshonorare sind der Einkunftsart zuzu-
ordnen, zu welcher das Ersthonorar gehrrt hat. Dies gilt auch dann, wenn das
Wiederholungshonorar nicht vom Schuldner des Ersthonorars gezahlt wird. Ist
das Ersthonorar im Rahmen der Einknnfte aus nichtselbst. Arbeit zugeflossen
und wird das Wiederholungshonorar durch einen Dritten gezahlt, so ist ein
LStAbzug nicht vorzunehmen (BMF v. 5.10.1990, BStBl. I 1990, 638, Tz. 1.5)
Wohnsitzbestgtigung durch die Steuerbehrrde des Ansossigkeitsstaates als
Voraussetzung fnr Freistellung: § 50d Abs. 4.
Zahlung durch Dritte: zur Durchfnhrung des StAbzugs vgl. Anm. 132.
Zirkusveranstaltung als artistische bzw. ohnliche Darbietung iSd. Abs. 4 Satz 1
Nr. 1: s. § 49 Anm. 559 „Zirkusveranstaltung“.
Zuflußzeitpunkt: s. § 73c EStDV; mit dem Zufluß entsteht die Abzugsteuer
nach § 50a (Abs. 5 Satz 1; vgl. Anm. 130).
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